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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 2 Minuten 

Präsident Erich Holzinger: Ich e r ö f f n e die 
565 . Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll der 564 .  Sitzung des 
Bundesrates vom 28. Jänner 1 993 ist aufgelegen, 
unbeanstandet geblieben und gilt daher als geneh
migt. 

K r  a n k gemeldet haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Bernhard Gauster, Erich Mosel' 
und Helmut Bieler. 

E n t s c h u I d i g t hat sich das Mitglied des 
Bundesrates Dr .  Michael Rockenschaub. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: E ingelangt ist ein Schreiben des 
Landtagsdirektors von Niederösterreich betref
fend Mandatsverzicht im Bundesrat . 

Ich ersuche die Frau Sch riftführerin um Verle
sung dieses Schreibens. 

Schriftführerin Helga Markowitsch: 

"An die Kanzlei des Bundesrates 

Betrifft: Wahl eines Mitgliedes und eines Er
satzmannes des Bundesrates 

Sehr geehrter Herr Parlamentsvizedirektor! 

Herr Bundesrat Dr. Alfred Gusenbauer hat 
aufgrund seiner Einberufung als Abgeordneter 
zum Nationalrat sein Mandat als Mitglied des 
Bundesrates zurückgelegt. Der zugeordnete Er
satzmann des Bundesrates, Herr Dietmar Prorok. 
hat auf das freiwerdende Mandat im Bundesrat 
verzichtet. 

Auf Vorsch lag des SPÖ-Klubs N iederösterreich 
wird daher i n  der Sitzung des Niederösterreichi
schen Landtages am 1 8. Februar 1 993 anstelle 
von Herrn Dr .  Alfred Gusenbauer Herr Ewald 
Sacher, geb. 3. 8. 1 949, Mittelschuldirektor, 
wohnhaft 3500 Krems. Am Katzensteig 24, als 
Mitglied des B undesrates und Herr Dietmar Pro
rok, Angestellter der P V  A, wohnhaft 2230 Gän
serndorf, Seegasse 5, als sein Ersatzmann gewäh lt 
werden .  

Mit  freundlichen Grüßen 

Der Landtagsdirektor: 

Dr. Krause 

Wirkl. Hofrat" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Eingelangt sind ferner zwei Schreiben des Bun
deskanzleramtes betreffend Ministervertretun
gen . 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin auch um 
Verlesung dieser Schreiben. 

Schriftführerin Helga Markowitsch: 

"An den Präsidenten des B undesrates 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen , daß ich 
mich am 29. und 30. Jänner beziehungsweise in
nerhalb des Zeitraumes vom 3. bis 1 1 . Feber 1 993 
im Ausland aufhalten werde. 

Gemäß Artikel 69 Absatz 2 des Bundes-Ver
fassungsgesetzes vertritt mich in dieser Zeit der 
Herr Vizekanzler, den ich h ievon in Kenntnis ge
setzt habe. 

Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hoch
achtung 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky" 

Das zweite Schreiben des B undeskanzleramtes 
lautet: 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr B undespräsident hat am 1 9. Jänner 
1 993, ZI. 800 420/5, folgende Entschließung ge
faßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini
sters für Justiz Dr.  N ikolaus M ichalek am 3. und 
4. Feber 1 993 den B undesminister für Föderalis
mus und VerwaItungsreform Jürgen Weiss mit 
der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteil u ng zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Ministerialrat Dr.  Wiesmüller" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Eingelangt sind zwei Anfragebeantwortungen, 
die den Anfragestellern übermittelt wurden .  

D ie  Anfragebeantwortungen wurden vervielfäl
tigt und auch an alle übrigen Bundesrätinnen und 
Bundesräte vertei lt .  

Eingelangt ist ferner ein Beschluß des Natio� 
nalrates vom 29. Jänner 1 993 betreffend ein Bun
desgesetz über die Genehmigung des B undes
rechnungsabschlusses für das Jahr 1 99 1 .  
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Präsident 

D ieser Beschluß unterl iegt nach Art. 42 Abs. 5 
B-VG nicht dem Einspruchsrec ht des Bundesra
tes. 

E ine weitere geschäftsordnungsmäßige Be
handlung des vorl iegenden Beschl usses durch den 
Bundesrat ist daher nicht vorgesehen. 

E ingelangt sind ferner jene Beschlüsse des Na
tionalrates, d ie Gegenstand der heutigen Tages
ordnung sind. 

Ich habe diese Beschlüsse sowie den Bericht des 
Bundesmin isters für Arbeit und Soziales den in 
Betracht kommenden Ausschüssen zur Vorbera
tung z u g  e w i e s e n . Die Ausschüsse haben 
ihre Vorberatungen abgeschlossen und schriftli
che Ausschußberichte erstattet. 

Ich habe al le Vorlagen auf die Tagesordnung 
der heutigen Sitzung gestellt. 

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht? 
- Das ist nicht der Fa ll .  

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Aufgrund eines mir zugekommenen 
Vorschlages beabsichtige ich ,  die Debatte über die 
Punkte 3 bis 6 der Tagesordnung unter einem ab
zufüh ren. 

Die Punkte 3 bis 6 sind Beschlüsse des Natio
nalrates vom 29. Jänner 1 993 betreffend 

Änderungen des G üterbeförderungsgesetzes, 
des Rohrleitungsgesetzes 1 9 75, des Kraftfahrli
niengesetzes 1 952 und des Gelegenheitsverkehrs
gesetzes. 

Erhebt sich gegen die Zusammenziehung der 
Debatte ein Einwand? - Dies ist nicht der Fal l .  
Wir werden daher in diesem Sinne vorgehen. 

1.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1 993 betreffend ein 2. Fakultativpro
tokoll zu dem Internationalen Pakt über bürger
liche und politische Rechte zur Abschaffung der 
Todesstrafe (244 und 939/NR sowie 44811BR der 
Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nunmehr in d ie Tages
ordnung ein und gelangen zum l. Punkt: Be
sch luß  des Nationalrates vom 29. Jänner 1 993 be
treffend ein 2. Fakultativprotokoll zu dem Inter
natio nalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte zur Abschaffung der Todesstrafe. 

D ie Berichterstattung hat Herr Bundesrat Josef 
Faustenhammer übernom men. Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Josef Faustenhammer: Ge
schätzter Herr Präsident ! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren des Bundesrates! Der gegen-

ständl iche Beschluß des �ationalrates trägt dem 
Umstand Rechnung, daß Osterreich das Protokoll 
Nr. 6 zur Konvention zum Schutz der Menschen
rechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung 
der Todesstrafe ratifiziert hat. Neben diesem Pro
tokol l  Nr. 6 ist das 2. Fakultativprotokoll zu dem 
Internationalen Pakt über bürgerliche und politi
sche Rechte als ein weiterer Schritt zur interna
tionalen ÄChtung der Todesstrafe anzusehen. 

Im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG hat der Na
tionalrat beschlossen, daß der vorliegende Staats
vertrag durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen 
ist. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 2. Feber 1993 in 
Verhandlung genom men und einstim mig be
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechts
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

1 .  Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1 993 betreffend das 2. Fakultativpro
tokoll zu dem Internationalen Pakt über bürgerli
che und politische Rechte zur Abschaffung der 
Todesstrafe wird kein Einspruch erhoben.  

2. Gegen den Beschluß des Nationalrates, den 
Staatsvertrag im Sinne des Art . 50 Abs. 2 B-VG 
durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen, wird 
kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in  die Debatte ein .  

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Dr.  
Günther Hummer. Ich erteile es ihm. 

9.10 
Bundesrat Dr. Günther Hummer (ÖVP, Ober

österreich): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Hoher B undesrat! 
Meine sehr  verehrten Damen und Herren !  Nach 
der Auffassung, wie sie in den Erläuterungen zur 
Regierungsvorlage aufscheint, bleibt das in Bera
tung stehende 2. Fakultativprotokoll zu dem In
ternationalen Pakt über bürgerliche und politi
sche Recht� zur Abschaffung der Todesstrafe hin
ter der in Osterreich bestehenden Rechtslage zu
rück. Es sollte aber dennoch als Ausdruck der 
internationalen Solidarität Österreichs ratifiziert 
werden .  

Dem schließt sich der Bericht des Justizaus
schusses des Nationalrates an, in dem vom Stand
punkt der Logik aus recht unbefriedigend zwar 
dieselbe Auffassung wie in der Regierungsvorlage 
vertreten wird, und dennoch der Antrag beschlos
sen wurde, d iesen Staatsvertrag gemäß Artikel 50 
Abs. 2 B-VG durch die Erlassung von Gesetzen 
zu transformieren, denn Artikel 50 Abs. 2 B-VG 
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Dr. Günther Hummer 

enthält eine Ermächtigung, keinesfalls eine Ver
pflichtung des Nationalrates. Artikel 50 Abs. 2 
lautet: 

Anläßlich der Genehmigung eines unter Abs. 
fallenden Staatsvertrages kann der Nationalrat 
beschließen ,  daß dieser Staatsvertrag durch Erlas
sung von Gesetzen zu erfüllen ist. 

Nach österreichischem Rechtsverständnis, wie 
es sich insbesondere in der Rechtsprechung der 
Gerichtshöfe öffent l ichen Rechtes manifestiert, 
dienen Erläuterungen allerdings - wie alle son
stigen Materialien - zwar der Auslegung gesetz
l icher Best immungen, die darin zum Ausdruck 
kommende Rechtsauffassung ist aber n icht bin
dend. Es ist der Rechtsanwendung überlassen, sie 
entsprechend zu werten. Es ist deshalb letztl ich 
der Text des Übereinkommens für d ie Klärung 
der Frage heranzuziehen, ob die geltende Rechts
lage weitergeht als der heute zu verabschiedende 
Staatsvertrag. 

Gemäß Artikel 85 des B-VG ist die Todesstrafe 
abgeschafft. Artikel 85 ist in dieser Fassung seit 
dem 29. Februar 1 968 in Kraft . Vorher lautete 
diese Bestimmung: "Die Todesstrafe im ordentli
chen Verfahren ist abgeschafft."  

Im Bundesverfassungsgesetz vom 24. Juli 1 946 
war die Todesstrafe in Osterreich auch im ordent
lichen Verfahren für zulässig erklärt worden. Die 
Zu lässigkeit wurde durch ein Bundesverfassungs
gesetz vom 1 2. Mai 1 948 bis 30. Juni 1950 er
streckt. Der Nationalrat sprach sich aber in seiner 
Sitzung vom 24. Mai 1 950 gegen eine weitere Er
streckung aus, sodaß am 1 .  Juli 1 950 die Todes
strafe im ordentlichen Verfahren, also i m  stand
gerichtlichen Verfahren, wiederum abgeschafft 
war. 

Österreich hat ferner in der Folge das Protokoll 
N ummer 6 zur Konvention zum Schutz der Men
schenrechte und Grundfreiheiten über die Ab
schaffung der Todesstrafe ratifiziert. Der Kern 
des heute zur Debatte stehenden 2. Fakultativ
protokol ls findet sich in dessen Artikel 1 ,  der be
sagt: 

Absatz 1 :  Niemand, der der Jurisdiktion eines 
Vertragsstaates dieses Fakultativprotokolls unter
steht, darf hingerichtet werden. 

Absatz 2: Jeder Vertragsstaat ergreift a lle erfor
derlichen Maßnahmen, um die Todesstrafe in sei
nem Hoheitsbereich abzuschaffen. 

Daraus könnte - nach erstem Anschein wenig
stens - gefolgert werden, daß im Bereich der ter
ritorialen Souveränität der Rep ublik Österreich 
keine Todesstrafe ausgesprochen oder vollstreckt 
werden darf und daß es damit sein Bewenden hät
te. Darüber hinaus kann allenfalls noch gefordert 
werden, daß diese Verpflichtung so weit reicht, 

wie nach völkerrechtlichen Bestimmungen die 
Souveränität mittelbar oder unmittelbar wirksam 
wird, wie zum Beispiel im exterritorialen Bereich 
oder auf österreichischen Schiffen. 

Man wird aber nach dem Geist des Überein
kommens auc h gesetzgeberisch dafür Sorge zu 
tragen haben, daß etwa im Bereich des Fremden
rechtes und der Straf justiz niemand der Jurisdik
tion eines Staates ausgeliefert oder preisgegeben 
wird, in dem er die Todesstrafe zu gewärtigen hat. 

Diesem Umstand trägt aber das Asylgesetz 
nicht und das Fremdengesetz nur teilweise Rech
nung. Auch die Bestimmungen über die Ausliefe
rung und Durchl ieferung i n  Strafsachen , wie sie 
im Ausl ieferungs- und Rechtshilfegesetz geregelt 
sind, werden den Anforderungen, wie sie das ge
genwärtige 2. Fakultativprotokoll enthält, nicht 
vollständig gerecht. 

Es wird deshalb Sache des Justiz- und Innenmi
nisteriums sein, den gesamten, von ihnen zu voll
ziehenden Rechtsbestand daraufhin zu überprü
fen, ob er dem hohen Standard des gegenständli
chen Übereinko mmens auch tatsächlich ent
spricht. 

Der Weg, den Österreich bis zur endgültigen 
und vollständigen Abschaffung der Todesstrafe 
gehen mußte, war lan.g, von Rückschlägen ge
zeichnet und ist für Osterreichs Zukunft Ver
pflichtung. 

Vor 206 Jahren, im Jahre 1 787, hat Kaiser Jo
sef 11. zum ersten Mal die Todesstrafe abge
schafft. M it dem Strafgesetz aus dem Jahre 1 803 
wurde sie wieder eingeführt. Im Kaiserstaat 
Österre ich wurden zwischen 1 804 und 1 848 
1 304 Todesurteile gefällt und 448 davon auch 
vollstreckt. 

Auc h auf dem nachmaligen Gebiet der Repu
blik Österreich wurden in  den Jah ren 1 867  bis 
1 9 1 9  ohne Militärgerichtsbarkeit 590 Todesur
teile gefällt und h ievon 30 - das waren 5 Prozent 
- vol lstreckt. Von 1 934 bis 1 938 wurden 1 4 1  To
desurteile gefällt und 44 davon vollstreckt. D ie 
Konstituierende Nationalversammlung hatte ja 
im Jahre 1 9 1 8  die Todesstrafe im ordentlichen, 
jedoch nicht im standgerichtlichen Verfahren ab
geschafft. 

In den Jahren 1 938 b is 1945 wurden allein  im 
"Grauen Haus" in Wien,  also im Landesgericht 
für Strafsachen, 1 1 84 Menschen h ingerichtet. Es 
läßt aufhorchen, daß auch nach dem Zweiten 
Weltkrieg in Österreich bis zur Abschaffung der 
Todesstrafe im Jahre 1 950 insgesamt 1 0 1  Todes
urteile verhängt wurden. 46 dieser Urteile wurden 
vollstreckt, davon waren allerd ings 30 von Volks
gerichten ausgesprochene Todesurteile. 
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Die Kriminalpolitik weiß: Die Todesstrafe ist 
kein geeignetes Mittel. potentielle Täter von Ka
pitalverbrechen abzuschrecken, wie überhaupt 
nicht sosehr die Höhe oder die Schwere der zu 
gewärtigenden Strafe Täter abschreckt, als viel
mehr eine hohe Wahrscheinlichkeit, gefaßt zu 
werden. So hat Universitätsprofessor Dr. Kadecka 
etwa über die Todesstrafe in einer Ansprache ge
sagt: Sie ist kein Akt der Gerechtigkeit. sondern 
ein atavistischer Zug der alten Vergeltungsmetho
de "Aug' um Aug' , Zahn um Zahn" . Sie schreckt 
nicht ab, denn jeder Verbrecher hofft doch, daß 
er nicht entdeckt wird .  

Dennoch ist es erstaunlich, daß z u  keiner Zeit 
- auch nicht heute - der Ruf nach der Todes
strafe ganz verstummt ist, wenngleich sie heute 
viel mehr Gegner als Befürworter findet. Es ist -
blickt man in die Geschichte des christlichen 
Abendlandes zurück - überraschend, daß große 
Menschen wie Thomas von Aquin, luther, Rous
seau. Kant, Hegel, Goethe und Bismarck Befür
worter der Todesstrafe waren .  Namhafte Gegner 
der Todesstrafe waren etwa Thomas Morus, Vol
taire, F ichte, Schleiermacher und Ketteler. Es 
steht außer Zweifel, daß in Staaten mit Todesstra
fe nicht weniger Gewalt- und Kapitalverbrechen 
begangen werden als in anderen. Die Abschaf
fung der Todesstrafe hat nirgendwo die Krimina
litätsrate steigen lassen - eher umgekehrt .  

Ich darf nun vom kriminalpolitischen Aspekt 
zum praktisch-juristischen kommen, und zu
nächst e inmal grundsätzlich zum Zweck der Stra
fe und zum Wesen der Strafe sagen, daß wir uns 
vergegenwärtigen sollen:  Zu bestrafen ist die feh
lerhafte Haltung des Täters gegenüber einem als 
sozial schützenswert erkannten Rechtsgut, d ie 
sich in concreto in  einer schuldhaft begangenen 
Straftat realisiert hat. 

Kern des Delikts ist im modernen Strafrecht die 
Schuld, die in der rechtswidrigen Verwirklichung 
des Straf tatbestandes evident wird. Strafe ist also 
Vergeltung der Übeltat in maßhaltender Weise, 
ausgerichtet am Maßstab des Gesetzes. 

Wie anders als "Strafe" sollte die Rechtsfolge 
sonst heißen, die der Gesetzgeber vorsieht? An 
d ieser Grundtatsache ändert n ichts, daß die Strafe 
Wirkungen zeitigt - oder auch leider manchmal 
nicht zeitigt - ,  die der Gesetzgeber wünscht: die 
Abschreckung des Bestraften vor weiteren Straf
taten - das nennt man "Spezialprävention" - ,  
d ie Abschreckung des Publikums, es dem Straftä
ter gleichzutun - das nennt man "Generalprä
vention" - ,  oder schlichtweg Schutz der Öffent
lichkeit durch Absonderung des Täters vor dem 
Publikum. 

Strafe fußt auf dem Gefühl, aber auch auf der 
Überzeugung, daß Schuld, die böse Tat, maßhal
tend vergolten, gebüßt werden müsse. Strafe ist 

als solche nur s innvoll. wenn ihr Verbüßen Süh
ne. nach allgemeiner Überzeugung Tilgung von 
Schuld und Übeltat bewirkt oder wenigstens be
wirken kann. Das Prinzip der Talion, "Aug' um 
Aug', Zahn um Zahn", ist gewiß der  erste, wen n  
auch primitive Ansatzpunkt fü r das, was wir heu
te den "Strafanspruch des Staates" gegenüber 
dem Straftäter nennen. 

Freilich hat sich dieses Prinzip geordneter Ver
geltung, das sich durch das Maßhalten von der 
bloßen Rache unterscheidet, gewandelt und ver
fei nert. Seiner Freiheit beraubt zu sein, ist ein 
Übel, das man aber sehr wohl bemessen kann. Art 
und Dauer des Freiheitsentzuges können wohldo
siert und sehr verschieden sein. Als Kriterien hie
für stehen die Strafzumessu ngsgründe zur Verfü
gung - der Richter versucht also Schwere und 
Ausmaß jener geistigen Haltung zu gewichten, die 
wir "Schuld" nennen .  

Dies ist der  Alltag des judizierenden Juristen:  
Er wägt Unwägbares, er legt gle ichsam die Psyche 
auf die Goldwaage und liest von einer Skala ab, 
die zu entschlüsseln uns letztlich nicht möglich 
ist. 

Es kommt einem ein Ausspruch Gustav Rad
bruchs in den Sinn, der einmal gesagt hat: Ein 
guter Jurist kann man nur sein m it schlechtem 
Gewissen, oder deutlicher: mit einem schuldhaf
ten Gewissen, das d ie eigene Unzulänglichkeit er
messen kann und darunter leidet. 

Alfred Polgar meint in einem heiter-ernst-be
sinnlichen Essay, überschrieben "Die Richter
schule" , daß Richter, die etwa über Eigentums
vergehen urteilen müssen, vorher einen 
Elendskurs durc hmachen sollten, die "Staatsprü
fung" aus "bitterem Mangel" , das "Rigorosum" 
aus "Hunger" ablegen müßten, um zu  verstehen, 
wie unweigerlich steter Tropfen Not die Moral 
höhlt. 

Der wichtigste Kurs für die Richter  wäre, so 
Polgar weiter, der für passive Straferfahrung. Er 
fragt: Haben die Herren, welche wägen und über
legen: Sollen wir dem Kerl fünf, zehn, zwölf, 
fünfzeh n  Jahre geben?, eine Vorstellung davon,  
was es  heißt, auch nur  24 Stunden als Mensch
Tier im Käfig zu  sitzen? 

Polgar fährt fort: Liegt schon eine gewisse Un
moralität darin, daß Richter-Menschen anderen 
Menschen ein Schicksal zuweisen ,  das sie selbst 
nur vom Hörensagen kennen, wie absurd wird 
erst die Sache, ist jenes Schicksal, wie im Falle der 
Todesstrafe von solcher Art, daß es sich keiner -
und hätte er die lebhafteste Phantasie - vorzu
stellen vermag. 

Der Tod ist demnach in der Tat eine " maßlose" 
Strafe, wei l  er sich menschlicher Erfahrung ent-
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zieht u nd deshalb in einem rechten Verhältnis zur 
Schuld, an der sich jede Strafe messen muß, über
prüfbar nicht stehen kann.  Die Todesstrafe ist 
demnach auch aus der Sicht des Juristen und rein 
juristisch und ohne ethische Wertung gesehen ein 
ungeeignetes Strafmittel. 

Dazu kommt, daß sich Gerichte auch irren. im
mer geirrt haben und auch immer wieder irren 
werden .  Sie ha lten schl ichtweg eirien Unschuldi
gen für sc huldig - das kommt leider vor! Keine 
wie immer geartete Zusammensetzung der Ge
richte - ob Laienrichter oder Berufsrichter und 
wie immer deren Zahl bemessen wird - ,  ke in 
noch so fein geschliffenes Strafverfahren ver
mochte den Justizirrtum jemals ganz auszuschl ie
ßen .  

Das Irreparable an einer vollstreckten Todes
strafe ist wohl  - und das ist der gräßlichste 
Aspekt - der Justizirrtum. Erst kürzlich haben 
wir das Gesetz zum Schutz von Opfern von Ver
brechen beschlossen; in einem solchen Fal le wür
de dieses Gesetz zu spät kommen. 

"Strafe muß sein" , sagt der Volksmund. Strafe 
erübrigt sich, meinen heute viele Pädagogen. 
"Strafe" , "Sühne" seien veraltete Begriffe, hört 
man heute vie lfach. Motivation, Anweisung, Vor
bild: So und nur so - und nicht mit Gebot und 
Verbot und Strafe und Sühne m üsse der junge 
Mensch erzogen und herangezogen werden, und 
das gelte auch - so meinen viele - für den Straf
täter. Nur Maß nahmen der Erziehung, der Besse
rung, der Motivation ,  vielleicht noch der Abson
derung, wären heute eigentlich noch gerechtfer
tigt. 

Diese Thesen gehen von der Vorstel lung aus, 
daß der Charakter des Menschen gewissermaßen 
wie knetbares Wachs sei .  Wer es, unter wissen
schaftl icher Anleitung, nur recht verstehe, dieses 
Wachs entsprechend zu formen, der forme auch 
den guten Menschen, den sozial gefestigten Men
schen, denn der Mensch sei von Natur aus gut 
und wisse und fühle, was er zu tun hat. Nur ein 
schlechtes Mil ieu vermöge sein Wesen zu verbie
gen .  

Erziehen sei demnach alles, n u r  die Pädagogik 
habe Zukunft, es sol le so sein ,  wie es in den Wor
ten "Der edle Mensch in seinem dunklen Drange 
sei sich des rechten Weges wohl bewußt" an
klingt. Goethe sagt allerdings: "der  edle Mensch" . 

Diese Theorie war eine Staatsdoktrin des " rea
len Sozialismus" , des Marxismus, der meinte, in 
einem fortgeschr ittenen Stadium der Entwick
lung würden Staat, Justiz urtd Strafen überhaupt 
entbehrlich sein .  (Bundes rälin Dr. K a r  Is s 0 n: 
Das iSl völlig falsch!) Auch die moderne Psycho
logie, viele ihrer Schulen, neigen dieser Theorie 
zu. 

lustizminister Christian Broda bezeichnete die 
Vorstellung von einer Gesellschaft ohne Gefäng� 
nisse, nur mit Heilanstalten, wenigstens als eine 
"nützliche Utopie" . Ich kann mich an dieses In
terview, das Franz Kreuzer mit ihm führte, erin
nern. 

Es ist sicher höchst ehrenwert und respektabel, 
von einer  Gesellschaft, in der es nur mehr  Gute 
gibt, vom Paradies auf Erden ,  zu träu men, sic h  
danach z u  sehnen; e s  ist aber gefährlich. daran z u  
glauben. 

Wer an Strafe, Sühne, den möglichen Rechts� 
bruch nicht mehr glaubt, leugnet auc h das Gebot 
an sich ,  die Norm in ihrem unbedingten An
spruch auf Gesolltsein .  Jede Forderung nach ei
nem bestimmten sozialen Verhalten wird aber 
ohne das unbedingte "Du sollst !" samt vollstreck
barer Sanktion zur Farce . Was soll das Bekennt
nis zur Würde des Menschen, zur unbedingten 
Achtung menschlichen Lebens, wo dieses Gebot 
nicht notfalls auch erzwungen und durchgesetzt 
wird? 

Das Wegleugnen des unbedingten So liens, das 
notfalls auch durch Strafe gesü hnt wird, würde 
aus unserer Gesellschaft eine Art großes Kran
kenhaus mac hen, was in Ansätzen der Fall ist , mit 
einem unerhörten Sinnverlust, wie er sich im Be
wu ßtsein so vieler junger Menschen heute zeigt. 
Seien wir doch ehrlich zu uns selbst: Nur dort, wo 
wir für uns selbst den unbedingten Anspruch 
noch gelten lassen, gibt es letztlich so etwas wie 
Sinne rfüllung, Genugtuung, Lebensfreude, Hoff
nung und Zukunft. Unsere Gesellschaft braucht 
deshalb klare Werte und überzeugendes Bekennt
nis und die Bereitschaft, sie zu verwirklichen. 

Die fatale Relativierung aller Werte läßt leider 
da und dort den Ruf nach der "starken Hand" 
laut werden, auch den absurden Ruf nach der To
desstrafe. Man erinnere sich des bekan nten Epi
gramms Franz Grillparzers: Der Weg der neuen 
Bildung geht - so hat er  vor 1 00 Jahren gesagt -
von Humanität durch Nationalität zur Bestialität. 
- Das war der Weg Weimars. Das war das 
Schicksal der Ersten Republik, des Völkerbunds, 
überhaupt Europas in den ersten fünf Dezennien 
unseres Jahrh underts. 

Das Banner der Menschenwürde, der Freiheit 
und der Demokratie hochzuhalten ohne Wenn 
und Aber in e inem neuen, geeigneten Europa, 
sol l  unsere Devise sei n  auf dem Weg zu einem 
besseren, dritten nachc h ristlichen Jahrtausend. 

Möge die heute zu beschl ieße nde Vere.�nbarung 
ein Baustein  dazu sein .  (Beifall bei 0 VP und 
SPÖ.) 9.33 
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Präsident: Weiters zum Wort gemeldet hat sich 
Frau Bundesrätin Anna E lisabeth Haselbach. Ich 
erteile ihr dieses. 

9.33 
Bundesrätin Anna Elisabeth Haselbach (SPÖ, 

Wien) :  Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Verehrte Damen und Herren!  Vor 60 Jahren 
wurde in unserem Land die Demokratie durc h 
Verfassungsbruch beseitigt. Eine der ersten Maß
nahmen des damaligen Regimes war, aufgrund 
des Kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgeset
zes, also durch eine mehr als anrüchige Hintertür, 
die Todesstrafe wiedereinzuführen. 

Als Zeugin der Zeit schrieb die große Marianne 
Pollak 1 960, als es nach einem bestialischen Mord 
in Österreich wieder e ine heftige Diskussion für 
und wider die Todesstrafe gab, folgendes: 

" Wer die damalige Zeit miterlebt hat, erinnert 
sich noch heute mit Abscheu an das erste Todes
urtei l, das als typische Spezialprävention voll
streckt worden ist. Ein armer Dorfidiot m ußte 
eine Brandstiftung mit dem Leben büßen." 

Sie schrieb weiter: "Vielleicht hat es sich gerade 
in diesem Fall nicht aussch ließlich um Abschrek
kung, sondern vielmehr um Einschüchterung ge
handelt. Die Männer, d ie sich an die Macht ge
setzt haben, wollten zeigen ,  wie stark sie sind und 
daß von nun an auch hingerichtet werden wür
de." - Was dann auch geschah. Kollege Hummer 
hat die Zahlen genannt. - Soweit Marianne Pol
lak. 

Warum,  meine Damen und Herren, habe ich 
unsere eigene leidvolle Geschichte an den Beginn 
meiner Ausführungen gestellt? - Nicht, weil  ich 
Gräben aufrei ßen wi l l ,  sondern weil  damit zu be
weisen ist, wie großartig der demokratische Reife
prozeß in unserem Land gediehen ist. Das ge
meinsame Bekenntnis zu Demokratie und Huma
nität und die gemeinsame Ablehnung von Aus
grenzung und Herabwürdigung von Menschen 
sind etwas geworden, worauf wir alle bauen kön
nen .  Und wie stark diese Koalition des Guten ge
worden ist, hat sich gerade in den vergangenen 
Tagen bewiesen .  

Wenn wir heute unsere Zustimmung zum Be
schluß des Nationalrates geben, bringen wir zum 
Ausdruck, wie sehr wir der internationalen Staa
tengemeinschaft verbunden sind und wie sehr wir 
hoffen ,  daß die Menschenrechte überal l  uneinge
schränkt beachtet werden .  (Beifall bei der SPÖ 
und bei Bundesräten der Ö VP' ) 

Darum stim mt es mich auch etwas traurig, daß 
das vorliegende 2. Fakultativprotokoll zu dem In
ternationalen Pakt über bürgerliche und politi
sche Rechte zur Abschaffung der Todesstrafe die 
Möglichkeit für beitretende Staaten vorsieht, ei
nen Vorbehalt in Kriegszeiten geltend zu machen. 

Meine Damen und Herren! Ziel der Völkerge
meinschaft muß es sein ,  die Todesstrafe vorbe
haltlos abzuschaffen. Wir wissen,  daß Todesurtei
le, die aufgrund kriegsrechtlicher Gesetze voll
streckt werden, fast immer auf standrechtlichen 
Verfahren beruhen. Diese Verfahren sind kurze, 
summarisc he Verfah ren, die keine Laienbeteili
gung kennen und die kein Rechtsmittel zulassen. 
Sie widersprechen daher der Menschenrechtskon
vention. Wenn man also die Unzulässigkeit, ja die 
Unsittlichkeit der Todesstrafe erkannt hat, weil  
s ie eben in vielen Fä llen in mangelhaften Verfah
ren verhängt wird und weil  sich unmenschliche 
Diktatursysteme ihrer bedienen , scheint mir die 
Vorbehaltsregelung noch bedenkl icher zu sein. 
Ich bin mir aber dessen sicher, daß sich auch in 
jenen über einhundert Ländern, in  denen die To
desstrafe heute noch ein Mittel des Strafvollzugs 
ist, die Meinung durchsetzen wird, daß in einer 
humanen Gesellschaft kein Platz mehr ist für Tö
ten und Sterben durc h  Henkershand. 

Meine Damen und Herren! Sie verzeihen mir 
jetzt eine Kritik .  Ich will  wirklich n iemanden ver
letzen, aber ich glaube, es gehört aufgezeigt. D ie 
katholische K irche als weltumspannende morali
sche Kraft hätte zur Beschleunigung dieses Pro
zesses viel beitragen können. Ich empfinde es als 
unendlich bedauerlich , daß sie in ihrem neuen 
Katechismus einen u nnötigen Kniefal l  vor mäch
tigen und machthungrigen Potentaten macht.  
(Bundesrat Dr. S c  h a  m b  e c k: In welcher Wei
se?) 

Im Artikel 5, Herr Professor, der das Fünfte 
Gebot behandelt, im Punkt 2266, wird folgendes 
gesagt: "Der Schutz des öffentlichen Gutes der 
Gesellschaft" - gemeint ist das Gemeinwohl der 
Gesellschaft - "erfordert, einem Aggressor die 
Möglichkeit, Schaden zu stiften, zu nehmen. Zu 
diesem Zweck hat die traditionel le Lehre der Kir
che die Rechtmäßigkeit des Rechts und der 
Pfl icht der öffentl ichen Autorität erkannt, Ver
brechen im Verhältnis zu ihrer Schwere rigoros 
zu bestrafen, ohne in extrem schweren Fällen die 
Todesstrafe auszuschließen. Aus analogen Grün
den haben die Inhaber der Autorität" - näml ich  
die öffentliche Gewalt - "das Recht, Angriffe auf 
das Staatswesen, für welches sie verantwortlich 
sind, mit Waffengewalt zurückzuschlagen." (Bun
desrat Dr. 5 c h am b e c k: Da wird an Terroris
mus gedacht worden sein!) 

Herr Professor! Man kann an alles mögliche 
denken, und ich werde Ihnen auch gleich sagen ,  
woran ich h ier denke. Es ist Ihnen sicherlich auf
gefallen, daß die Argumentation darauf beruht, 
dem Aggressor die Möglichkeit zu nehmen, Scha
den zu stiften ,  und ich frage Sie: Reicht die siche
re Verwahrung eines Täters nicht, um die Gesell
schaft vor Schaden zu schützen? (Bundesrat Dr. 
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Sc h a m  b ec k: Aber die Abschreckung! - Ge
gen ruf der Bundesrätin Dr. K a r  l s so n.) 

Da das erklärte Ziel mit der Verwahrung er
reicht werden kann, entspricht die Anerkennung 
der Rechtmäßigkeit der Todesstrafe meiner Mei
nung nach nicht dem angeführten Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit. Sie werden jetzt neben den 
Bedenken, d ie Herr Professor Schambeck geäu
ßert hat, auch sagen: Für uns Österre icher er
übrigt sich dieser Diskurs, haben wir doch schon 
1 950 und 1 968 in absoluter Einhel ligkeit al ler po
l itischen Richtungen und Konfessionen die To
desstrafe abgeschafft. 

Gestatten Sie mir in diesem Zusammen hang, 
daß ich an d ieser Stelle einen Menschen zitiere. 
der mir besonders nahesteht, und zwar meinen 
Vater, der 1 967 im Nationalrat den Antrag auf 
Aufhebung der Bestimmungen über das stand
rechtliche Verfahren eingebracht hat. Er sagte da
mals unter anderem - ich zitiere -: 

"Wir müssen einem Geist entgegentreten, der 
auch heute noch nicht ganz ausgestorben ist, 
nämlich dem Geist, der da glaubt, daß mit Gewalt 
Recht gesetzt werden kann. Dieser Geist muß be
kämpft werden, und wir müssen alles u nterneh
men, um ihm entgegenzutreten." 

D iese Sätze haben im Laufe der Jahre ihre Gül
tigkeit - leider! - n icht verloren. Daher bin ich 
heute sehr  froh darüber, daß wir mit unserem Be
kenntnis, diesem internationalen Pakt beitreten 
zu wol len ,  unsere Humanität allen gegenüber 
neuerlich gemeinsam unter Beweis stellen. (Allge
meiner Beifall.) 

Meine Damen und Herren! Durch den Beitritt 
zum Pakt zur Abschaffung der Todesstrafe be
kennt sich die Völkergemeinschaft zu den Grund
sätzen der Menschenrechte. 

Ich möchte zum Schluß noch einen weiteren 
Gedanken aussprechen: Konsequenterweise müß
te sich die Völkergemeinschaft daher endlich dar
an machen, auch den Krieg zu ächten ,  denn in 
den Krieg geschickt zu werden, heißt nichts ande
res, als auf Befehl  den Bruder Mensch zu morden. 
(Allgemeiner Beifall. ) 

Fünfzig Jahre nach Stalingrad und jetzt als 
Zeugen eines schrecklichen Gemetzels am Balkan 
dürfen wir alle nichts unversucht lassen, um Frie
den zu schaffen,  damit wir es verdienen, Mensch 
zu sein. (Allgemeiner Beifall. ) 9.42 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr Bundesrat Andreas Mölzer .  Ich erteile ihm 
dieses. 

9.43 
Bundesrat Andreas Mölzer (FPÖ, Kärnten): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister !  Hohes 

Haus! Nach diesen beiden weit ausholenden, ge
radezu rechtsphilosophischen, h istorisch fundier
ten Erörterungen zu diesem Problem gestatte n  
S ie mir e inige kurze Anmerkungen z u r  Frage der 
Todesstrafe. 

Der gegenständliche Punkt der Tagesordnung 
eignet sich sicherlich nicht für eine kontroverse 
Debatte, da wir uns ja alle in diesem Haus e in ig 
sind in  der Ablehnung der Todesstrafe. Auch der 
Standpunkt der Freiheitlichen zu dieser Proble
matik ist bekannt: Wir waren immer - und sind 
bis zum heutigen Tage - leidenschaftlicher Geg
ner der Todesstrafe. 

Es ist zweifellos erfreulich, daß unsere Repu
blik in bezug auf diesen Problembereich immer 
vorbildlich war und international sozusagen so et
was wie e ine Vorreiterrolle eingenommen hat. 
Gerade aber,  wei l  es in den vergangenen Wochen 
und Monaten immer wieder geheißen hat, Öster
reichs Ruf im Ausland sei gefährdet, darf im Zu
sammenhang mit der Todesstrafe doch darauf 
verwiesen werden, daß im Rahmen der Völkerge
meisehaft in vielen F ragen m it einer überaus dop
pelten Moral gemessen wird. Gerade in den letz
ten Wochen gab es verstärkt Zeitungs- und Me
dienme ldungen ,  wonach beispielsweise in den 
Vereinigten Staaten von Amerika eine neue Ver
schärfung im Hinblick auf die Todesstrafe festzu
stel len ist. Die internationale Empörung hält sich 
dabei allerdings in Grenzen.  Wenn man diesen 
Meldungen Glauben schenken durfte , wurde i m  
" Mutterland der Freiheit" , wie sich die USA im
mer wieder gerne nennen, der Vollzug der Todes
strafe auch an Kranken, an Geisteskranken und 
M i nderjährigen gefordert, ja sollen sich sogar 
höchste Gerichtsbehörden dahin gehend ausge
sprochen haben. 

Die i n  den USA geführte Diskussion um soge
nannte moderne Hinrichtungsmethoden, u m  
comp utergesteuerte Injektionsmasch inen, die 
" Effizienz" von Gaskammern und elektrischen 
Stühlen ist meines E rachtens mehr als makaber 
und spricht sowohl dem Geist der aufgeklärten 
Strafrechtspflege als auch der Humanität insge
samt geradezu Hohn. 

Da paßt es nur ins Bi ld, wenn man etwa über 
den jüngsten USA-Wahlkampf liest, daß der nun
mehrige Präsident seine Wahlreise unterbroc hen 
hat, um i n  seinem heimatl ichen Staat Arkansas, in 
dem er Gouverneur war, ein Todesurtei l  unter
schreiben zu lassen. Er hat d ies dem Vernehmen 
nach durchaus medienwirksam getan, d ies an d ie 
große Glocke gehängt,  woh l  um dabei ein Signal 
in  gewisse Wählerrichtungen zu geben.  

Wenn man all dies hört und Revue passieren 
läßt, mutet es umso seltsamer an, daß beispiels
weise Organisationen wie etwa "amnesty interna
t ional" dagegen protestieren ,  daß österre ichische 
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Sicherheitsbehörden - ich zitiere wörtlich -
"systematische Anwendungen der Folter" prakti
z ie ren und daß man d ies endlich abstellen müsse. 
(Bundesrätin Dr. K a r  Is s 0 n: Aber sie sind auch 
gegen die Todesstrafe. und zwar überall!) 

Der Ruf unseres Landes im Ausland wird -
entgegen allen Fakten - offenbar von solche 
Kräften strapaziert, d ie derartige Horrormeldun
gen lancieren und solcherart das Bild von einem 
Pol izeistaat an die Wand malen, wogegen ganz 
reale Vorgänge, wie etwa d ie gegenständliche 
Verschärfung der Todesstrafe in den USA, in den 
internationalen Medien kaum Empörung hervor
rufen . 

Jedenfalls bekennen uns wir Freiheitlichen vor
behaltlos zum Inhalt jenes Internationalen Paktes 
über bürgerliche und politische Rechte zur Ab
schaffung der Todesstrafe, um den es h ier und 
heute geht. - Danke. (Beifall bei der FPÖ. ) 9.46 

Präsident: Weiters zu  Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Mag. Herbert Böseh. Ich erteile 
es ihm. 

9.46 
Bundesrat Mag. Herbert Bösch (SPÖ, Vorarl

berg) : Herr Präsident! Herr Bu ndesminister! Mei
ne Damen und Herren! Das 2. Fakultativproto
koll zum Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte zur Abschaffung der To
desstrafe setzt sich die weltweite Abschaffung der 
Todesstrafe zum Ziel.  Eine derartige weltweite 
Initiative ist gerade gegenwärtig zu begrü ßen und 
voll zu unterstützen, da es zum Beispiel in einem 
doch - es wurde schon darauf verwiesen - weit
gehend abendländischen Traditionen verpflichte
ten Land wie den Vereinigten Staaten von Ameri
ka offenbar wieder e ine gewisse Renaissance die
ser barbarischen und menschenrechtswidrigen 
Strafe gibt, wobei wir in diesem Zusammenhang 
nicht vergessen so llten,  daß es eine große Zahl an 
USA-Staaten gibt, die d iese Strafe schon abge
schafft haben,  und zwar zu einem Zeitpunkt, als 
in Europa d ie Hinrichtung noch gang und gäbe 
war. 

U nser Land hat bei einer derartigen globalen 
Internative sicher ein Gewicht, das weit über sei
ne eigentliche Größe hinausgeht. Der Nationalrat 
hat mir seiner einstimmigen Zustimmung zum 
2 .  Fakultativprotokoll deshalb auch ein richtiges 
Zeichen gesetzt, das der Bundesrat heute ebenso 
einhellig unterstreichen wird. Immerhin gehörte 
Österreich zu den ersten Ländern dieser Welt, die 
die Todesstrafe, und zwar im Artikel 85 B-VG, 
total - auch das wurde heute schon erwähnt - ,  
also auch i m  Bereich des Militärstrafrechts abge
schafft haben .  

Meine Damen und Herren! Eine solze Vorrei
terrol le Österreichs bei der internationalen Äch-

tung der Todesstrafe ist untrennbar mit dem Na
men des großen Rechtsreformers Christian Broda 
verbunden, dessen Todestag sich vor wenigen Ta
gen zum sechsten Mal jährte. Für seinem lebens
langen und schließlich auch weitgehend erfolgrei
chen Kampf gegen die Todesstrafe wurde ihm 
vom Europarat, wenige Tage vor seinem Tod, 
durch Verleihung des Menschenrechtspreises in 
Stra ßburg gedankt. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang mit ei
nem Zitat auf die Ausführungen des Herrn Bun
desrates Dr.  Hummer eingehen, der eine weitver
breitete kritische Anmerkung zum Wirken von 
Christian Broda im Zusammenhang mit seiner 
Vision von einer gefängnislosen Gesellschaft h ier 
vorgetragen hat. Ich muß sagen: vorgetragen in 
einem Referat, das ich sonst weitgehend unter
schreiben kann. 

Bei einer Veranstaltung, die vor rund einem 
Jahr - aus Anlaß des fünften Todestages von 
Christian Broda - hier im Hause stattgefunden 
hat, ging Nationalratspräsident Dr. F ischer auf 
diesen i mmer wieder kritisierten Aspekt des Wir
kens von Christian Broda ein. Ich zitiere dazu Dr. 
Heinz F ischer: 

"Das Zeugnis, das ich dazu ablegen  kann, lau
tet, daß Christian Broda die Rechtsgeschichte in 
der Tat als die Geschichte der Entwick lung vom 
Tatstrafrecht zum Täterstrafrecht betrachtet hat, 
das hei ßt, daß der subjektive Faktor im Laufe der 
Jahrhunderte immer mehr  in den Vordergrund 
getreten ist und auch immer mehr  - zum Teil 
prophylaktische - Aufmerksamkeit erfordert 
und erfordert hat. Niemand kann leugnen, daß 
die Rechtsgeschichte der Neuzeit durch diese 
Entwickl ungslinie charakterisiert ist, und es 
spricht n ic hts dafür, daß diese Entwicklung gera
de jetzt, am Ende des 20. Jahrhunderts , zum Still 
stand gekommen ist oder zum Stillstand kommen 
wird. In diesem Sinn war das Stichwort von der 
,gefängnislosen Gesellschaft' nicht Ausdruck der 
Kapitulation der Gesellschaft vor dem Unrecht 
oder gar vor dem Verbrecher, sondern eine am 
Horizont erwartete Hoffnung, daß wir eines Ta
ges nicht nur Folter und Ketten und Pranger und 
Todesstrafe hinter uns gelassen haben werden, 
sondern daß wir in  weiterer Folge im Sinne des 
Schutzes der Gesellschaft und im Sinne des 
Durchsetzens von humanen Normen des mensch
l ichen Zusammenlebens auch über wirksamere, 
sicherere und zweckmäßigere Mittel des Schutzes 
der Gesellschaft vor dem Verbrechen und zur Re
sozial isierung des Verbrechens verfügen werden 
als jahrelangen Freiheitsentzug hinter Gefängnis
mauern." - Zitatende. 

Herr Kollege H ummer! Ich meine, diese Inter
pretation des Wirkens und auch der Visionen ei
nes Christian Broda deckt sich, glaube ich, wen n  
ich Ihren Ausführungen richtig gefolgt bin,  
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durchaus in weiten Strecken auch m it den Vor
stellungen, die Sie heute h ier  vorgetragen haben. 

Meine Damen und Herren !  Bei der eben schon 
zitierten Veranstaltung zum fünften Todestages 
von Christian Broda bemerkte J ustizminister Dr.  
Michalek unter anderem - ich zitiere - :  

"In einer Zeit engeren Zusammenrückens der 
Staaten und Völker Europas darf auch unsere Ge
setzgebung in Österreich weniger den n  je in Isola
tion von den Rechtsordnungen und der Rechtspo
litik des europäischen Umfelds gesehen werden. 
Auf immer mehr Gebieten entwick len sich eu
ropäische Standards, wie sie vom Europarat, von 
den Europäischen Gemeinschaften oder auch nur 
von der Harmonisierung der Regelungen einer 
Mehrzahl benachbarter Staaten ausgehen." - Zi
tatende. 

Diese Sätze sind insbesondere deshalb für unser 
Land zu unterstreichen, da es zum Beispiel bei 
der ÄChtung der Todesstrafe geradezu zu den 
Protagonisten der zitierten europäischen Stan
dards gehörte und gehört. Es ist deshalb nur kon
sequent, wenn die Bundesregierung bei ihren Re
formbemühungen im Bereich des Strafvol lzugs in 
der Regierungserklärung vom Dezember 1 990 
auf die europäischen Strafvollzugsgrundsätze Be
zug nimmt. 

In d iesem Zusammenhang möchte ich darauf 
h inweisen, daß d ie Reformvorhaben unserer 
Bundesregierung für diese Gesetzgebungsperiode 
sehr ambitioniert sind und z u  einem wesentlichen 
Teil bereits - sei es als Gesetz oder noch als Vor
lage - umgesetzt worden sind. 

Meine Damen und Herren! U mso mehr 
schmerzt mich die derzeit absolut fehlende Dis
kussion über die lebenslange Freiheitsstrafe in 
unserem Land. Ich meine , wir sol lten auch in die
sem - z ugegebenermaßen sensiblen - Justizbe
reich danach trachten, daß wir nicht auf einmal 
a u ß e r h ai b der erwähnten europäischen Stan
dards agieren. Dabei geht es mir nicht einmal so 
sehr um die Möglichkeit der Verhängung einer 
lebenslangen Strafe an sich - obwohl  bereits 
Portugal, Spanien und Norwegen ohne sie aus
kommen, und auch unser Nachbarland, die 
Schweiz , im Entwurf des allgemeinen Teiles eines 
neuen Strafgesetzbuches ebenfalls die Abschaf
fung der lebenslangen Freiheitsstrafe vorsieht - ,  
sondern mir geht es vielmehr u m  den Zeitpunkt 
der frühestmöglichen bedingten E ntlassung aus 
der lebenslangen Freiheitsstrafe, also um den 
§ 46 Absatz 5 unseres Strafgesetzbuches. Er 
schreibt fest, daß eine derartige frühestmögliche 
Entlassung erst nach 1 5  Jahren möglich ist. -
Meine Damen und Herren !  Österreich sol lte 
nicht wider besseres Wissen an diesem § 46 Ab
satz 5 in dieser Formulierung festhalten. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Wir wissen - genauso wie andere Länder auch 
- von i nternationalen Untersuchungen , in denen 
festgestellt wird, daß nach einer Haftdauer von 
sechs, sieben Jahren der Häftling den Zusammen
hang zwischen dem von ihm begangenen Delikt 
und der zu verbüßenden Strafe aus den Augen zu 
verlieren begin nt und die Strafe im eigentl ichen 
Sinn damit ihren Charakter als Strafe verliert. -
Herr Kollege H ummer hat bereits sehr tiefschür
fende Erläuterungen zu diesem Aspekt gemacht. 

Auch in Österreich ist bekannt, daß nach einer 
Haftdauer von rund acht, neun, zehn Jahren 
Häftling .e unwiderruflich psychische Schäden er
leiden.  Osterreich hat aus gutem Grund die Em p
fehlung "On the Treatment of long-term priso
ners" des Ministerkomitees des Europarates im 
Jahre 1 976 mitgetragen, nach welcher unter an
derem eine a mtswegige Überprüfung der Not
wendigkeit der weiteren Anhaltung eines zu le
benslanger Freiheitsstrafe Verurteilten nach acht 
bis 1 4  Jahren Haft stattfinden sol lte. Aber bis 
zum heutigen Tag, also 17 Jahre nach dieser 
Empfe hlung des Europarates, entlassen wir "Le
benslängliche" in Österreich immer noch nach 
frühestens 1 5  Jahren - wohlwissend, daß es zu 
diesem Zeitpu nkt nichts mehr z u  resozialisieren 
gibt. Es steht unser Bekenntnis zur Resozialisie
rung von Straftätern auf dem Prüfstand, auch auf 
dem internationalen. 

Meine Damen und Herren ! In einer Anfragebe
antwortung vom August 1 99 1  schrieb der Herr 
Justizminister u nter anderem - ich zitiere - :  

"Tatsache ist allerdings, daß weiterhin eine 
Tendenz  zur langsamen Abkehr  von der lebens
langen Freiheitsstrafe zu beobachten ist und daß 
die Entwicklung in vielen europäischen Ländern 
auf diesem Gebiet, insbesondere was die Zulässig
keit der frühestmöglichen bedingten Entlassung 
betrifft, von Österreich nicht in  gleichem Maße 
mitvollzogen wird." 

Meine Damen und Herren! Gerade heute , da 
wir mit Stolz auf die Rolle Österreichs bei der 
Ächtung der Todesstrafe verweisen können, soll
ten wir uns vornehmen,  dafür zu  sorgen, daß un
ser Land, was die lebenslange Haft beziehungs
weise die Zulässigkeit der frühestmöglichen Ent
lassung von lebenslanger Freiheitsstrafe betrifft, 
nicht zur Nachhut im europäischen Rechtsraum 
wird.  (Beifall bei der SPÖ und bei Bundesräten 
der ÖVP.) 9.56 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 
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Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegen
den Beschluß des Nationalrates beziehungsweise 
gegen den Beschluß des Nationalrates, den gegen
ständlichen Staatsvertrag durch die Erlassung von 
Gesetzen zu erfül len, keinen Einspruch zu erhe
ben ,  um ein Handzeichen .  - Es ist dies S t i m  -
m e n e i n h e l l i g k e i t . 

Der Antrag, gegen die Beschl üsse des National
rates keinen Einspruch zu erheben, ist somit a n -
g e  n o  m m e  n. 

2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1993 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Durchführung der Wettbewerbsregeln 
im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Wett
bewerbsgesetz/EWR-WBG) (768 und 880/NR so
wie 4479 und 4482/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 2. Punkt der 
Tagesordn ung: Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1 993 betreffend ein Bundesgesetz über 
die Durchführung der Wettbewerbsregeln im Eu
ropäischen Wirtschaftsraum.  

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Gottfried Jaud übernommen. Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Gottfried Jaud: Hohes Haus! 
Ziel des vorliegenden Gesetzesbeschlusses des 
Nationalrates ist die Zuweisung der Belange des 
EWR-Wettbewerbsrechtes an den Bundesmini
ster für wirtschaftliche Angelegen heiten,  soweit 
nicht die Gerichte zuständig sind. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegenständli
che Vorlage in seiner Sitzung vom 2 .  Feber 1 993 
in Verhandlung genommen und mehrstimmig be
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Wirt
schaftsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1 993 betreffend ein Bundesgesetz über 
die Durchführung der Wettbewerbsrege ln im Eu
ropäischen Wirtschaftsraum (EWR-Wettbe
werbsgesetz) wird kein Einspruch erhoben .  

Präsident: Wir gehen in d ie  Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr  Bundesrat 
Dr. Peter Kapral .  Ich erteile ihm dieses. 

/ (J.Ul 
Bundesrat Or. Peter Kapral (FPÖ, Wien) :  Herr 

Präsident! Herr Bundesminister! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Hoher Bundesrat! Gegen 
den vorl iegenden Gesetzesbesch luß  des National
rates über ein EWR-Wettbewerbsgesetz bestehen 
seitens meiner Fraktion erhebliche Bedenken. 

Ich darf einleitend, auch wenn Sie es nicht sehr 
gerne hören - zurückkommend auf die Diskus
sion anläßlich der letzten Sitzung des Bundesrates 
- .  auf die der Realisierung und dem Inkrafttre
ten des EWR-Vertrages entgegenstehenden H in
dernisse hinweisen. Laut letzten Nachrichten er
geben sich h ierbei neuerliche Verzögerungen,  die 
ein Inkrafttreten des EWR-Vertrages noch in die
sem Jahr als eher unwahrscheinlich erscheinen 
lassen. Die Gerüchte mehren sich ,  daß vor 1994 
nicht mit einem Wirksamwerden zu rec hnen ist, 
da die Südländer unter der Führung Spaniens 
größere Anpassungen fordern, insbesondere was 
den Kohäsionsfonds und damit verbundene Zah
lungen anlangt. Letziich stellt sich auch für uns in 
Österreich die Frage, ob ein Rumpf-EWR nach 
dem Ausscheiden der Schweiz überhaupt höhere 
Zahlungen und mehr Geld seitens der verbliebe
nen EFTA-Länder rechtfertigt. 

Nun zum vorliegenden Gesetzesbeschluß: Die 
Zuständigkeit für Wettbewerbsfragen - das steht 
nicht nur im Z usammenhang mit dem vorliegen
den Gesetzesbeschluß, sondern das ist generell 
der Fall - ist in Österreich nicht eindeutig gere
ge lt. Die Zuständigkeiten wechseln zwischen Ju
stiz- und Wirtschaftsmi nisterium, und der vorlie
gende Gesetzesbeschluß  setzt diesen Weg eigent
lich fort, indem er die Wahrnehmung der sich aus 
dem EWR-Vertrag ergebenden Notwendigkeiten 
dem Wirtschaftsministerium zuteilt, aber zum 
Beispiel das Kartellrecht in sei ner aus dem EWR 
herrührenden Form sehr  wohl weiterhin beim Ju
stizministerium beläßt. 

Es ist ein schöner H inweis auf die Ausnahme 
von den Zuständigkeiten ,  was das Kartell recht an
langt, im Gesetz vorhanden. Wirklich befriedigen 
kann diese E ntscheidung n icht, und es stel lt sich 
die Frage, auch im Zusammenhang mit der doch 
sehr langen Vorbereitungsdauer für die in Dis
kussion stehende Kartellgesetz-Novelle, ob es 
nicht gerechtfertigt wäre,  ernstlich daranzugehen, 
in Österreich eine unabhängige, gerichtsmäßig 
organisierte Wettbewerbsbehörde nach i nterna
tionalem Vorbild einzurichten. 

Ich kann der im Nationalrat vorgebrachten Ar
gumentation nicht fo lgen,  daß h iefür keine Zeit 
zur Verfügung stehe, daß rasche Lösungen not
wendig seien, denn weder aus der Tatsache, daß 
der EWR-Vertrag nicht sehr bald in Wirksamkeit 
treten wird, noch aus dem Umstand, daß die Kar
tellgesetz-Novelle den Ministerrat noch immer 
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nicht passiert hat , ist ein Zeitdruck abzuleiten,  so
daß es durchaus möglich gewesen wäre, wenn 
man den ernsten Willen dazu hätte, sich auch mit 
der Frage einer unabhängigen Wettbewerbsbe
hörde in Österreich auseinanderzusetzen. 

Diese Frage stellt s ich dann noch stärker, wenn 
die Kartellgesetz-Novelle,  wie sie derzeit zur Dis
kussion steht, zum Gesetz erhoben wird, weil die 
dort vorgesehene Mitwirkung der Sozialpartner 
im kartellgesetzlichen Verfahren ,  im Hinblick auf 
die zusätzl ichen Aufgaben, die die Kartel lbehör
den bekommen, dann noch problematisc her wird, 
als sie das heute ohnehin schon ist. 

Als Angehöriger der Länderkammer ist es si
cherlich notwendig, sich den § 2 des vorl iegenden 
Gesetzesbeschlusses genauer anzusehen. Es ist 
bedauerl ich,  daß es nicht möglich war, d ie Wett
bewerbsfragen,  soweit sie in die Zuständigkeit der 
Länder fallen, im Z usammenhang mit der EWR
Regelung einer Lösung zuzuführen.  Da wäre mei
ner Meinung nach sicherlich ein Punkt gegeben, 
wo Artikel I Sa-Vereinbarungen Platz greifen 
könnten. Übersehen Sie n icht, daß die Länder vor 
allem für die sehr wichtigen Bereiche Energiewe
sen ,  aber auch Fremdenverkehr zuständig sind -
Dinge, die zweifelsohne von aktueller Problema
tik sind. 

Bezüglich des § 3 Abs. 3 des vorliegenden Ge
setzesbeschlusses, der sich mit der Mitwirkung 
anderer Ressorts, insbesondere des Verkehrsmini
steriums, befaßt, bestehen ebenfal ls erhebliche 
Bedenken, wenn dort festgelegt wird, daß bei Re
gelungen, die Unternehmen oder U nternehmens
verbände des Verkehrsbereichs, der Post, aber vor 
allem andere Unternehmen im Wirkunsgsbereich 
des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr betreffen, mit diesem Ministerium 
das Einvernehmen herzustellen  ist. Das läßt den 
Verdacht aufkommen, obwohl die Aussage, daß 
es nur eine Industrie gibt, n icht bestritten wird -
im Hinblick auf die Zuständigkeit des Verkeh rs
ministeriums für d ie ÖIAG und damit indirekt 
für die Austrian Industries und die dort zusam
mengeschlossenen Unternehmen - ,  daß da 
Überlegungen eine Rolle spielen, für d iesen Be
reich Sonderregelungen zu treffen.  Das ist ein 
Umstand, den wir Freiheitlichen nicht gutheißen 
können ! 

Letztlich lassen Sie mich noch auf den § 4, Be
fugnisse, zu sprechen kommen. Es wird da mei
ner Meinung nach sehr,  sehr großzügig mit der 
österreichisc hen Bundesverfassung umgegangen, 
wen n  es möglich sein soll  - zumindest legt d ies 
der Absatz 2 fest - ,  auch ohne r ichterl ichen Auf
trag Hausdurchsuchu ngen zumindest im Bereich 
von Unternehmen, aber auch von Inhabern und 
Vertretern von Unternehmen vorzunehmen. Die 
Annahme, daß diese Bestimmung einer Überprü
fung durch den Verfassungsgerichtshof nicht 

standhalten wird, ist durchaus berechtigt. Ich sehe 
nicht ein, warum man e inem Gesetzesbeschluß 
d ie Zustimmung geben sol l ,  der Gefahr läuft, zu
mindest in Teilen, durch den Verfassungsge
richtshof aufgehoben zu werden. 

Ganz abgesehen davon sind d ie Regelungen, 
die dieser Gesetzentwurf über d ie Behördenorga
n isation enthält, unzureichend, Regelungen ,  die 
sich praktisch darauf beschränken, daß der Be
hördenleiter auch im Rahmen e ines Dienstvertra
ges, der für fünf Jahre abgeschlossen werden 
kann, bestellt werden kann. Das ist auch entgegen 
dem Ministerialentwurf und daher eine wirklich 
nicht akzeptable Regelung. 

Aus den von mir jetzt eben angeführten Grün
den sieht sich meine Fraktion nicht in  der Lage, 
dem Antrag, diesem Gesetzesbeschluß des Natio
nalrates die Zustimmung zu erteilen , zu folgen .  
- Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 10.10 

Präsident: Weiters zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Karl Wöllert. Ich erteile ihm die
ses. 

W.l l 
Bundesrat Karl Wöllert (SPÖ, Oberösterreich) :  

Herr Präsident! Frau Staatssekretärin !  Meine Da
men und Herren! Es steht natürlich außer Zwei
fel ,  daß die Frage des Wettbewerbs bei der Ent
stehung der Europäischen Union bezieh ungswei
se des Europäischen Wirtschaftsraumes von be
sonderer Bedeutung ist . Deshalb ist diese 
Wettbewerbsproblematik auch in einen entspre
chenden gesetzlichen Rahmen zu k leiden. Wir 
haben in Osterreich derzeit bekanntlich das Kar
tel lrecht - mit dem auch die Situation der Mono
pole ein wenig zusammenhängt - als Regulator 
des wirtschaftlichen Wettbewerbes. Es ist d ies ein 
Gesetz, das zwischen den beteil igten Ministerien 
und den Interessensvertretungen abgesprochen 
ist. Im Zuge der Angleichung österreichischer 
Gesetze an das EG-Recht müssen wir nunmehr 
auch die Wettbewerbsregelung entsprechend 
adaptieren ,  das heißt, die Vorgaben sind in die
sem Falle die Wettbewerbsregeln des EWR-Ab
kommens und des Abkommens zwischen den 
EFTA-Staaten zur Errichtung einer Überwa
chungsbehörde und eines Gerichtshofes. 

Natürlich reichen infolge der starken interna
tionalen Verflechtungen und Vernetzungen der 
Volkswirtschaften einfache gesetzliche Maßnah
men gegen wettbewerbsbeschränkendes Verhal
ten von U nternehmen und gegen mißbräuchl iche 
Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stel lung 
n icht mehr aus, das heißt, konkrete Regulierun
gen sowie die Möglichkeit von Überprüfungen 
durch zuständige Behörden, aber auch das Ver
hängen von Sanktionen d urch eine kompetente 
Gerichtsbarkeit sind auch auf dem i nternationa
len europäischen Parkett vonnöten. Die Verhand-
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l ungen zwischen der EG und der EFT A zur Bil
dung eines Europäischen Wirtschaftsraumes ha
ben auch gezeigt, daß es unbedingt notwendig ist, 
diese konkreten Regelungen für ein einheitliches 
Wettbewerbssystem zu schaffen .  Abgegrenzte 
Zuständigkeiten,  Kommunikations-, Informa
tions- und Kontro llmechanismen, die über das 
Funktionieren wachen, müssen entstehen. In 
Österreich wird dies nach dem vorliegenden Ge
setzesentwurf zunächst das Bundesmin isterium 
für wirtschaftliche Angelegenheiten übernehmen. 
Dabei wird, je  nach Wirkungsbereic h, das Einver
nehmen mit dem Bundeskanzler beziehungsweise 
dem Bundesmin ister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr herzuste llen sein .  

Aufgrund der verfassungsrechtlichen Situation 
sind auch jene Bereiche, die in die Gesetzgebung 
oder - vollziehung der Länder fallen, ausgeklam
mert. Auch das österreichische Kartellrecht -
das wurde heute schon erwähnt - bleibt von der 
vorliegenden Gesetzesänderung verschont. Es ist 
in diesem Zusammenhang festzustellen, daß es 
sich hier natürlich zunächst nur um eine Über
gangslösung handelt. Es ist auch unbestritten, daß 
die Zielvorstellu ng unter anderem auch die Er
richtung einer unabhängigen Wettbewerbsbehör
de nach dem Muster anderer EG- und EFTA
Staaten ist. Es hat sich aber eben bei den Vorar
beiten für diese Gesetzesänderung gezeigt, daß 
eine solche Lösung vor allem aus zeitlichen Grün
den derzeit nicht realisierbar ist, denn man hätte 
bei einer sogenannten großen Lösung einen 
grundsätzlichen Wandel des österreich ischen 
Kartellrechts vornehmen müssen.  Dazu hätte es 
einer relativ langwierigen Abstimmungsprozedur 
zwischen den beteiligten Ministerien und den In
teressensvertretungen bedurft, was in der zur 
Verfügung stehenden Frist nicht  machbar war. 
für einen großen nationalen Konsens aber von 
entsprechender Bedeutung ist. 

Natürlich wird man in diesem Zusammenhang 
die weitere Entwicklung der europaweiten Kar
tellsituation zu beachten und zu beobachten ha
ben ,  um auch in Österreich zu einer vernünftigen 
Regelung zu kommen, vor allem im Hinblick auf 
die verschiedenen Monopole und Kapitalzusam
menballungen - dies nicht z uletzt deshalb, wei l  
es  ja  einen fairen, gesunden und funktionierenden 
Wettbewerb geben soll .  

Meine Fraktion wird daher dem Antrag, gegen 
diesen Gesetzesbeschlu ß keinen Einspruch zu er
heben, zustim men. (Beifall bei der SPÖ und bei 
Bundesräten der ÖVP. ) 10.15 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr Bundesrat Dr. Kurt Kaufmann.  Ich erteile 
ihm dieses. 

l O. J  6 
Bundesrat Dr. Kurt Kaufmann (ÖVP, Nieder

österreich) :  Frau Staatssekretärin!  Herr Präsi
dent! Hoher Bundesrat! Es tut mir leid, daß Kol
lege Kapral derzeit n icht anwesend ist, denn ich 
hätte ihm gerne geantwortet. Viel leicht können 
ihm das einige Kollegen dann noch ausrichten.  

Meine Damen und Herren!  Ich glaube, diese 
Woche ist für die österreichische Europapolitik 
ein markantes Datum, haben wir doch am Mon
tag den Beginn der Beitrittsverhandlungen zur 
Europäischen Gemeinschaft mitverfolgen kön
nen. Ich glaube, dieses Datum ist d ie Krönung der 
konsequenten Politik der Annäherung an die EG,  
einer Politik ,  d ie  in  den letzten 40  Jahren seitens 
der österreichischen Bundesregierung betrieben 
wurde. Mein Dank gilt in diesem Zusammenhang 
der gesamten Bundesregierung, vor allem aber 
den Bundesministern Mock und Sch üssel ,  die die
sen konsequenten Weg in den letzten Jahren ver
folgt haben, und ich hoffe, daß wir die Verhand
lungen noch dieses Jahr erfolgreich abschließen 
werden können. 

Diese Woche hat es aber noch etwas zweites 
Markantes gegeben, und ich kann es mir nicht 
verkneifen ,  auch auf das Haider-Volksbegehren 
hinzuweisen, weil dieses Volksbegehren doch ein 
Flop war und als Machtdemonstration der FPÖ, 
so glaube ich, danebengegangen ist. Die Wähler 
haben durchaus eben erkannt, daß es parteitakti
sche Gründe waren,  daß dieses Volksbegehren ins 
Leben gerufen wurde, und der Wäh ler hat in die
sem Zusammenhang Österreich im Ausland ei
nen guten Dienst erwiesen. (Bundesrat Mag. 
L a n  g e r: Niederösterreich!) Die Niederösterrei
cher haben das erkannt. Sie waren nämlich dieje
nigen, die österreichweit das niedrigste Ergebnis 
gehabt haben. Ich bin stolz auf meinen Kremser 
Bezirk , weil d ieser mit 4,6 Prozent zu denjenigen 
zählt, die die wenigsten Unterschriften aufweisen .  

Warum sage ich das in diesem Zusammen
hang? - Weil man vorige Woche bei Gesprächen 
in Brüssel genau bemerken konnte, wie die EG
Kommission dieses Volksbegehren beobachtet 
hat, wie sehr das Lichtermeer in Wien und in an
deren Städten Österreichs anerkannt wurde, da ß 
sich die Mehrheit der Österreicher nicht mit die
ser Politik identifiz iert. Die Österreicher sind für 
eine sach liche Diskussion, aber für keine Auf
schaukelung der Gefühle in der Ausländerfrage. 

Da sich dieses Ausländervolksbegehren als 
Flop herausgestellt hat, startet die nächste Aktion 
der Freiheitlichen Partei, nämlich eine Absprung
basis in Fragen EG zu suchen. Ich kann mich 
noch gut daran erinnern, als d ie Freiheitliche Par
tei vor einigen Jahren im Nationalrat und im 
Bundesrat angetreten ist und  gesagt hat: Wir sind 
eine Europapartei, wir sind die erste E uropapar-
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teil Jetzt aber ist der FPÖ jedes Argument recht, 
um Mißtrauen und Angst zu schüren ,  und wir 
erleben nunmehr den dritten Schwenk der FPÖ 
in  dieser Frage : Zuerst ist sie für die EG gewesen, 
dann war sie gegen den EWR, aber für die EG, 
und nun sucht sie eine Absprungbasis, um gegen 
die EG sein zu können. Wen n  man die Zeitungs
berichte verfolgt, merkt man: Es wird das sicher 
eine Zerreißprobe für diese Partei werden. (Bun 
desrat Mag. L a n  g e r: Alles falsch.'1 Herr Kolle
ge, ich gebe nicht so viel auf Zeitungsmeldungen, 
aber es steht doch einiges drinnen, was aufhor
chen läßt. Wenn ich mir vorstelle, daß die Frei
heitlichen sich jetzt die Latte sehr hoch legen in 
Richtung Abschaffung der Sozialpartnerschaft, in 
Richtung Ersatz der Pragmatisierung, daß e ine 
europaweite Lösung des Migrationsproblems an
gestrebt wird, so sind das alles Punkte, die als Ab
sprungbasis anzusehen sind. 

Nun komme ich zum eigentlichen Thema, zum 
Wettbewerbsgesetz. Kollege Kapral hat vorhin 
gesagt, es werde der EWR heuer noch n icht in 
Kraft treten, ich habe aber vorige Woche in Brüs
sei von authentischer Quelle gehört, daß vehe
mentest daran gearbeitet wird und die Hoffnung 
besteht, daß der EWR mit 1 .  Ju li 1 993 in Kraft 
treten kann. Es ist daher auch notwendig, in Bäl
de die entsprechenden Gesetzesänderungen und 
Adaptierungen durchzuführen. 

Mein Vorredner hat schon erwähnt, daß es vor 
allem durch die starke internationale Verflech
tung unmöglich ist, ausschlie ßlich durch inner
staatliche gesetzl iche Maßnahmen gegen wettbe
werbsbeschränkendes Verhalten von Unterneh
mern und gegen mißbräuchliche Ausnutzung 
marktbeherrschender Stellungen vorzugehen. 
Schon beim Abschluß des Freihandelsabkom
mens im Jahre 1972 wurden darin kartellrechtli
che Bestimmungen und auch Beschränkungen 
hinsichtlich wettbewerbsbeeinträchtigender Bei
hilfen aufgenommen. 

Meine Damen und Herren!  Wesentlichstes Ziel 
der Europäischen Gemeinschaft ist die Errich
tung eines Gemeinsamen Marktes. Dazu bedarf 
es nicht nur der Beseitigung staatlicher Handels
hemmnisse, sondern es muß auch ein einheitli
cher Markt gewährleistet sein, der durch Markt
aufteilung und sonstige private Absprachen be
einträchtigt wird, ein Markt, der die ihm zugeord
nete Regelungsfunktion erfüllen kann .  

Sowohl im EWR-Vertrag a ls  auch vorher schon 
im EWG-Vertrag ist daher ein System vorgese
hen, das den Wettbewerb nicht verzerrt, sondern 
den fairen,  offenen Wettbewerb erhält, Instru
mentarien, die in Österreich durchaus bekannt 
sind und auch seit Jahren in Österreich kartell
rechtliche Tradition haben. Es sind dies die F ra
gen des Kartellrechtes, F ragen des unlauteren 
Wettbewerbsgesetzes, der Kontrol le des Mißbrau-

ches marktbeherrschender Stellung von Unter
nehmen, Fusionskontrolle, der Kontrolle staatli
cher Beihilfen und des Wettbewerbsrechts öffent
licher Unternehmer. 

Diese Vorschriften sind in den Artikeln 53 
bis 60 des E WR-Vertrages verankert, und nun 
gilt es ,  diese Bestimm u ngen in innerösterreichi
sches Gesetz umzusetzen.  

Ich komme jetzt zur F rage, die Bundesrat Kap
ral schon angeschnitten hat, nämlich warum es in 
Österreich noch kein unabhängiges Kartel lgericht 
gibt, anstatt dessen nimmt man mit einer unab
hängigen Verwaltungsbehörde als Lösung vorlieb. 
Ich möchte den Kollegen Kapral darauf verweisen 
- er ist leider nicht im Saal - ,  daß gerade die 
Industrie in den letzten Jahren immer wieder eine 
solche kartellrechtliche Lösung verhindert hat. 
Ich frage mich wirklich, unter welchem Hut er 
hier spricht: als Konsulent der Industriellenverei
nigung oder als Konsulent der Freiheitlichen Par
tei? Er erzählt nämlich überall etwas anderes. Wir 
aber haben das überprüft und auch  das Ministeri
um hat diesbezüglich genaue Prüfungen ange
stellt und festgestellt, daß in der momentanen 
Phase eine unabhängige Verwaltungsbehörde ge
nügt, wir brauchen noch kein eigenes Kartellge
richt. 

Die Hauptaufgabe dieser Behörde ist die Amts
hilfe in Wettbewerbsangelegenheiten, die - ent
sprechend dem EWR-Abkommen - Zusammen
arbeit mit den EFTA-Überwachungsbehörden 
und der EG-Kommission in Wettbewerbsangele
genheiten, die Ergreifung von Abh ilfemaßnah
men aufgrund einer Ermächtigung der EG- Kom
mission oder der EFTA-Überwachungsbehörde 
bei Verstößen gegen das EWR-Wettbewerbs
recht, die Vornahme verschiedener Verfahrens
schritte und auch - das wurde im letzten Mo
ment noch eingefügt - die Überprüfun.g, ob Ent
scheidungen von EG-Organen, die in Osterreich 
vollstreckt werden sollen ,  mit den Bestimmun
gen, d ie im Rahmen des EWR-Abkommens ge
troffen wurden, übereinstimmen. 

Ich glaube, dafür genügt in Österreich einstwei
len diese unabhängige Verwaltungsbehörde voll
auf, und ich habe hier auch den Eindruck ,  daß die 
Freiheitliche Partei zwar den Bürokratismus in 
Brüssel kritisiert, ihn aber nunmehr in Österreich 
einführen wil l,  obwohl wir ihn bis dato und auch 
in der nächsten Zeit nich t  brauchen. 

Ihr Vorwurf, daß die Kartellgesetz-Novelle so 
lange verzögert wird, stimmt insofern nicht, als 
bei der seinerzeitigen Novelle im Jahre 1 988 alle 
beteiligten Behörden darin übereingekommen 
sind, diese Kartellgesetz-Novel le einmal  auszu
probieren, wei l  man daraus Erfahrungen sam
meln möchte, und daß man dann eine neue Kar
tellgesetz-Novel lierung d urchführt. Dieser Ent-
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wurf ist bereits fertiggestel lt, hängt nur  mehr von 
der Genossenschaftsfrage ab, wie man die Genos
senschaften miteinbinden kann. Diese fertige 
Kartellgesetz-Novelle umfaßt die Fragen der Ver
besserung der Rechtssicherheit, der Schaffung ei
nes Instrumentriums, um den Auswüchsen 
marktmächtiger Unternehmen insbesondere im 
Medienbereich besser begegnen zu können, d ie 
Vereinfachung und Beschleunigung von Verfah
ren, die Erweiterung der Antragslegitimation, d ie 
Einführung einer Zusammenschlußkontrolle un
ter Bedachtnahme auf internationale wettbe
werbsfähige Unternehmen. 

Diese Kartellgesetz-Novelle ist also in Vorbe
reitung, und es erhebt sich jetzt noch d ie Frage 
nach dem Kartel lamt. Und da muß ich dem Kol
legen Kapral schon entgegenhalten :  Es hat der 
frühere Bundeskartellpräsident, der deutsche 
Ginther, vor einiger Zeit erklärt, daß wir in 
Österreich mit weniger Aufwand das gleiche er
reichen wie das Kartellamt in Deutschland. Daher 
hat die Bundeskammer im Einvernehmen mit 
den Sozialpartnern eine internationale Enquete 
zu dieser Frage ausgeschrieben. Es wird also 
überprüft, in welcher Form ein Kartellamt für 
Österre ich notwendig ist. Ich glaube, es ist sinn
voll ,  daß wir etappenweise Schritte durchführen 
und nicht gleich eine neue Behörde schaffen, wo 
doch gerade die Freiheitliche Partei den Bürokra
tismus in Österreich besonders kritisiert. Wir 
wollen einen freien Wettbewerb, aber keinen 
Wettbewerbs-Po l izeistaat. 

Dazu, warum in dieser Frage eine Mitkompe
tenz für den Verstaatlichtenminister gegeben ist. 
- Das ergibt sich aus dem Ministeriengesetz, und 
das ergibt sich auch aus der Verwaltungsstruktur 
in Österreich. Wenn es kein unabhängiges Ge
richt gibt, muß man danach trachten,  eine Mit
kompetenz nach dem Ministeriengesetz zu errei
chen, um zuständigkeitsübergreifend operieren 
zu können. Damit sind aber keine Privi legien für 
d ie verstaatlichte Industrie verbunden, wie das 
von der Freiheitlichen Partei hineininterpretiert 
wurde. 

Die dritte Frage, die vor al lem FPÖ-Abgeord
neter Gugerbauer im Nationalrat bereits erwähnt 
hat, ist die Frage der Hausd urchsuchung ohne 
richterlichen Befehl.  Diese Frage ist wirklich an 
den Haaren herbeigezogen,  weil der liebe Kollege 
Gugerbauer - anscheinend hat Kollege Kapral 
auch nur die Hälfte gelesen - auch nur aus dem 
ersten Teil dieses EuGH-Urteils vom 2 1 .  Septem
ber 1 989 zitiert hat, in  dem steht, daß Geschäfts
räume von EG-Behörden überprüft werden kön
nen, unabhängig von richterlichem Befehl. Das 
heißt also, Geschäftsräu me sind nicht privaten 
Wohnräumlichkeiten gleichgestellt, uI2d daraus 
hat Gugerbauer abgeleitet, daß in Osterreich 
nunmehr auch ohne richterlichen Hausdurchsu-

chungsbefehl Geschäftsräume überprüft oder 
durchsucht werden könnten .  Er hat bewußt den 
Absatz 6 dieses Urteils n icht zitiert, in dem steht, 
daß in jedem Fall auf nationale Rechte Rücksicht 
zu nehmen ist, daß auch die Rechte der U nter
nehmer im jeweiligen Nationalrecht berücksich
tigt werden müssen ,  das heißt, nach dieser Be
stimmung muß in Österreich - in Österreich ist 
ein richterlicher Hausdurchsuchungsbefehl vor
gesehen - auch weiterhin ein Hausdurchsu
chungsbefehl erwirkt werden, damit eingegriffen 
werden kann. 

Ich glaube auch, es ist nicht S inn und Zweck 
dieser Behörde, Hausdurchsuchungen durchzu
führen, sondern sie ist e her als Hilfsorgan anzuse
hen. Es ist e in Untersch ied, ob man das Betreten 
von Räumlichkeiten gesetzlich verankert oder 
aber verlangt, daß die Polizei Geschäftsräume 
durchsuchen und durchwühlen kann. 

Ich meine also, sagen zu können, daß diese Ar
gumentation seitens der FPÖ wi rklich an den 
Haaren herbeigezogen ist. 

Meine Damen und Herren !  Ich glaube, daß sich 
diese Behörde einmal einarbeiten soll, e inmal be
ginnen soll zu wirken, damit die Bundesregierung 
rechtzeitig vor dem Beitritt zur EG entsprechen
de Strukturen schaffen kann, um kartel lrechtli
chen Bestimmungen der EG zu entsprechen. ( Vi
zepräsident S t r u t z e n  b e r g e r übernimmt 
den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren! Es ist k lar: Nur ein 
freier, fai rer und offener Markt stellt die wesentli
che Voraussetzung für das F unktionieren unseres 
marktwirtschaftlich orientierten Wirtschaftssy
stems dar. Es hat sich gezeigt, daß der Wettbe
werb der Motor für die Entwicklung der Volks
wirtschaft, für die Entwicklung des Wohlstandes, 
für Investitionen und für Innovationen ist . Wir 
brauchen in Österreich keine neue Bürokratie, 
kei nen neuen Wettbewerbs-Pol izeistaat. Es ist 
doch kein Zufall,  daß es gerade bei den reichsten 
und produktivsten Nationen der Erde den größ
ten Wettbewerb gibt. Es hat sich auch in den letz
ten Monaten gezeigt, daß sich der Wettbewerb 
dort, wo er gegeben ist beziehungsweise entsteht, 
im Flugverkehr, im Fernmeldewesen, auch auf 
die Verbraucher durchschlägt. 

Mit der Einigung über die Schaffung eines Eu
ropäischen Wirtschaftsrau ms hoffe ich ,  daß ein 
weiterer Schritt zu mehr fairem und offenem 
Wettbewerb in Europa erreicht wird. 

Meine Fraktion wird daher diesem Gesetzesbe
sch luß  ihre Zustimmung erteilen. (Beifall bei der 
Ö VP.) 10.32 
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Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zu Wort 
gemeldet hat sich Frau Staatssekretärin Dr. Fek
ter. - Bitte, F rau Staatssekretärin .  

J().32 
Staatssekretärin im Bundesministerium für 

wirtschaftliche Angelegenheiten Dr. Maria Fek
ter: Herr Bundesrat Kapral ist zwar jetzt nicht 
anwesend, aber ich möchte auf seinen Vorwurf, es 
wäre im § 4 e ine verfassungswidrige Befugnis für 
die Behörde enthalten, Bezug nehmen.  

Es ist für die Kontrolle und für den Vollzug 
eines fairen Wettbewebs ein Instrumentari um 
notwendig, das einen I nformationsfluß  zu den 
Behörden hin gewährleistet . Daher ist im § 4 vor
gesehen, daß die Behörde Auskünfte anfordern, 
daß sie Auskünfte verlangen kann,  und die Inha
ber von Unternehmen verpflichtet sind, Unterla
gen vorzulegen .  Dies a l les bedeutet aber nicht, 
daß d ie Behörde das Recht hat, eine Hausdurch
suc hung ohne richterl ichen Befehl  wahrzuneh
men. 

Es ist zwar weiters im § 4 Abs. 2 vorgesehen, 
daß d ie U nternehmen das Betreten der Ge
schäftsräume zu dulden haben, aber das Betreten 
der Geschäftsräume und das Verlangen auf Aus
künfte beinhalten nicht die Befugnis, eine Haus
durchsuchung ohne richterl ichen Befehl  durch
führen zu können. Ich glaube, dieser Unterschied 
gehört hier aufgezeigt, denn es kann nicht so 
ohne weiteres der Vorwurf der Verfassungswid
rigkeit i!TI Rau m  stehen bleiben. (Beifall bei ÖVP 
und SPO. )  10.34 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem erteile ich Herrn Bundesrat Dr. Maut
ner Markhof das Wort. 

10.34 
B undesrat Dr .  h. c. Manfred Mautner Markhof 

(ÖVP, Wien) :  Herr Präsident! Herr Bundesmini
ster! Frau Staatssekretärin! Hoher Bundesrat! 
Wir leben in einer Zeit, in der die einzelnen 
Vol kswirtschaften international i mmer stärker 
miteinander verflochten sind. Es ist daher nicht 
mehr ausreichend, Maßnahmen gegen wettbe
werbsbeschränkendes Verhalten von Unterneh
mern zu setzen und die mißbräuchliche Ausnüt
zung einer marktbeherrschenden Stellung auf 
den eigenen Markt zu beschränken. So hat sich 
auch bei den EWR-Verhandlungen gezeigt, daß 
Regelungen für ein einheitliches Wettbewerbssy
stem notwenig s ind . 

Die  Wettbewerbsregeln des EWR-Abkommens 
und des Abkommens zwischen den EFT A-Staa
ten zur  Errichtung einer Überwachungsbehörde 
und e ines Gerichtshofes bedürfen nun eines in
nerstaatlichen D urchführungsgesetzes. Aufgrund 
der vorl iegenden Gesetzesmaterien, die gleichzei
tig m it dem Abkommen über den EWR in Kraft 
treten sol l ,  werden die Belange des EWR-Wettbe-

werbsrechts an den Bundesminister für wirt
schaftliche Angelegenheiten zugewiesen, wie ja 
schon ausgeführt wurde. Die Anwendung be
schränkt sich auf jene Bereiche, d ie in der Gesetz
gebung oder Vollzieh ung nicht Sache der Länder 
sind und die nicht dem Kartel lgericht, dem Kar
tellobergericht und den Gerichtshöfen erster In
stanz zukommen. 

Meine Damen und Herren! M it diesem Gesetz 
gehen wir e in weiteres Stück in Richtung EWR. 
Zwar sind nun die Verhandlungen über den EG
Beitritt Österreichs eröffnet worden, aber man 
muß trotzdem realistisch bleiben und bedenken, 
daß sich e ine tatsächliche EG-Mitgliedschaft un
seres Landes doch noch eine gewisse Zeit hinzie
hen wird .  Schon allein aus diesem Grund ist zu 
hoffen, daß wir bald am EWR tei lnehmen kön
nen, um unserer Wirtschaft wenigstens ein paar 
D iskriminierungen, mit denen Nicht-EG-Mitglie
der seit Inkrafttreten des Binnenmarktes kon
frontiert sind, zu ersparen. Als Beispiel h iefür 
sind etwa die Niederlassungsfreiheit des Dienst
leistungsverkehrs, die Wettbewerbsordnung und 
gewisse Erleichterungen im freien Warenverkehr 
zu nennen .  

Erwähnen möchte ich in  d iesem Zusammen
hang d ie Frage der EG-Normen und - Standards. 
Heute müssen sich österreichische Unternehmer 
mit einem langwierigen und entsprechend kost
spieligen Anerkennungsverfahren herumschla
gen, wenn sie in die EG exportieren wollen .  Bei 
Inkrafttreten des EWR fäl lt dies zum Beispiel 
weg. Natürlich muß uns auch klar sein,  daß der 
EWR nicht alle Probleme im Warenverkehr mit 
der EG lösen kann. Hervorzuheben ist dabei die 
mangelnde Verknüpfung der Ursprungsregeln im 
Verhältnis zwischen EG - EFTA und den mittel
beziehungsweise osteuropäischen Reformstaaten .  
Vor  allem u nsere Textil- ,  aber auch d ie  KFZ-Zu
lieferungsindustrie bekommen die Benachteili
gungen im passiven Veredelungsverkehr bereits 
deutlich zu spüren.  - Was das für die Arbeits
plätze bedeutet, brauche ich n icht extra zu beto
nen! 

Deshalb freut es mich besonders, daß unser 
Außenminister Or. Mock anläßl ich des bedeu
tungsvollen Beginns der Verhandlungen am 
1 .  Februar in Brüssel unter anderem in seiner 
Rede auf d ieses Problem folgendermaßen hinwies 
- ich zitiere - :  

"In diesem Bereich erscheint es uns jedenfalls 
erforderlich, schon während der Dauer der Bei
trittsverhandlungen eine vorgezogene Vereinba
rung zu treffen, um die insbesondere als Folge 
des Absch lusses der Europaverträge der EG mit 
Reformstaaten Zentral- und Osteuropas entstan
dene mangelnde Verknüpfung der Ursprungssy
steme zu beheben und die schwerwiegenden Be
einträchtigungen der österreichischen Handels-
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ströme zu beseitigen, von denen Österreich in be
sonderer Weise betroffen ist." - Zitatende . 

Es ist daher zu hoffen, daß es auf diesem 
Gebiete zu einer vorgezogenen Vereinbarung 
kommt, denn sonst könnte der EG-Beitritt, mit 
dem dieses Problem automatisch gelöst wird -
das möchte ich unterstreichen - ,  für einige Un
ternehmen letztlich doch zu spät kommen . 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Das, 
wenn auch knappe, Nein der Schweizer zum 
EWR vereinnahmten die EWR-Gegner in unse
rem Lande als Unterstützung ihrer Linie. Daß d ie 
Schweiz nach diesem Entscheid erwiesenermaßen 
ziemlich in eine Isolation geraten ist, gilt mittler
weile als erwiesen. Meinungsumfragen haben 
auch ergeben, daß d ie EWR-Ablehnung der 
Schweizer die Volksabstimmung nicht sehr lange 
überdauert hat. Laut Erhebungen des Instituts 
" Demoscope" würde mittlerweile eine Mehrheit 
von 63 Prozent der Schweizer Stimmberechtigten 
dem EWR-Vertrag zustimmen, wobei auch in der 
deutschsprachigen Schweiz - dort betrug die Ab
lehnung ja 56 Prozent - nun 58 Prozent für den 
EWR wären .  - Aber das hi lft den Schweizern 
jetzt auch nicht mehr sehr viel. 

Auch bei den Dänen gibt es im Hinblick auf 
den Vertrag von Maastricht einen Meinungsum
schwung. Laut Umfrage des Gallup-Institutes 
wollen S4 Prozent der Dänen beim geplanten 
zweiten Referendum über Maastricht mit ja stim
men, 24 Prozent mit nein, 22 Prozent sind unent
schlossen und wollen nicht an der Abstimmung 
teilnehmen. 

So sehr das dänische Nein über den Vertrag 
über die Europäische Union den Architekten Eu
ropas Schreck in die Glieder fahren l ieß,  muß 
man doch erkennen, daß dieser Schreck auch ei
nen gewissen Bewußtseinswandel in Gang gesetzt 
hat. Die seitens der EG gewachsene Erkenntnis, 
daß mehr B ürgernähe, Transparenz und die stär
kere Betonung des Subsidiaritätsprinzips notwen
dig sind, hängt sicherlich mit den Abstimmungen 
über Maastricht zusammen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  In
nerhalb der Gemeinschaft ist noch viel in F luß ,  
gibt es laufend Veränderungen,  Anpassungen und 
neue Entwicklungen . Erwähnen möchte ich an 
dieser Stelle auch den j üngsten Entschließungs
antrag, den der Berichterstatter des E uropäischen 
Parlaments, Klaus Hämsch,  vorgestellt hat. Darin 
wird gefordert, daß sich die EG vor Aufnahme 
weiterer Mitglieder eine neue Verfassung geben 
soll. Ziel sei die Schaffung b undesstaatlicher 
Strukturen,  auf deren Grundlage sic h die Euro
päische Union,  d ie ja die heutige EG ablösen sol l ,  
mit begrenzten,  aber konkreten Befugnissen ,  mit 
voll entfalteten demokratischen Einrichtungen 
weiterentwickeln kann. (Bundesrälin Dr. K a r  l s -

s 0 n: Es ist schön, daß Sie einen sozialistischen 
Abgeordneten zitieren.') Wir haben eine Koali
tionsregierung. 

In diesem Bericht wird auch die gleichberech
tigte Miterscheinung für das E uropäische Parla
ment gefordert. (Bundesrat K 0 n e c n y: Trotz
dem wiY in einer Koalition sind!) Wir können ja 
durchaus auch einer Meinung sein, wenn wir in 
einer Koalitionsregierung sind. In Deutschland ist 
das vielleicht ein bißchen anders, aber wir können 
das doch auf uns beziehen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch er
wähnen, daß die kleinen Staaten in den EG-Gre
mien überproportionalen Einfl uß haben. Die 
großen Staaten können allein nichts beschl ießen, 
sondern brauchen zusätzlich die Stimmen von 
kleinen Mitgliedern - das möchte ich sehr unter
streichen. 

Der vorhin von mir erwähnte Bericht hebt auch 
hervor, daß die Zahl der Europa-Abgeordneten 
bei der Aufnahme neuer Länder nach dem 
Grundsatz der " Fallen proportionalität" festge
setzt werden muß.  Das heißt: Je kleiner das Land, 
desto mehr Abgeordnete kann es im Verhältnis 
entsenden.  Die größeren Länder dagegen sollen 
weniger S itze erhalten .  Das könnte vielleicht im 
Moment e in frommer Wunsch sein, aber es  wäre 
nicht uninteressant, wenn man d ieser Sache nä
hertreten würde. (Vizepräsidenr Dr. S c  h a m  -
b e c k  übernimmt den Vorsitz.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Bei 
allen Vorbehalten einem gewissen Brüsseler Zen
tralismus gegen über sollten wir nicht das Kind 
mit dem Bade aussch ütten und dabei aus den Au
gen verlieren ,  daß die EG letztlich das ist, was die 
einzelnen Nationalstaaten zulassen, denn der Mi
nisterrat kann ja nur das besch ließen, was die Na
tionalstaaten erlauben.  

Was den Abbau gewisser vorhandener Demo
kratiedefizite innerhalb der Strukturen der Ge
meinschaft betrifft, ist berechtigterweise anzu
nehmen, daß es zu entsprechenden Maßnahmen 
kommen wird . 

Meine seh r  verehrten Damen und Herren ! Ich 
möchte schlußendlich beim vorliegenden Bun
desgesetz besonders darauf verweisen, daß es ein 
weiterer Mosaikstein  zur Umsetzung des EWR
Vertragswerkes ist. 

Meine Parteifreu nde und ich werden keinen 
Einwand gegen den vorlie.genden Ge��tzesbe
schluß  erheben. (Beifall bei O VP und SPO. ) 1 0.42 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort ist weiters gemeldet Herr Bundesrat Dr . 
Vincenz Liechtenstein. Ich erteile es ihm. 
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10.42 

Bundesrat Dr. Vincenz Liechtenstein (ÖVP, 
Steiermark) : Herr Präsident! Frau Staatssekretä
rin !  Liebe Kollegin nen und Kollegen !  Österreich 
befindet sich gegenwärtig in e iner Situation wie 
eine Gruppe von Menschen - so sehe ich es zu
mindest - verschiedenen Alters, Geschlechts und 
verschiedenster Berufe .  die von einer Insel auf 
das Festland gelangen  wollen. Hilfreiche Brük
kenbauer, wie etwa wir als Gesetzgeber, wollen 
natürlich , daß man jetzt das Richtige macht. 

Seit 1 .  Februar 1 993 ist dieser Brückenbau 
schon in vollstem Gang. Aber da stellt sich her
aus, es wäre günstig, zunächst e ine Hi lfskonstruk
tion für den Brückenbau zu errichten,  die das 
Hinüberkommen erleichtert, bis die definitive 
Brücke den Zugsverkehr und die Überfahrt mit 
Lastkraftwagen ermöglichen wird. 

Der Gesetzesbeschluß ,  über den wir heute 
sprechen, ist ein Pfei ler dieser Hilfskonstruktion, 
nämlich des Europäischen Wirtschaftsraumes, 
der die Zeit der Verhandlungen bis zu unserem 
defin itiven Beitritt zur Europäischen Gemein
schaft - u m  bei diesem Vergleich zu bleiben -
überbrücken soll .  Über die wirtschaftlichen Vor
teile dieses großen Wirtschaftsraumes, der im
merhin nicht wen iger als 3 75 Mill ionen Men
schen umfaßt, ist schon viel gesagt und geschrie
ben worden. 

Ich erlaube mir hier anzumerken, daß die Art, 
wie Österreich seinen Bürgern den Beitritt - sei 
es zum EWR, sei es zur EG - erklären will, nicht 
gerade immer in allem erfolgreich ist und sofort 
verstanden wird. Aber es wird verstanden werden, 
u nd es wird akzeptiert und auch als eine Notwen
digkeit angesehen. 

Der Österreicher ist offenbar von Natur aus 
großen Veränderungen abhold , wenn sie nicht ge
rade mit Pau ken und Trompeten daherkommen 
und die Attraktionen eines großen Zirkus auf den 
Straßen vorführen. Es ist eine bewährte Methode 
der Pol itik ,  von solchen Ängsten vor Neuerungen 
Nutzen zu ziehen. Wir haben gerade die Exeku
tion eines so lchen Falles anhand des Ausländer
Volksbegehrens erlebt. 

Wenn die Damen u nd Herren der Freiheitli
chen Partei nun den Beitritt zum EWR und EG 
ablehnen, so reiten sie dasselbe Pferd noch einmal 
- wie plausibel auch manche Gründe sein  mögen 
- ,  nämlich die Angst der Bürger vor dem großen 
neuen Unbekannten.  Deshalb erlaube ich mir,  
noch einmal mit Nachdruck darauf zu verweisen ,  
daß  es notwendig ist, Herrn und  Frau Österrei
cher die Gründe für diesen Beitritt plausibel und 
schmackhaft zu machen, sowohl die Vorteile zu 
schildern, als auch die eventuellen Nachteile dar-

zulegen und zu zeigen,  wie man über manche 
Klippen hinwegzukommen gedenkt. 

Wenn wir aber dieser Tage in Zeitungen lesen 
können, daß schon jeder zweite Schil l ing von der 
Wirtschaft Österreichs im Ausland verdient wird, 
wenn wir realisieren ,  daß 40 Prozent unseres Au
ßenhandels allein mit Deutschland , einem we
sentlichen Mitglied des EWR und der EG, abge
wickelt werden,  so sind das starke Argumente . 
Freilich:  Jenen, die - wen n  man einen Vortrag 
hält und eine D iskussion wie in dem Fall durch
führt - mit geradezu eherner Regelmäßigkeit 
Klage führen,  sie müßten ,  wenn Österreich der 
EG beitritt, Schokolade dieser oder jener Art es
sen und Lebensmittel kaufen, die radioaktiv be
strahlt sind. kann man nur mit gro ßer Liebe und 
sehr viel Einfühlungsvermögen erklären,  wie die 
Dinge tatsächl ich sind und wie sehr der Mensch 
nicht von der Willkür anderer abhängt, wen n  er 
sich nur besinnt, seine eigenen Rechte in An
spruch zu nehmen und nur das zu tun und nur 
das zu kaufen, was er will ,  was seinen Bedürfnis
sen gerecht wird. 

Wie überhaupt uns allen in unserem Land 
mehr Selbstbewußtsein und mehr Stolz auf e ige
ne Leistung guttäte! 

Noch immer schwirrt in den Vorstellungen be
sonders älterer Österreicher die einstmals nicht so 
unrichtige Sorge, dieses Östereich, das eben doch 
nur der Rest einer 52 Millionen Bürger umfassen
den Großmacht Europas war, sei allein nicht le
bensfähig, es sei arm und von seinen Quellen ab
geschnitten .  So erkläre sich auch der Beschluß 
von 1 9 1 9, sich an das Deutsche Reich anzuschl ie
ßen, auch die Anschlußpropaganda, die ur
sprünglich nichts mit Hit ler  und den Nationalso
zialisten zu tun hatte. Betrachten wir noch die 
Wirtschaftskrise von 1 930, die 600 000 Arbeits
losen ,  so sehen wir darin  eine Menge von Grün
den, warum se ither viele Österreicher manchmal 
ängstlich in die Zukunft schauen. - Aber heute 
ist die Lage eine völlig andere ! Es ist geradezu ein 
Wunder, ein österreichisches Wunder geschehen: 
Dieses Land ist lebensfähig geworden! D ieses 
Land ist wohlhabend! Seine Bürger haben nichts 
zu fürchten! Die alten Leute dürfen darauf ver
trauen, daß es ein gutes, gesichertes Sozialnetz 
gibt, auch wenn heute über die Frage Überalte
rung und damit über die Sicherung der Pensionen 
gesprochen wird. 

Aber es wird auch in Zukunft wirtschaftlic hen 
Wohlstand u nd soziale Sicherheit geben. Dafür 
wird im besonderen der Beitritt zum EWR und 
zur EG sorgen .  Wir haben gerade in diesen Tagen 
das Beispiel eines sich abze ichnenden Wirt
schaftskrieges um die Stahlprodu ktion und u m  
Konflikte in Währungsfragen zwischen den USA 
und der EG erlebt. 
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Glaubt denn i rgend jemand , das kleine Öster
reich, für das Stahl und Stahlprodu kte sehr we
sentl iche Wirtschaftsfaktoren sind, könne sich in 
einem solchen "Krieg" gegen die USA durchset
zen? Aber wir dürfen darauf vertrauen,  da ß ein 
wirtschaftlich geeintes Europa eine so lche Aus
einandersetzung sehr  leicht und freundschaftl ich 
durchstehen kann, in der es nicht gerade gewin
nen, aber e inen tragbaren Kompromiß erzielen 
kann, der beide am Leben läßt. 

Hier und heute wird natürlich sehr  viel über 
Wettbewerb gesprochen. Jenseits dieses Gesetzes 
ist in der Tat für den wirtschaftlichen Wettbewerb 
eine neue Zeit angebrochen . Wir müssen uns da
her nicht fürchten: Die Wirtschaft unserer Hei
mat ist durchaus europareif. Dort, wo sie es noch 
nicht sein so l lte, wird in den nächsten zwei Jahren 
die Möglichkeit bestehen, sich auf diese europäi
schen Notwendigkeiten einzustel len. 

In Wirklichkeit bringt der große Markt allen 
Wirtschaftszweigen, e inschließlich der Landwirt
��haft, ungeahnte Vorteile. Nur werden wir 
Osterreicher uns daran gewöhnen m üssen, mo
dern zu sein und beste Qualität zu  erzeugen . Jene 
Probleme , die die früheren Ostblockstaaten ha
ben, gehen vielfach darauf zurück, daß sie vera l
tetes Zeug produzieren und Preise nicht kosten
deckend, sondern willkürlich festsetzen. 

Meine Damen u nd Herren!  Lassen Sie mich 
noch ein wenig von den histor ischen Hintergrün
den dieses Beitritts zur EG und zum EWR spre
chen. Seit dem Mittelalter hat vielen der Besten in 
Europa die Idee einer E inheit vorgeschwebt. Die
se Idee war natürlich zeitgemäß versch ieden aus
gestattet. Da war etwa die Idee, ein Reich zu 
schaffen, das alle Christen umfassen sollte, oder 
man versuchte, an die Tradition des Römischen 
Reiches anzuknüpfen. Jenes Staatsgebilde, das 
uns natürl ich  am nächsten l iegt ,  unsere ehemalige 
Donaumonarchie, ist auf vielerlei Arten zustande 
gekommen. Der Spruch "Tu Felix Austria nube" 
gefällt mir am besten und scheint auch am besten 
für die Pläne für einen Beitritt zum EWR und zur 
EG zu passen .  

Ein öster��ichischer Dichter hat seinerzeit ge
sagt: " Dies Osterreich ist eine k leine Welt, in der 
d ie große ihre Probe hält." 

Das war natürlich auf das Österreich der 
1 3  versch iedenen Völker und Nationen gemünzt .  
Wenn ein Minister i n  der Monarchie e inmal den 
etwas frivolen Ausspruch getan hat, es sei am be
sten, die Völker des Reiches in gleichmäßiger Un
zufriedenheit zu halten, so ist doch die h istorische 
Tat, so viele Völker so lange Zeit meh r  oder weni
ger friedlich beisammenzuhalten ,  nicht gerade ein 
sch lechtes Beispiel für ein vereintes Europa. Da 
müssen wir gar nicht erst nach Südosten schauen 
und mit Entsetzen feststel len, wie sich Völker, die 

jahrhundertelang mit uns verbündet waren, nun 
in Bürgerkriegen zerfleischen. 

Vor all solchen Schrecknissen so ll uns das gro
ße , das vereinte Europa schützen, ein Europa des 
wi rtschaftlichen Wohlstands, der sozialen Sicher
heit und auch ein Europa, in dem es keine Kriege 
mehr geben darf und kann ;  ein Europa, das stark 
und vielleicht sogar mächtiger ist als die Super
mächte von heute; e in gro ßes Europa, das k lug 
sein wird, seine Teile nach eigener Fasson leben 
zu lassen ;  ein Europa des Friedens! 

Deswegen ist es auc h ganz klar, daß unser Be
kenntnis zum EWR nicht nur in diesem Sektor, 
sondern  auf allen Sektoren eine Notwendigkeit 
darstellt, und selbstverständlich ist der Vollbei
tritt Österreichs zur Europäischen Gemeinschaft 
�!lsere Zuku1);ft. - Herzl ichen Dank .  (Beifall bei 
OVP und SPO. ) 10.53 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß
wort gewünscht? - Dies ist auch nicht der Fall. 

Wir gelangen daher zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundes
räte, die dem Antrag zustimmen, gegen den vor
liegenden Beschluß des Nationalrates keinen Ein
spruch zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist 
dies S t i m  m e  n m e  h r h e i t. 

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben ,  ist 
somit a n g e n 0 m m e n. 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. jänner 1993 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Güterbef'örderungsgesetz geändert 
wird (681 und 824/NR sowie 4483/BR der Beila
gen) 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. jänner 1993 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Rohrleitungsgesetz 1975 geändert 
wird (682 und 825/NR sowie 4484/BR der Beila
gen) 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. jänner 1993 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Kraftfahrliniengesetz 1952 geän
dert wird (Kraftfahrliniengesetz-Novelle 1992) 
(679 und 826/NR sowie 4485/BR der Beilagen) 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1993 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Gelegenheitsverkehrsgesetz geän-
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dert wird (680 und 827/NR sowie 4486/BR der 
Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge
langen nun zu den Punkten 3 bis 6 der Tagesord
nung, über die d ie Debatte unter einem abgeführt 
wird .  Es sind d ies Beschlüsse des Nationalrates 
vom 29. Jänner 1 993 betreffend 

ein Bundesgesetz, mit dem das Güterbeförde
rungsgesetz geändert wird, 

ein Bundesgesetz, m it dem das Rohrleitungs
gesetz 1 975 geändert wird, 

ein Bundesgesetz, mit dem das Kraftfahrlinien
gesetz 1 952 geändert wird (Kraftfahrlinien
gesetz-Novelle 1 992) , und 

ein Bundesgesetz, mit dem das Gelegenheits
verkehrsgesetz geändert wird. 

Die Berichterstattung über die Punkte 3 bis 6 
hat Herr Bundesrat Ing. Reinhart Rohr übernom
men. Ich ersuche ihn höfl ich um d ie Berichte. 

Berichterstatter Ing. Reinhart Rohr: Herr Bun
desminister! Herr Präsident!  Hohes Haus! Ich 
bringe zunächt den Bericht des Ausschusses für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr über den Be
schluß des Nationalrates vom 29. Jänner 1 993 be
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Güterbe
förderungsgesetz geändert wird. 

Durch die teilweise Übernahme des Rechtsbe
standes der Europäischen Gemeinschaft im Eu
ropäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) 
werden einige Änderungen des Güterbeförde
rungsgesetzes notwendig. Diese Anpassungen be
treffen im wesentlichen die Voraussetzungen für 
die Ausübung des Güterbeförderungsgewerbes, 
insbesondere die finanzielle Leistungsfähigkeit, 
die Zuverlässigkeit und die fachliche Eignung, die 
Gleichstellung der Angehörigen einer Vertrags
partei des Abkommens über den EWR mit öster
reichischen Staatsbürgern hinsichtlich der Nie
derlassungsfrei heit, die Definition des Werkver
kehrs sowie die Amtshilfe im Falle von Verstö
ßen, die einen Konzessionsentziehungstatbestand 
darstellen und bei der Entziehung der Gewerbe
berechtigung. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 2.  Feber 1 993 in Verhandlung ge
nommen und mehrstimmig besch lossen, dem Ho
hen Hause zu  empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr so
mit den A n  t r a g, der Bundesrat wolle be
schl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1 993 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Güterbeförderungsgesetz geändert wird, 
wird kein Einspruch erhoben.  

Des weiteren bringe ich den Bericht des Aus
sch usses für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
über den Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1 993 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Rohrleitungsgesetz 1 975  geändert wird. 

Der vorl iegende Gesetzesbeschluß des Natio
nalrates enthält eine Bestimmung über die 
Gleichstel lung von Staatsbürgern des Europäi
schen Wirtschaftsraumes m it österreichischen 
Staatsbürgern im Hinblick auf die Konzessions
voraussetzungen sowie eine Bestimmung zur 
U msetzung der im Anhang IV des EWR-Abkom
mens angeführten Richtlinien, die den Transit 
von Erdgas über große Netze regelt. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 2 .  Feber 1 993 in Verhandlung ge
nommen und mehrstimmig beschlossen ,  dem Ho
hen Hause zu empfehlen,  keinen Einspruch zu 
erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der  Aus
schuß  für öffentliche Wirtschaft und Verkehr so
mit den A n t r a g, der B undesrat wolle be
schl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1 993 betreffend ein Bundesgesetz, m it 
dem das Rohrleitungsgesetz 1 975 geändert wird, 
wird kein Einspruch erhoben. 

Der dritte Bericht ist der Bericht des Ausschus
ses für öffentliche Wirtschaft und Verkehr über 
den Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1 993 betreffend ein B undesgesetz, mit 
dem das Kraftfahrliniengesetz 1952 geändert 
wird (Kraftfahrliniengesetz-Novelle 1 992) .  

Der vorliegende Gesetzesb eschluß des Natio
nalrates korrigiert jene Best immungen des Kraft
fahrl iniengesetzes, die den genannten Richtlinien 
nicht oder nicht völ l ig entsprechen und über
nim mt aus der Verordnung Nr .  1 1 7/66/EWG die 
Definition des Begriffes "Linienverkehr" , die 
dort bloß für den grenzüberschreitenden Verkehr 
mit Vertragsparteien des EWR-Abkommens gilt 
und von der bisherigen Defin ition der Kraftfahr
l inie abweicht, auch für den innerstaatlichen 
Kraftfahrl inienverkehr .  

U m  alle Marktzugangsvorschriften sowohl auf 
innerstaatliche als auch auf grenzüberschre itende 
Kraftfahrlinien anwenden zu können, wurde der 
Begriff der Genehmigung für den grenzüber
schreitenden Kraftfahrlinienverkehr mit Ver
tragsparteien des Europäischen Wirtschaftsrau
mes, der dem Konzessionsbegriff für die inner-
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staatl ichen Kraftfahrlinien entspricht, in den Be
schluß übernom men. Weiters war es erforderlich, 
nunmehr sachlich ungerechtfertigt erscheinende 
Differenzierungen hinsichtlich der Bahnen und 
der Post aus Gründen der Einhaltung des Gleich
heitssatzes und der Wettbewerbsneutralität zu el i
minieren.  

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 2 . Feber 1 993 in Verhandlung ge
nommen und mehrstimmig beschlossen, dem Ho
hen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr so
mit den A n t r a g, der Bundesrat wolle be
schließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1 993 betreffend ein Bundesgesetz. mit 
dem das Kraftfahrliniengesetz 1 952 geändert 
wird (Kraftfahrliniengesetz-Novelle 1 992) ,  wird 
kein Einspruch erhoben. 

Abschl ießend erstatte ich den Bericht des Aus
schusses für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
über den Beschluß des Nationalrates, mit dem das 
Gelegenheitsverkehrsgesetz geändert wird. 

Durch die teilweise Übernahme des Rechtsbe
standes der Europäischen Gemeinschaft im Zu
sammenhang mit  dem Abkommen über de� Eu
ropäischen Wirtschaftsraum werden einige Ande
rungen des Gelegenheitsverkehrsgesetzes not
wendig. Diese Anpassungen betreffen im 
wesentlichen die Voraussetzungen für d ie Aus
übung des Gelegenheitsverkehrsgewerbes, insbe
sondere die finanzielle Leistungsfähigkeit, d ie 
Zuverlässigkeit und die fachliche Eignung, die 
Gle ichstellung der Angehörigen von Vertragspar
teien des Abkommens über den EWR mit öster
reichischen Staatsbürgern hinsichtlich der N ie
derlassungsfreiheit, die Gleichstel lung von Kraft
fahrlinienberechtigungen mit Berechtigungen für 
das Omnibusgewerbe nach dem Gelegenheits
verkehrsgesetz, die Aufhebung der Verfassungs
bestimmung über die Festsetzung der höchstzu
lässigen Zahl der Kraftfahrzeuge zur Ausübung 
des mit Kraftfahrzeugen betriebenen Platzfuhr
werksgewerbes, die Aufhebung der Konzessions
pflicht für Fiaker sowie die Amtshilfe im Falle 
von Verstößen, die einen Konzessionsentzie
hungs-Tatbestand darstellen, und bei der Entzie
hung der Gewerbeberechtigung. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 2. Feber 1 993 in Verhandl ung ge
nommen und mehrstimmig beschlossen, dem Ho
hen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
sch uß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr so
mit den A n t r a g, der Bundesrat wolle be
schließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1 993 betreffend ein B undesgesetz, mit 
das Gelegenheitsverkehrsgesetz geändert wird , 
wird kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge
hen in die Debatte ein, die über die zusammenge
zogenen Punkte unter einem abgeführt wird. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Mag. Dieter Langer. Ich erteile es ihm. 

1 1 .00 .. 
Bundesrat Mag. Dieter Langer (FPO, Wien) :  

Herr Präsident! Herr Bundesminister!  Hoher 
Bundesrat! Sehr geehrte Damen und Herren! Die 
vier vorliegenden Reformwerke, die uns unter ei
nem Punkt auf den Tisch gelegt werden, nämlich 
die Novellen zum Güterbeförderungsgesetz, zum 
Rohrleitungsgesetz, zum Kraftfahrliniengesetz 
und zum Gelegenheitsverkehrsgesetz, geben mir 
Gelegenheit zu einigen grundsätzlichen Betrach
tu ngen - grundsätzliche Betrachtungen einer
seits hinsichtlich der Sorgfalt, mit der man an Ge
setzesänderungen herangeht, und andererseits 
hinsichtlich versäumter Gelegenheiten,  im Zuge 
von Novellierungen moderne und den heutigen 
Erfordernissen angepaßte Gesetze zu schaffen. 

Meine Damen und Herren von den Regierungs
fraktionen!  Wenn Sie sich schon unnötig unter 
Zugzwang setzen und die EWR-Anpassungen in 
einem Tempo durchziehen wollen. welches für 
eine eingehende Beschäftigung mit der Materie, 
d ie Ihnen zu ändern vorschwebt, nicht geschaffen 
ist, mit E ile, die auch bei Betrachtung der Realität 
gar nicht geboten ist - wenn ich nur an die Ver
zögerung denke, die es bezüglich Inkrafttreten 
des EWR gibt - ,  dann sollten Sie doch zumindest 
ein Minimum an Gesetzgebungskultur beachten. 

Es ist doch geradezu lächerlich, wen n  im Gü
terbeförderungsgesetz und im Gelegenheits
verkehrsgesetz im Jänner 1 993 auf § 25 der Ge
werbeordnung verwiesen wird, den Sie selbst mit 
Mehrheit im Dezember 1 992 abgeschafft haben. 
Den § 25 der Gewerbeordnung gibt es nicht 
mehr, aber wir sollen heute unsere Zustimmung 
zu Gesetzen geben, die auf diesen § 25 verweisen .  

Jetzt konzediere ich  einmal, daß e in  derartiges 
Versehen im Zuge des Tempos und des Reform
eifers schon vorkom men kann. Aber rein  unver
ständlich wird es, wenn Sie, meine Damen und 
Herren , im Nationalrat, im Ausschuß auf diesen 
U mstand h ingewiesen werden und es rundweg ab- ' 
lehnen, die Materie nochmals im Ausschuß zu be
raten, um einen derartigen Mangel an Gesetzge
bungskultur zu beheben - noch dazu,  wo gar 
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keine Ei le geboten wäre, da wir zu diesem Zeit
p unkt sowieso schon gewußt haben, daß der 
EWR eben nicht mit 1 .  Jänner 1 993 in Kraft tritt! 

Wir bekommen dann zur Antwort: Na ja, än
dern wir das Gesetz dann eben noch einmal! -
Ich halte eine derartige Vorgangsweise für unver
einbar mit der notwendigen Sorgfalt, mit der der 
Gesetzgeber - das sind in dem Fall wir alle -
vorgehen so llte. Eine solche Vorgangsweise ist für 
mich als Juristen unverständlich und wird der 
Laie wohl  eher nur mit Hohngelächter aufneh
men. Da dürfen Sie sic h nicht wundern. wenn das 
Vertrauen in uns als Legislative unter der Bevöl
kerung an Stellenwert abnimmt. 

Bedenken Sie einmal, welche Maschinerie in 
Gang gesetzt wird, um d iesen Fehler dann auszu
bügeln! Es kostet Zeit und Arbeitskraft: jene der 
Beamten, und es kostet Ihre Zeit, meine Zeit -
Zeit, d ie wir sicher nutzbringender hätten ver
wenden können. ( Vizepräsident S t r u t z  e n -
b e  r g e r übernimmt den Vorsitz. )  

Es ist das ein Verstoß gegen die Gesetzge
bungskultur, die in unserem Land einstmals sehr 
hoch und vorbildlich gewesen ist, und schließt 
nahtlos an die von I hnen oft geübte Gepflogen
heit an, mit Ihrer Koalitionsmehrheit Verfas
sungsbestimmungen dort zu machen, wo Sie sich 
des mahnenden Wortes des Verfassungsgerichts
hofes entziehen wollen. 

Noch etwas anderes ist I hnen in der unnotwen
digen Eile, mit der Sie diese Novelle gestrickt ha
ben, entgangen: Sie hätten die Gelegenheit nut
zen können,  sich mit der Materie zu beschäftigen, 
statt reine EWR-Anpassungen, die mit etwas 
Rankenwerk verbrämt sind, Novellen zu schaffen ,  
die die entsprechenden Gesetze den Erfordernis
sen der heutigen Zeit anpassen. Das haben Sie 
zum Beispiel beim Kraftfahrliniengesetz verab
säumt, bei welchem das bisherige Konzessions
prinzip fortgeschrieben wird und damit auch die 
bisherigen Nachteile i m  öffentl ichen Verkehr -
wie der Parallelbetrieb oder d ie großen Schwie
rigkeiten, m it denen großräu mige Verkehrsver
bünde geschaffen werden - perpetuiert werden. 

Sie haben es verabsäumt, sich mit einer Ge
samtnovellierung dieses Gesetzes zu beschäftigen,  
u m  ein modernes, den heutigen Notwendigkeiten  
angepaßtes Gesetz zu  schaffen .  D ie  Konzessions
dauer von 15 Jahren verhindert ein flexibles An
passen des Liniennetzes an geänderte Verhältnis
se . Es wäre sicher auch möglich gewesen, den 
Ländern mehr Kompetenzen e inzuräumen, sodaß 
diese sozusagen am Pulsschlag des Verkehrsge
schehens sind und mehr Möglichkeiten erhalten , 
ihre Verkehrsprobleme zu regeln.  

S icher ist es problematisch ,  wenn der Staat in 
Wirtschaftsbereiche eingreifen soll, doch geht es 

hier um Maßnahmen, die den öffentlic hen Ver
kehr attraktiver machen und wirtschaftlicher ge
stalten können. Nur so kann es uns geli ngen, den 
Bürgern dieses Landes den Umstieg vom Auto 
auf den öffentlichen Verkehr schmackhaft zu ma
chen. Es ist gar nicht die Faulheit der Autobenüt
zer, die dazu führt ,  daß sie auf ihr Fortbewe
gungsmittel nicht verzichten wollen. Es ist ein
fach nur so , daß in Ermangelung eines attraktiven 
öffentlichen Fortbewegungsmittels der Anreiz  
zum Umsteigen verlorengeht. Oft wissen Bahn 
und Post nicht, was sie tun, wenn sie sich gegen
seitig konkurrenzieren.  

Dann lese ich in den Erläuternden Bemerkun
gen zu Z. 13 - diese betrifft § 5 Abs. 1 l it .  a 
und b - ,  daß Bahn und Post als Legalparteien 
aus Gründen der Wettbewerbsneutralität - end
lich! ,  kann man dazu nur sagen - gestrichen wer
den. Im darauffolgenden Absatz steht, daß dies 
sowieso nichts ausmache, da die Interessen von 
Bahn und Post weiterhin geschützt sind. Daraus 
schl ie ße ich, daß sie sich auch weiter gegenseitig 
im Weg stehen können. 

Sie haben es also verabsäumt, ein modernes In
strumentarium für die heutigen  verkehrspoliti
schen Notwendigkeiten zu  schaffen.  Statt dessen 
wird Geld für Werbung ausgegeben, in der dem 
gelbroten Bundesbus ein Bussi gegeben wird . 

Bei der Novelle des Rohrleitungsgesetzes er
hebt sich - wie bei ähnlichen Bestimmungen bei 
anderen EWR-Anpassungen - die Frage, ob 
auch da der Gesetzgeber d ie notwendige Sorgfalt 
walten l ieß. Ich zitiere auszugsweise aus einer 
Stellungnahme der Österreichischen Industriel 
lenvereinigung, und zwar betrifft es die geplante 
Änderung des § 5 Abs. 1 Z. 1 lit. c, die EWR
Bürger den Österreichern gleichstel len soll ,  und 
das in Verbindung mit jener Bestimmung, die das 
lnkrafttreten dieses Paragrap hen regelt: 

Im Zusammenhang mit der Übergangsregelung 
gesehen, wonach die neuen Bestimmungen der 
Novelle erst mit Inkrafttreten des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum in Kraft 
treten, würde sich bei einem Nicht-Inkrafttreten 
des Abkommens über den Europäischen Wirt
schaftsraum die Situation ergeben, daß § 5 Abs. 1 
Z. 1 Ht c n icht wirksam wird und dann der Kon
zessionswerber - in dem Fall jener für die Rohr
leitungen - überhaupt keine Voraussetzungen 
hinsichtl ich irgendeiner Staatsbürgerschaft erfül
len muß. - Das heißt also, es könnte jeder kom
men. 

Ich lese diese Bestimmung in  fast allen Über
gangsbestimmungen, die die "EWR-Anpassun
gen" betreffen. Gesetzt den Fall, es kommt nicht 
zum EWR, dann gibt es für diese Konzessions
werber überhaupt keine staatsbürgerschaftlichen 
Bestim mungen. 
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Hatte ich letzte Woche anläßlich der Änderung 
des Handelsvertretergesetzes die erfreul iche Ge
legenheit, das hervorragende Zusammenspiel von 
Gesetzgebung und Praktikern zu loben,  so kann 
ich dies bei der vorl iegenden Novelle zum 
Gelegenheitsverkeh rsgesetz nur mit Vorbehalt 
tun.  

Die Fachgruppe für das Beförderungsgewerbe 
mit PKW - gemeinhin auc h als ,.Taxis" bekannt 
- hatte konkrete Vorschläge für ein den moder
nen Erfordernissen entsprechendes Gesetz einge
bracht, Vorsch läge, die sie erarbeitet hatten und 
die darauf abzie len - bei aller Notwendigkeit der 
Liberalisierung dieses Gewerbes -, im Interesse 
der Konsumenten, also der Benutzer von Taxis 
d ie erforderliche Qualität und das erforderlich� 
Vertrauen in den Unternehmer und se ine Be
schäftigten zu erhalten. 

Die Fachgruppe ist bemüht, durch strenge Prü
fungskriterien und - anforderungen an Unter
nehmer und Beschäftigte d ie Qual ität des Berufs
standes zu heben, und das ist in den letzten Jah
ren auch gelungen.  Es liegt daher sicher n icht im 
Interesse des Konsumenten, wenn  die Gefahr be
steht, daß durch diese Liberalisierung die Verläß
lichkeit und die Qualität des Angebotes leiden, 
und das sage ich deshalb,  wei l  ich auch in Zukunft 
bedenkenlos meine Tochter - gegebenenfalls -
mit dem Taxi zum Klavierunterricht sch icken 
möchte. 

Auch wir sind für Liberalisierung, doch wir 
wol len auch die Qualität der österreichischen Be
triebe erhalten, denn die derzeit gute und hervor
ragende Qualität unserer Betriebe stellt d ie 
Grundvoraussetzung für unser Bestehen im grö
ßeren Europa dar. 

Das zuvor Gesagte gilt auch für das Güterbe
förderungsgesetz, und beiden Novellen ist auch 
d ie eingangs erwähnte legistische Tatsache zu ei
gen ,  daß auf einen Paragraphen verwiesen wird, 
den es eigentl ich nicht mehr gibt. 

Versäu mte Gelegenheiten und Nachlässigkeit 
bei der Ausarbeitung sind festzustellen. Was 
bleibt, ist Stückwerk. - Kein  Grund für uns Frei
heitliche, diesen vier Vorlagen zuzustimmen. 
(Beifall bei der FPÖ. )  1 1 .13 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Bundesrat 
Bergsmann das Wort. 

1 1 .1 4  
Bundesrat Felix Bergsmann (ÖVP, Oberöster

reich): Herr Präsident! Herr Minister!  Hoher 
Bundesrat! Herr Magister Langer hat die "man
gelnde Gesetzgebungskultur" beklagt und in die
sem Zusammenhang gemeint, daß es noch immer 
so ist, daß einander die Kraftwagendienste von 

Bahn und Post - ich meinte, das heraushören zu 
können - noch immer im Wege stehen. 

Herr Mag. Langer !  Dieses Anliegen hat schon 
vor �eh n  Jahren der damalige Verkehrssprecher 
der Osterreichischen Volkspartei D Dr. Fritz Kö
nig im Nationalrat vorgebracht, in die öffentliche 
Diskussion gebracht. Viele Jahre später ist es 
dann zur Gründung der sogenannten Bundesbus
stel le gekommen. 

Ich gebe zu, das E rgebnis ist nur, daß alle Bun
desbusse, die der Post und die der Bahn, densel
ben Anstrich erhalten; verschiedene Tarifsysteme 
und ähnliches gibt es aber immer noch. Ich will 
damit nur sagen, dieses Anliegen ist wirklich ein 
sehr altes An liegen. Ich weiß,  Ihre Fraktion hat 
im Nationalrat einen diesbezüglichen Antrag ein
gebracht. 

Ich glaube aber - deswegen sage ich ja einige 
Sätze dazu - ,  daß die Bundesbahn, aufgrund der 
Eigenart ihres schienengebundenen Betriebes, ei
nen eigenen oder zumindest einen sofort und je
derzeit verfügbaren Kraftwagendienst mit einer 
gesamtösterreichischen Kapazität b raucht, denn 
es  geht nicht an ,  wenn beispie lsweise auf  einer 
Schnel lzugstrecke eine neue Brücke "eingescho
ben" werden muß,  und der Verkehr  deshalb ei
nen Tag oder acht Stunden unterbrochen werden 
muß, was einen Ersatzverkehr mit Bussen be
dingt, daß der Riesenbetrieb Bundesbahn einen 
anderen Betrieb, einen fremden Betrieb um 
Schienenersatzfahrzeuge anbetteln muß. Die Fol
ge wäre vielleicht, daß man die Brücke nicht in 
der geplanten Woche, sondern erst die Woche da
nach errichten kann .  Im Falle eines Unfalles wäre 
es überhaupt undenkbar, einen fremden Betrieb 
anzurufen.  

Es ist sicherlich besser, wenn die B undesbahn 
sofort ihre eigenen Fahrzeuge, die auf der Straße 
fahren, einsetzen kann. Natürlich, Herr Magister, 
wäre das alles auch anders lösbar, ich meine aber, 
daß diese Probleme auch für die anderen Fraktio
nen nicht neu sind und behandelt werden und si
cherlich eine ernste Angelegenheit für die Dis
kussion und für die Beschlüsse der Zukunft dar
stellen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Ich 
möchte zum vorliegenden Gelegenheitsverkehrs
gesetz einige Bemerkungen machen .  Bisher war 
für das Taxigewerbe - das wurde als "geordnete 
Gewerbeausnützung" bezeichnet - eine Be
schränkung der Zahl der Konzessionen vorgese
hen, und die Taxikonzessionen wurden im Ver
hältnis zu den Taxistandplätzen in den Städten 
vergeben. Seit 1 986 gab es al lerdings diesbezüg
lich mehrere aufhebende Erkenntnisse des Ver
fassungsgerichtshofes, und nunmehr entfäl lt 
durch den vorliegenden Beschluß des Nationalra
tes der entsprechende Absatz des § 1 0. Das heißt, 
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daß das Taxigewerbe mehr dem freien Markt aus
gesetzt ist, daß der freie Zugang zu diesem Taxi
gewerbe wesentlich leichter wird, weil dieser 
praktisch konzessionsunabhängig ist, und daß es 
bei Vorhandensein der sonstigen Prüfungserfor
dernisse einem sehr gro ßen Kreis von Mensc hen 
in diesem Lande möglich sein wird, Zugang zu 
diesem Gewerbe zu finden ,  denn es genügt, wenn 
diese Leasingautos anschaffen .  

E ine größere Zahl  von Taxis hat natürlich zwei 
Seiten.  Erstens: Für die Fahrgäste werden die 
Wartezeiten kürzer, und die Versorgung in der 
Nacht wird besser, die da u nd dort verständlicher
weise Mängel aufweist. Als Abgeordneter kann 
ich in Linz immer wieder feststellen, wenn ich um 
2 Uhr 31 früh mit dem letzten Zug von Wien 
komme, daß kein Taxi zur Verfügung steht, oder 
für fünf Leute, die ein Taxi brauchen würden, nur 
eines da ist. Das ist aber bitte wirklich verständ
l ich  - ich verstehe das - ,  denn viele Jahre 
Nachtdienst zu versehen, schädigt die Gesundheit 
und bringt das gesamte Leben durcheinander. Ich 
kann das beurtei len ,  wei l  ich selbst 1 4  Jahre mei
nes Berufslebens Nachtdienst gemacht habe, zehn 
Jahre davon als Lokomotivführer und später vier 
Jahre als Manager der Lokomotivführer. Ich 
weiß, daß das das ganze Leben wesentlich beein
flußt. 

Es kann also sein, daß durch mehr Taxiunter
nehmen die Versorgung in der Nacht besser wird, 
eben wei l  sie schwierig ist und wei l  es eben da und 
dort Mängel gibt. 

Aber auch für die Nachtzüge ist das wichtig, 
denn deren Attraktivität wird dann steigen - ich 
habe das Beispiel mit 2 Uhr  früh in Linz genannt 
- ,  diese werden von den Fahrgästen häufiger be
nützt beziehungsweise viel lieber benützt werden, 
wenn für die Fahrt vom Bahnhof weg entspre
chende Verkehrsmittel vorhanden sind. 

Die zweite Seite ist, daß für die Taxiunterneh
mer auf den Standplätzen d ie Wartezeiten ganz 
sicher länger werden werden. Das ist wahrschein
lich negativ für deren Einkommen, insbesondere 
der kleinen Unternehmen, und das wirkt sich 
wahrscheinlich negativ auf die Arbeitszeit aus, 
denn die Arbeitszeit, insbesondere jene der Ein
Mann- und Ein-frau-Betriebe, wird sich wahr
scheinlich durch Verlängerung der Stehzeiten in 
Zukunft verlängern.  

Ich meine, daß es im Zusammenhang mit die
sen beiden Problemen aber einen kleinen Licht
blick gibt. Und ich möchte dazu den Bericht der 
Bundesregierung - ich habe ihn am 2. dieses 
Monats erhalten - über die Auswirkungen der 
Verfassungsbestimmung betreffend die Höchst
zahl von Kraftfahrzeugen im Taxigewerbe zitie
ren. Auf Seite 2 wird vom Verfassungsgerichtshof 
in der Begründung festgestellt: " Es geht darum, 

sicherzustellen, daß das wirtschaftliche G ut Fahr
gelegenheit in  einer die räumlichen und zeitlichen 
Lücken der Versorgung durch öffentliche Ver
kehrsmittel gewissenhaft und betriebssicher er
gänzenden Aktivität ermöglicht wird . Das 
Gelegenheitsverkehrsgewerbe b ietet somit in Er
gänzung zu den öffentlichen Verkehrsmitteln ein 
flexibles Beförderungssystem an , das auf diese 
Weise zumindest faktisch" - das woHte ich sagen 
- "selbst zum Bereich der öffentl ichen Ver
kehrsmittel gezählt werden kann." 

Im Zusammenhang mit diesem Erkenntnis gibt 
es - ich habe das schon im Ausschuß erwähnt -
die sogenannten Anrufsammeltaxis, abgekürzt 
AST, die insbesondere nach Beendigung der Be
triebszeiten der sogenannten klassischen Ver
kehrsmittel in einzelnen Städten ,  insbesondere in 
meiner Heimat�tadt Linz mit  großem Erfo lg, den 
Transport der Offentlichkeit übernehmen, indem 
die Fahrscheine für das öffentliche städtische 
Verkehrsmittel im Taxi noch weiter ge lten und 
später dann in einer zwar komplizierten, aber 
doch gut funktionierenden Form dem Taxiunter
nehmen rückvergütet werden, sodaß der fahrgast 
verhältnismäßig bi l lig, wei l  unter Anrechnung des 
Preises, den er für das öffentl iche Verkehrsmittel 
schon bezahlt hat, die Möglichkeit hat, befördert 
zu werden. Das heißt, diese Anrufsammeltaxis be
deuten erstens e ine zusätzliche E inkommensmög
lichkeit für das Taxigewerbe, zweitens tragen sie 
bei zur Attraktivierung der städtischen Verkehrs
mittel und machen durch Ansch lüsse, die in der 
Nacht auch gegeben sind, deren Benützung at
traktiv, und drittens bewirken sie zum Tei l  auch 
Einsparungen durch die Möglichkeit, sch lecht 
ausgenützte klassische öffentliche Verkehrsmit
tel, wie Busse und Straßenbahnen, etwas früher 
einzustellen. Denn trotz der Bezahlung der Taxis 
oder der Vergütung an die Taxis kann damit Geld 
eingespart werden .  

Ich habe im Ausschuß bereits die Frage gestellt 
- insbesondere an Sie, Herr Bundesminister, 
möchte ich sie richten - ,  wieweit in Österreich 
diese Anrufsammeltaxis schon eingeführt sind. Es 
wurden versch iedene Städte genannt. Ich habe 
aber erfahren, daß es sie in der Stadt Wien noch 
nicht gibt, weil wahrschein lich ab einer gewissen 
Grö ße von Städten diese Art von Anrufsammelta
xis nicht mehr  funktioniert. Ich habe in den zwei 
Tagen seit der Aussch ußsitzung genau überlegt 
und mit einigen Leuten gesprochen, und ich den
ke doch,  daß es auch für ein größeres kommuna
les Gebilde wie etwa die Stadt Wien überlegens
wert wäre, das noch einmal gründlich durchzu
denken und etwa bei den U-Bahn-Stationen oder 
bei den vielbenützten klassischen Straßenbahn
stationen einzurichten. Ich meine, daß die Ver
besserung der öffentlichen Verkehrseinrichtun
gen in  unser aller Interesse liegt. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren des 
Bundesrates! Gestatten Sie mir zur Schluß zwei,  
drei persönliche Sätze. Ich werde am 24.  dieses 
Monats mein Mandat im Bundesrat zurück legen 
und voraussichtlich am 25.  im Nationalrat ange
lobt werden. Ich war von 1 982 bis 1 990, also acht 
Jahre lang, im Nationalrat. Ich bin jetzt seit etwas 
mehr als zwei Jahren im Bundesrat und durfte 
hier sowohl in der Fraktion, aber auch über die 
Fraktionsgrenzen hinaus etwas, was nicht überall 
der Fall ist, nämlich ein ernstes Arbeiten in e iner 
freundschaftlichen Atmosphäre kennenlernen. 
Und ich konnte im allgemeinen spüren, daß es 
eine bewußte Wahrung der Würde des anderen 
hier im Bundesrat gibt. Sehr, sehr  herzlichen 
Dan k  dafür und viel Erfolg und Freude bei Ihrer 
Arbeit auch in Zukunft! (Allgemeiner BeifaLU 
1 1 .25 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Herr 
Kollege Bergsmann !  Ich darf mich namens aller 
Mitglieder des Bundesrates für diese netten 
Schlußworte bedanken.  Ich wünsche dir weiter
hin al les Gute und viel Erfolg in deiner neuen 
Funktion im Nationalrat, die dir ja, wie wir jetzt 
gehört haben, nicht ganz so neu ist. Ich wünsche 
dir also eine gute Fortsetzung deiner bisherigen 
Tätigkeit nun auch im Nationalrat! Alles Gute ! 
(ALLgemeiner Beifall. ) 

Nächste Rednerin: Frau Bundesrätin Schicker. 
- Bitte sehr, Frau Bundesrätin .  

1 1 .26 
Bundesrätin Johanna Schicker (SPÖ, Steier

mark):  Sehr geehrter Herr Präsident!  Herr Bun
desminister! Meine Damen und Herren!  Bei den 
vorl iegenden Novellierungen geht es, wie mein 
Vorredner bereits ausgeführt hat, um die notwen
dige Anpassung österreichischer Gesetze an die 
Bestimmungen des Europäischen Wirtschaftsrau
mes, der wir, wenn die Abstimmung im Ausschuß 
auch hier ihren N iedersch lag findet - und ich 
glaube , die Ausführungen des Kollegen Langer 
lassen darauf schließen - ,  mehrheitlich zustim
men werden. Ich möchte die Beschlußfassung 
über diese verkehrsbezogenen Novellierungen je
doch n icht vorübergehen lassen, ohne auch auf 
die in meinem Bundesland, der Steiermark, vor
handenen Verkehrsprobleme und den darüber 
bestehenden Unmut in der Bevölkerung zu spre
chen zu kommen. 

Nicht nur, daß die S 6, die Semmeringschnell
straße, noch immer auf ihre Fertigstel lung warten 
läßt, will man dort auch noch eine Bemautung 
einführen,  die in erster Linie wieder zu Lasten der 
Steirer gehen wird, und zwar vor allem jener, die 
aufgrund unserer schlechten Arbeitsplatzsitua
tion vermehrt gezwungen sind, auszupendeln .  
Aber auch die Diskussion über den für uns so 
enorm wichtigen Semmering-Basistunnel nimmt 
kein Ende. Die vom niederösterreichischen Lan-

deshauptmann immer wieder vorgebrachten Ar
gumente gegen diesen Bau sind meines Erachtens 
mehr als fadenscheinig, in Vorwahlzeiten wie die
sen äu ßerst popul istisch und auch unsolidarisch. 
(Beifall bei der SPÖ. - ZI-t'ischenruf des Bundes
rates Ing. P e  n z. ) Herr Kollege Penz, ich weiß  ja, 
Sie sind dafür, aber Ihr  Landeshauptmann ist es 
leider nicht. (Heiterkeit und neuerlicher Beifall 
bei der SPÖ. ) 

Es ist zwar die Pflicht eines Landeshauptman
nes, im Auftrag der Bürgerinnen u nd Bürger die 
Interessen seines Bundeslandes nach bestem Wis
sen und Gewissen zu vertreten beziehungsweise 
gewisse Leistungen des Bundes auch einzufor
dern: Dies darf aber meines Erachtens nicht so 
weit gehen, daß er über sein Bundesland h inaus
gehende Erfordernisse ablehnt. E ine solche Vor
gangsweise kann nicht im Sinne eines föderalisti
schen Staates liegen, wie wir ihn u ns vorstellen. 

Ich kann mich nicht daran erinnern, daß die 
Steirer je gegen einen Ausbau oder eine Moderni
sierung der Westbahnstrecke gewesen wären .  Ich 
kann mich auch nicht daran erinnern, daß die 
Steirer je gegen einen Ausbau der wirklich über
lasteten B I O gewesen wären. Und ich kann mich 
auch nicht daran erinnern, daß die Steirer je ge
gen die großen Betriebsansiedelungen im Süden 
Wiens gewesen wären , obwohl wir diese so not
wendig auch in der Ste iermark gebraucht hätten.  
Aber jetzt brauchen wir auch einmal die Solidari
tät der anderen Bundesländer, und zwar insbe
sondere Niederösterreichs. Denn es geht bei uns 
wirklich bald um eine existentielle Frage. (Bun
desrat Ing. P e  n z: Die Solidarität ist ja da.') Herr 
Kollege Penz, überzeugen Sie auch I hren Landes
hauptmann! Ich muß mich wiederholen. Wir Stei
er  können und wollen nicht mehr ins Eck ge
drängt werden, und wir werden zu verhindern 
wissen,  daß aus der Mur-Mürz-Furche und der 
Steiermark ein zweites Coventry wird .  

I ch  war daher erleichtert, als S ie ,  sehr geehrter 
Herr Bundesminister, in der vorigen Woche die 
ersten Zwischenergebnisse der in Auftrag gegebe
nen Studien über den Bau des Semmering-Basis
tunnels bekanntgegeben haben .  Diese sagen näm
lich aus, daß ohne Erhö h ung der S üdbahnkapazi
täten eine Vervierfachung des Straßengüterver
kehrs eintreten würde. Im Güterverkehr,  sprich 
Schiene und Straße, wäre nach den mittleren Ent
wicklungsprognosen insgesamt ein Zuwachs von 
10 Mill ionen Tonnen auf 24 M il lionen Tonnen 
zu erwarten. Ohne Erhöhung der Streckenkapa
zitäten für den Bahnverkehr wäre gegenüber dem 
derzeitigen Zustand k e i n  e weitere Verlage
rung auf die Schiene möglich.  Aber auch was d ie 
technische Machbarkeit eines Ausbaus der Berg
strecke ohne Basistunnel  betrifft, kann laut einer 
Expertise aufgrund der unzeitgemäßen Trassie
rungsverhältnisse, wie Kurven radien, Ü berhö-
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hungen u nd Rampenneigungen, der Betrieb der 
"rollenden Landstraße" nicht mit ausreichender 
Entgleisungssicherheit abgewickelt werden.  

Meine Damen und Herren l  Vermutungen , daß 
man die bestehende Strecke um einen Bruchteil 
der Kosten eines Basistunnels adaptieren kann, 
werden in diesen Studien eindeutig widerlegt. 

Ich hoffe, daß aufgrund der neuesten Ergebnis
se auch bei Ihrem Landeshauptmann, Herr Kolle
ge Penz, ein Umdenken eintreten wird. Sie sitzen 
mir gerade gegenüber, darum spreche ich Sie be
sonders an. Ich wei ß ,  es gibt auch andere 
niederösterreichische . . . (Bundesrat /ng. P e  n z: 

Es geht um die Frage, welche Variante sinnvoller 
ist. und die soll geprüft werden.') Ja. Und die er
sten Ergebnisse zeigen ,  daß es gut und positiv 
ausschaut. Ich hoffe, das bewirkt aber auch bei 
Ihrem Landeshauptmann . . . (Bundesrat /ng. 
P e  n z: Das sind die ersten Ergebnisse und nicht 
alle.' - Zwischenruf des Bundesrates K a m 
p i e  h l e r. )  Herr Kollege Kampichler! Wir �tei
rer - und hier spreche ich sowohl für die SPO als 
auch für d ie ÖVP - werden nicht müde werden, 
für dieses P rojekt und damit für den für die Stei
ermark so wichtigen Lebensnerv einzutreten. 
(Beifall bei der SPÖ und bei Bundesräten der 
ÖVP. ) 

Wir würden uns nur wünschen, sehr geehrter 
Herr Minister, daß wir vor Sommerbeginn nur 
mehr über den Zeitpunkt des Spatenstichs disku
tieren müßten.  

Im übrigen geben wir den nunmehr zur Be
schlußfassung vorliegenden Gesetzesnovellen 
gerne unsere Zustim mung. - Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der SPÖ und bei Bundesräten der 
Ö VP. J 1 1 .31 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesminister 
Mag. Viktor Klima. - Bitte, Herr Bundesmini
ster. 

1 1 .31 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 

Verkehr Mag.  Viktor Klima: Herr Präsident! Ho
her Bundesrat! Meine sehr  geehrten Damen und 
Herren !  Es wird Sie nicht wundern, daß ich jetzt 
die Gelegen heit ergreife, einige Worte zum The
ma Südbahn zu sagen .  

Aber erlauben S ie  mir vorher, ganz kurz  auf 
die Bemerkungen des Herrn Bundesrates Mag. 
Langer einzugehen ,  den ich sehr schätze, der ja 
auch, wie ich weiß, ein ausgezeichneter Jurist ist. 
Was ich nur nicht verstehe, ist, daß Sie, der Sie 
doch so für Liberalisierung sind, die Auflassung 
einer Regel ung, näml ic h  der Besc hränkung der 
Zahl der Taxis, die totes Recht ist, die nie vollzo
gen werden konnte - jede Verordnung eines 
Landeshauptmannes wurde durch den Verfas-

sungsgerichtshof wieder aufgehoben; diese Ver
fahren haben uns, den Steuerzahler, in der Zwi
schenzeit Mil lionen Schil l ing gekostet - ,  bekla
gen. Ich verstehe das wirklich nicht! (Beifall bei 
der SPÖ und bei Bundesräten der Ö VP. ) 

Ich darf Ihnen noch weiters sagen, daß wir die 
Kompetenz  hinsichtlich Erlassung von Bestim
mungen, wie Qualität der Taxis, Ausstattung der 
Taxis, Aussehen der Taxis dem jeweiligen Landes
hauptmann übertragen haben,  weil es sinnvoll ist, 
d iese auch regionalen Erfordernissen abzustim
men. Bestimmungen, was die Ausbildung der 
Lenker betrifft, n icht das Aussehen - es kann der 
Herr Landeshauptmann bestimmen, welchen An
zug der Lenker tragen muß und welches Kapperl 
- ,  haben wir in zentraler Verantwortung des 
B undes gelassen. 

Also ich würde meinen ,  daß auf der e inen Seite 
sehr woh l  dem Gedanken des Föderalismus, der 
Regionalisierung Rechnung getragen wurde und 
zweitens eine nicht handhabbare Verfassungsbe
stimmung, die schon Mi l lionen Schi l ling an 
Rechtskosten verursacht hat, endlich bereinigt 
wurde. Wir sind dafür vom Verfassungsdienst 
und vom Verfassungsgerichtshof sehr ge lobt wor
den. 

Einen zweiten Punkt noch ,  wei l  Sie von der 
Gesetzwerdung, insbesondere zum Thema Güte�.
beförderungsgesetz, gesprochen haben .  Die FPO 
hat - aus meiner Sicht völlig zu Recht - immer  
gesagt, d ie  Regierung möge sich doch umgehend 
auf das Inkrafttreten des E WR mit l. Jänner 1 993 
vorbereiten. Wir haben daher bereits i m  Oktober 
1 992 im M inisterrat diese Anpassungen - Güter
beförderungsgesetz, Gelegenheitsverkehrsgesetz, 
Rohrleitungsgesetz, Kraftfahrliniengesetz - vor
gelegt. Ich meine, daß es sehr  ordentlich war, daß 
wir uns rechtzeitig darauf vorbereitet haben. 

Ich darf Sie, Herr Bundesrat, als Juristen auch 
noch darauf aufmerksam machen, daß Ihre Infor
mation nicht ganz vollständig ist. Sie wissen, daß 
die Gewerbeordn ung erst mit 1 .  J ul i  1 993 in  
Kraft tritt. Und S ie  wissen auch i nsbesondere , daß 
wesentliche Best immungen des Güterbeförde
rungsgesetzes jetzt schon in Kraft treten sollen 
und m üssen .  Und Sie wissen aber auch,  daß ein 
Verweis, ein Zitat, ein Klammerausdruck aus die
sem § 25, glaube ich, gar nicht änderungsbedürf
tig wäre. Den Ausdruck "derogiertes Recht" -
ich bin kein Jurist - verstehen Sie sicherlich bes
ser als ich .  

Meine Damen und  Herrenl Ein Wort zum The
ma Südbahnsystem .  Es ist unbestritten,  daß wir 
insbesondere aufgrund der Entwicklung des Ver
kehrsaufkommens ein qualitativ hochwertiges 
Südbahnsystem brauchen. Es ist unbestritten,  daß 
wir nicht auf die von mir gleichfalls initiierte Süd
ostspange warten können, also auf diese neue 
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Bah n ,  die unter verschiedensten Bezeichnungen, 
"Kukuruzbahn" und so weiter, bekannt ist, die 
über das Burgenland, die südliche Steiermark bis 
nach Kärnten führen so ll ,  denn diese hat eine Pla
nungs- und Bauzeit von 30 Jahren.  Die werden 
wir, wenn es gut geht, alle miteinander als Pensio
nisten vielleicht erleben. Aber diese Südostspange 
ist notwendig, sie muß in Angriff genommen wer
den. Sie ist allerdings keine Alternative - wie das 
die Freiheitlichen manch mal behaupten - zum 
Ausbau der Südbahn. Wir investieren in den Aus
bau des Systems der Südbahn, ohne den Strecken
abschnitt M ürzzuschLag - Gloggnitz, 1 1  Milliar
den Schil l ing: Das ist die Verbesserung Arnold
stein bis zur Staatsgrenze, St. Veit - Klagenfurt. 
zwischen Bruck und St. Michael, Sie wissen, Gal
genbergtunnel, TaidersbergtunneL, Viergleisigkeit 
dieser Strecke zwischen Leoben und Bruck zur 
Entflechtung der Pyhrn-Schober-Achse. Nur so 
sind wir in der Lage, dieses Wachstum des Güter
verkehrs - und dieses wird auf uns zukommen 
- von lO Mill ionen Tonnen auf 24 Mi l lionen 
Tonnen pro Jahr halbwegs - halbwegs! - zu be
werkstelligen. 

Meine Damen und Herren ! Wenn wir dieses 
System Südbahn nicht entsprechend für die Bahn 
nutzbar ausbauen, werden wir am Wechsel und 
am Semmering eine Transithölle haben, stärker, 
als das auf dem Brenner der Fall ist. Wir brau
chen daher eine hochqualitative Bahn. (Beifall bei 
der SPÖ und bei Bundesräten der Ö VP.) 

Es ist mein Anliegen - ich hoffe, das ist in der 
Zwischenzeit auch entsprechend bemerkt worden 
- ,  daß es dabei zu einer sachlichen Entschei
dungsfindung kommt. Es geht n icht um politi
sches Profi lieren,  sondern es geht um eine sachli
che Entscheidungsfindung. 

Ich verstehe daher nicht, warum aus dem Land 
Niederösterreich,  bevor noch Entscheidungs
grundlagen vorliegen, jetzt schon ablehnende 
Stellungnahmen in einer derart dezidierten Form 
erfolgen. Ich würde das, wenn ich die Studien 
nicht kenne, nicht tun. Denn nur dann ,  wenn ich 
die Studien und die Ergebnisse kenne, kann ich 
für oder gegen etwas sein.  

Aber folgendes - zusammengefaßt - kann ich 
noch einmal sagen: Es werden Mitte Juni  1 993 
die von mir beauftragten Studien vorliegen. Mitte 
J uni wird der definitive Entscheid über Bau oder 
Nichtbau des Semmering-Basistunnels fal len. 

Was bisher vorliegt - darf ich noch einmal 
kurz zusammenfassen - ,  ist: 

a) Das Mengengerüst des Verkehrsaufkom
mens, das auf uns zukommen wird, zwingt unmit
telbar zu einer Verbesserung des Systems Süd
bahn ,  

b )  die Alternative anstel le dieses Semmering
Basistunnels: der Ausbau der Ghegastrecke wür
de in drei Varianten folgendes kosten :  

Erstens: Ausbau, sodaß der Güterverkehr 
möglich ist, etwa 3 Mill iarden Schi l l ing, ohne daß 
darüber allerdings die wichtige Form des Hucke
packverkehrs der " rollenden Landstraße" geführt 
werden kann .  

Variante 2 :  Ausbau mit "rollender Landstra
ße" , Kurvenradienerweiterung und diese Dinge 
mehr, etwa 4 bis 5 Mil l iarden Schi lling. 

Variante 3:  Ausbau zu einer nach zeitgemäßen 
Gesichtspunkten gestalteten neuen Bahn, also 
über den Berg: etwa 7 bis 8 Mill iarden Schil l ing. 

Gesamthaft wird dieses System von der Firma 
.. PROGNOS" bis Mitte Juni als Entscheidungs
grund lage vorgelegt. dan n  wird eine Entschei
dung fal len. 

Ich appell iere an Sie, meine Damen und Her
ren, auch an das Land Niederösterreich, in aller 
Ruhe und in aller Sachlichkeit die Entscheidungs
grundlagen zu prüfen und sodann eine gemeinsa
me Entscheidung im Sinne der österreichischen 
Verkehrspolitik und im Sinne der österreichi
schen Wirtschaftspolitik zu  treffen .  - Danke 
schön. (Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 1 1 .39 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Rednerin: Frau Bundesrätin Giesinger.  Ich erteile 
ihr das Wort. 

/ 1 .39 
Bundesrätin I lse Giesinger (ÖVP, Vorarlberg):  

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Minister! Ho
her Bundesrat! Bei dieser Gesetzesnovelle zum 
Kraftfahrlin iengesetz 1 952 werde�. praktisch eini
ge Rechtsanpassungen durch die Ubernahme der 
EG im Zusammenhang mit dem EWR-Abkom
men durchgeführt. Es werden damit folgende 
Punkte geregelt: der Zugang zum Beruf des 
Güterkraftverkehrsunternehmers, des Personen
kraftverkehrsunternehmers im innerstaatlichen 
und grenzüberschreitenden Verkehr sowie d ie ge
genseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs
zeugnisse und sonstigen Beförderungsnachweise 
für die Beförderung von Personen und Gütern im 
Straßenverkehr und Maßnahmen zur Förderung 
der tatsächl ichen Inanspruchnahme der Nieder
lassungsfrei heit der betreffenden Verkehrsunter
nehmer. 

Die Vorarlberger Landesregierung hat hier 
wiederholt in versch iedenen Schreiben sowie im 
Rahmen der Verkehrsreferenten-Konferenz der 
Länder auf die Notwendigkeit und die Dringlich
keit einer weitergehenden Neuordnung des Kraft
fahrliniengesetzes h ingewiesen. Heute ist eine 
vernetzte und verkehrsträgerübergreifende Ge-
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staltung des öffe ntlichen Verkehrs auch im Hin
b lick auf die U mwelt notwendig und sinn volL 

Das Kraftfahrliniengesetz, das ja seit dem Jah
re 1 952 besteht, vermag den heutigen Bed ürfnis
sen in mehrfacher Hinsicht n icht mehr gerecht zu 
werden.  

Erstens: U m  i m  Interesse eines koordinierten 
und vernetzten Verkehrsangebotes auf d ie Li
nien-, Netz- und Fahrplangestaltung aktiv Ein
flu ß  neh men zu können. fehlen weitgehend die 
rechtlichen Voraussetzungen .  

Zwe itens: Verkeh rsverbü nde, deren Aufgaben 
in der Aktivierung und Weiterentwicklung öf
fentlicher Verkehrsangebote liegen, sollten in ei
nem kraftfahrlinienrechtlichen E rm ittlungsver
fahren auch ein entsprechendes Mitspracherecht 
haben .  

Drittens: Für d i e  staatlichen Verkehrsunter
nehmen e rgibt sich schon zufolge ihrer i nstitutio
nalisierten Nähe zur Konzessionsbehörde eine 
rechtliche Stellung, die die Durchsetzung von Ei
geninteressen i n  einem mit öffentlichen Interes
se n vielfach nicht vereinbarten Ausmaß zuläßt. 

I n  diese m Zusammenhang möchte ich ein Bei
spiel aus meiner Heimatgemeinde Koblach er
wähnen.  Schon in den Jahren 1 988/89 hat ein pri
vater B usunternehmer einen Vorsc hlag 
ausgearbeitet, u m  den öffe ntlichen Personen
Nahverkehr in  der Kummenberg-Region attrakti
ver zu machen.  Da wir keinen Bahnhof haben, 
sind die Menschen auf den öffentlichen Verkehr 
oder auf Privatautos angewiesen.  Die Linienbusse 
der Post verkehren morgens, mittags u nd abends. 
Sie können sich vielleicht vorstellen , daß dam it 
die Benutzung des öffentlichen Verkehrs nicht 
gerade einladend wirkt. 

Da jedoch die Post das Monopol auf dieser 
Strecke hat, auch nur mit gro ßen Bussen fährt -
was ja sehr "umweltfreundlich" ist ! - ,  die tei l 
weise nur mit  ein oder zwei Personen besetzt 
sind, bekam dieser private Busunternehmer keine 
Bewill igung, eine attraktive Variante anzubieten 
beziehungsweise auch zu fah ren.  So dauerte es b is 
heute, bis endlich der Versuch eines attraktiven 
öffentlichen Personen-Nahve rkeh rs gestartet 
wird, allerdi ngs räumlich nun weiter augedehnt. 

Es haben auch die Gemeindevertretungen mit 
dem Vorarlberger Gemeindeverband einen 
Grundsatzbeschluß gefaßt, daß die Ausweitung 
des Angebotes im öffentlichen Personen-Nahver
kehr vor allem den privaten Busunternehmen 
zugute kommen soll. Das heißt, private Unter
nehmen können auch mitanbieten ;  teilweise wird 
das auch schon so p raktiziert. 

Es  dauerte also vier bis fünf Jahre b is zur Real i
sierung. Ein Grund.  daß es so lange dauerte, l iegt 

meiner Meinung nach auch in der MonopolsteI
lung des Linienverkehrs der Post und de r Bahn; 
in diesem Falle eben der Post. So etwas ist nur 
durc h  eine Mo nopolstellung möglich ,  die meiner 
Meinung nach überhaupt abgeschafft werden 
sollte. 

Weiters ist die im ursprünglichen E ntwurf und 
von der Vorarlberger La ndesregierung befürwor
tete Anzeigepflicht für die Sonderformen des Li
nienverke hrs in der Regierungsvorlage n un nicht 
mehr enthalte n ,  obwohl durc h  diese Anzeige
pflicht die Behörde wichtige I nformatio nen über 
Art und Umfang dieses Linienverkehrs e rhalten 
hätte. 

Daher möchte ich h ier an Sie, Herr Minister,  
appellieren, daran zu gehen, möglichst bald das 
Kraftfahrliniengesetz neuerl ich novellieren und 
den heutige n Gegebenheiten anpassen zu lassen; 
dies vor allem auch i m  Hinblick auf U mwelt
schutz. 

Kurz zur Novelle des Gelegen heitsverkehrsge
setzes. Es wurde im Verkehrsaussch u ß  des Natio
nalrates durch die Einfügung einer Verfassungs
bestimmung - § 1 Abs. 3 - folgendes ergänzt: 
Künftig sind alle Angelegenheiten des Fiakerwe
sens nach Arti kel 1 5  B-VG in Gesetzgebung und 
Vollziehung vom Bund an die Länder zu übertra
gen .  Mit dieser Bestimmung wird e ine Länderfor
derung erfüllt, die über Betreiben des Landes 
Wien in die von der Landeshauptleutekonfe renz 
am 2. März 1 992 beschlossene Konkretisierung 
der Vo rstellung der Länder zur Bundesstaatsre
form - P un kt 2i - aufgenom me n  wurde. Es ist 
sehr erfreulich ,  daß der B und eine Kompetenz an 
die Länder abgibt, die ja im Grunde genommen 
tatsächlic h  besser von den Ländern durchgeführt 
werden und somit auch besser den örtlichen Ge
gebenheiten angepaßt werden kann. 

Allerdi ngs möchte ich jetzt etwas ganz Wichti
ges hervorheben :  Die SPÖ stellte sich b isher ge
gen eine schrittweise E rfüllung von Länderforde
rungen nach politischer Vereinbarung über die 
Stärkung des B undesstaates. Sie wollte d ies im
mer einer Gesamteinigung über die Bundesstaats
reform vo rbehalten. N u n  ist erstmals d ieser 
Grundsatz der SPÖ - über Druck des Landes 
Wien - durchbrochen worden.  Ich hoffe sehr, 
daß dieses Beispiel Schule machen und bei weite
ren Verhandlungen über Wünsche der Länder 
seitens der SPÖ kein Widerstand mehr entgegen
gesetzt wird. D ies wäre eine erfreu l iche und mei
ner Meinung nach positive E ntwicklung. des Fö
deralismusgedan kens. (Beifall bei der O VP und 
bei Bundesräten der SPÖ. )  1 1 .47 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zu Wort 
gemeldet hat sich Herr B undesminister Mag. Kli
ma. Ich erteile es ihm.  
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1 1 .47 

Bundesmi nister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr Mag. Viktor Klima: Herr Präside nt! Ho
her Bu ndesrat! Meine se h r  geehrten Damen und 
Herren !  Ich möchte jetzt n icht mehr so lange wie 
vorhin sprechen, aber eine kurze grundsätzliche 
Bemerkung scheint mir noch nötig zu sein zu den 
Bemerkungen ,  die Frau Kollegin Giesinger am 
Ende i hrer Rede hier gemacht hat. 

Meine Damen und Herre n !  Ob Sie es glauben 
oder nicht: Mir ging es dabei nicht um irgendei
nen Grundsatz, sondern mir ging es einfach da
rum, eine Dummheit zu behebe n :  Eine b u n -
d e s  w e i t e  Regelung fü r Fiaker ist doc h etwas, 
was geradezu dumm ist. Es geht m i r  nicht da
rum, Dezentralismus oder Zentralismus oder was 
immer zu fördern, sondern daru m ,  Dummheite n 
im Zusammenhang mit der Gesetzgebung zu be
seitigen.  Das war und ist mein Ziel .  - Dan ke.  
(Beifall bei der SPÖ und bei Bundesräten der 
Ö VP. ) 1 1 .48 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich er
teile nunmehr Herrn Bundesrat Farthofer das 
Wort. 

1 1 .48 

Bundesrat Erich Farthofer (SPÖ, Niederöster
reich):  Sehr verehrter Herr Präsident! Herr Bun
desmin ister !  Meine Damen und Herren!  Wie von 
de n Vorrednern sc hon bemerkt, handelt es sich 
bei d iesen Gesetzesbeschl üssen ausschließlich um 
EWR-Anpassungen.  Das Güterbeförderungsge
setz ist meines Erachtens besonders wichtig. D ie
ses Gesetz e nthält Bestimmungen, die besagen, 
daß bezüglic h Konzessionäre die Zuverlässigkeit 
notwendig ist. D iese Zuverlässigkeitsbescheini
gung kann aber auch verlo re ngehen. wen n  dem 
Gewe rbeberechtigten schwerwiegende Verstöße 
gegen bestimmte Vorschriften der G üterbeförde
rung nachzuweisen sind. 

Die Vorsch riften beinhalten Lenk - und Ruhe
zeiten der Fahrer, Gewic ht und Abmessungen der 
Fahrzeuge u nd die Sicherheit im Straßenverkehr. 
Es ist ja sehr oft der Fal l ,  daß Unternehmungen,  
die sich vorschriftsmäßig verhalten,  was Abmes
sungen,  Beladung, Gewicht und Lenkzeite n be
trifft, gegenüber jenen benachteiligt sind, die sol
che Vorschriften m ißachten.  Daher die Forde
rung, Herr B undesminister: rigorose Kontrolle n, 
aber ebenso rigorose Strafen .  

Zum Kraftfahrl iniengesetz möchte ich sagen, 
daß U nternehmungen aus dem EWR in Zukunft 
auch österreichisc hen U nternehmungen gleic hge
stellt werden.  In d iesem Zusamme nhang noch 
eine Forderung als Waldviertler Mandatar: unbe
dingte Ausdehnung des Verkehrsverbundes über 
die jetzigen Strec ken h inaus. 

Geschätzte Damen und Herren!  Ich habe vor 
einiger Zeit hie r  Vorhaben des Landeshauptman
nes von Niederösterreich Pröll hinsichtl ich flä
chendeckender Schnellbus-Verbindungen in die 
Landeshauptstadt St. Pölten aufgezeigt. M ittler
weile liegt e ine Feinstudie vor, und ich möc hte 
Ihnen diese nicht vore nthalten .  (Zwischenruf des 
Bundesrates Dr. 5 c h a m  b e c k. )  D ie von e iner 
Arbeitsgruppe empfo hlene Variante wird jährli
c he Betriebskosten, seh r  geehrte r Herr Professor 
Schambeck,  in Höhe von 52,2 Mil lio nen Schi l l ing 
verursachen.  Ab 1 996, Herr Kol lege Dr. Kauf
mann! U nter Abzug der zu erwartenden Fahr
geldeinnahmen we rden Restkosten von etwa 
2 1 , 7 Mi llionen Schil l ing verbleiben. Diese sind 
dann vom Land Niederösterreich zu tragen .  

B e i  d e n  zu erwartenden E innahmen wi rd schon 
von den überaus günstigen Verkehrsverbund-Jah
reskartenpreisen ausgegangen.  

Legt man diese 2 1 , 7 Mil lionen Schill ing an Zu
schu ßbedarf auf etwa 3 000 Beamte in der Lan
deshauptstadt St. Pölten um.  so ergibt sich daraus 
eine Subventionierung von 7 200 S p ro Beamten 
im Jahr. In  dieser Studie wird sogar von e i nem 
Potential von 1 307 Fahrgästen ausgegangen.  Das 
hätte einen Betrag von 1 6  000 S - ich wiederho
le: 16 000 S !  - pro Kopf u nd Jahr zur Folge . 

Im niederösterreich ischen Landesbudget sind 
im Voransch lag für 1 993 für alle Verkehrsver
bünde 1 05 Mil l ionen Schil l ing vorgesehen. Darin 
sind die D urch- und Abtarifierungsverluste für 
den Verkehrsverbund Ost und für die regionalen 
Verkeh rsverbünde i n  Niederösterreich enthalten. 
Für die Pendlerbeihi lfe i n  Niederösterreich sind 
lediglich 1 6  Mill ionen Schi lling für 1 993 veran
schlagt. 

Insgesamt ergibt das 1 2 1  Millionen Schil l ing, 
die mehr oder wen iger de n n iederösterreichi
schen Pendlern zur Verfügung gestellt werden. 
Geht man vo n einer Gesamtzahl der unselbstän
dig Beschäftigten in Niederösterreich von etwa 
500 000 aus, ergibt sich eine Subventionierung 
von 242 S .  Bei den Beamten beträgt die S ubven
tionierung fast das D reißigfache, nämlich 
7 200 S. 

Eines noch dazu: Von den angestrebten Linien
führungen sind zumindest einige u nnötig, da es in 
diesen Regionen dire kte Bahnverbi ndungen gibt. 
In der Feinstudie wurde festgestellt,  daß d iesen 
Bus auf der Strecke Krems- St. Pötten 2 1 6  Be
amte in Anspruch nehmen würden ,  auf der Strek
ke Klosterneuburg- Tull n - St. Pötten 1 7 1 Beam
te, auf der Strecke Wien - St. Pölten 249 Per
sonen, auf der Strecke Hütteldorf- Purkers
dorf- St. Pölten 1 18 Personen. Das sind zusam
men 754 Personen. Reduziert man das in der 
Studie angebotene Potential von 1 307 Personen 
um die vor her erwähnte Zahl, so verbleiben n ur 
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mehr 553 Beamte, die mit einem aufwendigen 
und teuren B ussystem in die neue Landeshau pt
stadt transportiert werden m üßten.  (Bundesrat 
Dr. K a u  f m a n  n: Das kommt " eh" nicht!) 

Herr Dr. Kaufmann,  ich kann dazu nur sagen.  
daß die Bürger von Schilda ihre wahre Freude an 
e inem solc hen Unterfangen hätten .  

Meine Damen und Herren!  Da heute der ge
plante Sem mering-Basistunnel bereits erwähnt 
wurde, eine persönliche Feststel lung: Vorerst sei 
hier ausdrücklich erwähnt, daß Herr Landes
hauptmann Pröll  diesbezüglich wirklich m it zwei
erlei Maß m i ßt beziehungsweise mit zwei Zungen 
spricht. Nicht anders ist es zu erklären,  daß er auf 
der einen Seite sehr gegen den Semmering-Bahn
Tunne l  ankämpft,  wä hrend er gegen den Bau des 
Sem mering-Straßentun nels anscheinend nichts 
einzuwenden hat. 

Zwei Beispiele, erstes Beispiel :  die Kosten.  
Beim Semmering-Tunnel der Bahn ist ständig 
von einem " Mo nsterprojekt" die Rede, aber was 
den Bau des Straße ntunnels betrifft, der zirka 
4 M i ll iarden Schill ing kosten wird, hört man von 
Pröll nicht viel.  (Zwischenruf bei der Ö VP. ) 

Beispiel Nummer 2 betrifft d ie Landschaftsver
änderung. Es gibt kein Wort des Protestes von 
Herrn Landeshauptmann Pröll,  wenn beim Bau 
der Zufahrtsstraße zur " Bröselbrüc ke" bei der 
S 6 doppelt so viel Erde bewegt wird, wie man im 
Hol lensteingraben beim Bau des Bahntunnels de
ponieren mü ßte. 

Geschätzte Damen und Herre n !  Der letzte Be
weis, werte Kol legen von der rechten Seite, für 
die E inäugigkeit von Landeshauptmann Pröll ist 
die Tatsache, daß er  in seinem Verkehrskonzept 
für Niederösterreich dem Straße ntunnel höhere 
Priorität einräumt als dem Bah ntunnel. (Zwi
schenruf des Bundesrates Dr. K a u  f m a n  n. )  
Pröll vertritt damit viel leicht die Interessen der 
Frächter (Beifall des Bundesrates Drochter) - das 
wird für Sie wichtig sein  - ,  mit Sicherheit aber 
nicht Interessen des Umweltschutzes. F ür mich 
sind damit all  seine Beteuerungen, wonach für 
ihn Schienen verkehr Vo rrang vor dem Stra ßen
verkehr habe, n icht ernst zu nehmen, meine Da
men und Herren! (Beifall bei der SPÖ. - Weitere 
Zwischenrufe bei der O VP. ) 

Geschätzte Herren von der ÖVP l  Die Stra ßen
planer haben vor, im Landschaftssch utzgebiet 
drei Tunnels auf der Paßhöhe zu bauen .  E ine 
Machbarkeitsstudie p rophezeit den Betreibern 
ein Horrorszenario. - Bitte, das ist der vorgestri
gen Ausgabe des "Kuriers" zu e nt�ehmen, dem 
niemand nachsagen wird, daß er S PO-nahe sei .  -
Ich glaube, er ist eher auf seiten des Herrn Lan
deshauptmannes Pröll.  

Die Verkehrsexperten kommen in i hrer Mach
barkeitsstudie zu dem Sc hluß,  daß nach Fertig
stellung des 1 2,8 km langen Straßentunnels und 
Tei lstückes m it einer u nvorstellbare n  Zunahme 
des Autove rkehrs zu rech ne n  sei . (Neuerlicher 
Zwischenruf des Bundesrates Dr. K a u f m a n  n. ) 
Herr Dr.  Kaufmann,  im Klartext hei ßt das, daß 
zu rzeit am Brenner 4 000 LKWs pro Tag unter
wegs sind , und im Jahr 2000, wenn der Semme
ri ng-Straßen-Stunnel fertiggestellt ist, werden es 
8 000 sein.  (Bundesrat D r 0 c h t e  r: Eine Kata
strophe �väre das.') 

Das wäre wirklich eine starke Beeinträchtigung 
der Umweltqualität - aber n icht nur für die Be
wohner am Semmering, so ndern auch für jene 
der Steiermark. Ich bitte daher, dies bei Ihren zu
k ü nftigen Sitzungen in Niederösterreich sehr 
wohl zu behandeln ,  Herr Dr. Kaufmann.  

Abschließend ein persönlic hes Kom p liment an 
Sie,  Herr B undesminister, für Ihre Aktivitäten in  
den letzten Stunden und Tagen betreffend ein 
neues Tierbeförderu ngsgesetz, denn das ist, so 
meine ich, e ine unabdi ng�are Notwendigkeit. -
D anke. (Beifall bei der SPO. J  l i .56 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Vizepräsident Dr.  
Schambeck .  Ich ertei le ihm dieses. 

1 1 .56 
Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP , Nie

derösterreich) :  Herr Präsident! Sehr verehrter 
Herr Bundesminister !  Ich bin  Frau Bundesrätin 
Giesinger aufrichtig dankbar dafür, daß sie als 
Vorarlberger Bundesrätin besonders auf ein be
rechtigtes Anliegen des B un deslandes und der 
Stadt Wien hingewiesen hat. Damit ist auch die 
Solidarität zum Ausdruck gekommen,  daß auch 
ein Vertreter des Landes Vorarlberg Verständnis 
für Wiener Anliegen hat, und umgekehrt sollen 
wir uns wünschen,  daß östliche B un desländer 
auch etwas für Anliegen westlicher B u ndesländer 
übrig haben .  

Ich sage immer wieder: Jede Aktio n - o b  das 
i m  Vorarlberger Landtag, im Tiroler Landtag 
oder im N iederösterre ichischen Landtag der Fall 
ist - .  neben dem einstimmig beschlossenen For
derungsprogramm der Bundesländer, d ie der 
Verbesserung des Föderalismus dient, kommt al
len Bundesländern zugute! D ie Lebensnähe in 
Übertragung der Landeskompetenz kommt dem 
Subsidiaritätsprinzip zugute, auch der S parsam
keit, der Wirklichkeitsnähe und der G laubwür
digkeit des Gemeinwesens, wie es die Stadt und 
das Land Wien darstellt. Ich möchte Herrn Bun
desminister Mag. Klima herzlich für sein diesbe
zügliches Verständnis danken. 

Zum Gelegenheitsverkehrsgesetz l ieße sich an 
und für sich noch viel sagen,  a uch über die Ge-
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schichte dieses Gesetzes. über die Behandlung 
durch den Verfassungsgerichtshof und über die 
Ei nstellung dazu. - Ich kann nicht Auto fah ren 
- das ist mein Beitrag zur Verkeh rssicherheit. 

Vor einiger Zeit war ich eingeladen, de n P ro
fessor Koh r  im Landtagssitzungssaal von Nieder
öste rreich zu begrüßen,  der den Ausdruck "small 
is beautiful" geprägt hat. Bei dieser Gelegenheit 
hat Herr P rofessor Ko hr gesagt: Wissen Sie, ich 
kann kaum mehr sehen, ich höre sch lecht, das 
einzige, was ich noch kann, ist Auto fahren. (Hei
terkeit. ) Ich habe dann zur Begrüßung gesagt: 
Herr Professor !  Wir haben e ines gemei nsam, wir 
sind beide P rofessoren beziehungsweise bemühen 
uns, es zu se in .  Sie können Auto fahren,  aber Sie 
sehen schlecht und hören sc hlecht. Sehen Sie. ich 
sehe verhältnismäßig gut und ich höre noch glän
zend, aber ich kann n icht Auto fahren. - Das ist 
mein Beitrag dazu. So hat jeder sein Schicksal , 
auch in bezug auf den Gelegenheitsverkehr .  

Schauen Sie,  wenn man wo ankommt, wie ich 
zum Beispiel d iesen Montag um dreiviertel ac ht 
in der Früh in Linz, und es sind keine Taxis da, 
dan n  ruft man nach mehr Konzessionen. Und 
wen n  dann z u  viele Taxis dort sind, dan n  lamen
tiert jeder, wie sc hlecht es ihm geht. Was mich an 
und für sich bei den Taxifahrern freut, ist , daß 
sich sowohl die Inländer als auc h  d ie Ausländer 
bem ühen, gefäl l ig zu sein .  Vor den ausländischen 
Taxifahrern, die oft heimatlos sind, habe ich gro
ßen Respekt, weil sie schnell die deutsche Sprache 
lernen.  Ic h frage mich oft, ob ich in der F remde 
auch so dazu imstande wäre, und ich bemühe 
mich immer, mit ihnen einige Worte zu wechseln,  
damit sie sehen,  daß man an ihrem Schicksal An
tei l  n immt, u nd das ist oft respektgebietend. 

Für den Föderalismus ist d iese heutige Verab
sch iedu ng vo n grundsätzl icher Bedeutung. Wir 
sind im Jahre 1 993 dazu aufgerufen, uns auf den 
Weg nach Brüssel vorzubereiten.  Herr Bundes
kanzler Dr. Vranitzky hat dankenswerterweise i n  
Perchtoldsdorf mit unserem damaligen Landes
hauptmann u nd Vorsitzenden der Landeshaupt
leutekonferenz Siegfried Ludwig im Herbst 1 992 
noch das Perchtoldsdorfer Abkommen, diese 
Punktuationen zur Verbesserung des Föderalis
mus, hinter dem auch der Bundesrat steht. unter
zeichnet - ein politisches Paktum. 

Meine Damen und Herren !  Wir sind i n  d iesem 
Jahre 1 993 veranlaßt - ich habe das schon das 
letzte Mal gesagt - ,  das U nsere e inzubringen, da
mit es dann am Sc hluß nicht heißt: Nur wegen 
euch Föderaliste n werden wir jetzt das Notwendi
ge für die EG aufschieben! Die Verhandlungen 
werden sic herlich Zeit benötigen,  aber es bedarf 
auch Zeit, damit wir dieses politische Paktum für 
e inen lebensnahen österreich ischen Föderalism us 
beschließen. 

Meine Damen und Herren !  Als Fraktionsob
mann der ÖVP-Bundesräte möchte ich Ihnen sa
gen :  Auch die SPÖ hat ihre eigene Geschichte, 
was den Föde ralism us an langt. Ich nenne nur den 
Namen des unvergessenen Abgeord neten zum 
Nationalrat Dr.  Dan neberg. Auch in der SPÖ hat 
sich,  was de n Bundesrat und den Förderalism us 
überhaupt betrifft, viel geändert. Auch die SPÖ 
hat seit den fünfziger Jahren den Föderal ismus i n  
ihrem Partei programm, was vorher u ndenkbar 
gewesen wäre. Dazu kann man berühm te Leute 
anführen,  was ich auch immer gerne tue. 

Hier gab es also eine Weiterentwicklung, und 
ich möchte auch nicht leugnen,  daß es eine gro ße 
Bu ndes-Verfassungsgesetz- Novelle zum Födera
lismus auch in der Zeit. als die SPÖ d ie absolute 
Mehrheit beziehungsweise auch als sie die relative 
Mehrheit gehabt hat, etwa im Jahr 1 984, gegeben 
hat: Ich wei ß ,  daß Herr Dr. Kreisky, als er einmal 
nach Vorarlberg gekommen ist, gesagt hat, es 
m u ß  etwas bezüglich des Föderalismus gesche
hen. Er hat damals eine Äu ßerung ge macht, d ie 
mich riesig gefreut hat. Ich habe das damals vor 
dem Einschlafen gelesen und habe mich riesig ge
fre ut. Er hat gesagt: Hö r'n S' auf, es wird "eh" 
was g'schehn für den Föderalismus! Da habe ich 
gewußt, daß die Novelle kom mt. Das wäre nie so 
gewesen, wenn es n icht den "nicht infolierten 
P robst vo n Fussac h" gegeben hätte, nämlich die 
tragische Geschichte Ihres Vorgängers, Herr Mi
nister - Ehre sei nem Angedenke n !  - Otto 
Probst. Ich war damals schon im Bundesratspräsi 
d i u m ,  als e r  D ritter Präsident des Nationalrates 
war, und meine ersten protokollarisc hen Schritte 
im Jahre 1 975 habe ich noch mit Otto Probst ge
meinsam gemacht. Dem ist F ussach nie aus dem 
Bewu ßtsei n  gegangen !  E r  war nämlic h  ein großer 
Patriot, der viel eingebracht hat - n icht nur in 
Ihrer Partei ,  sondern auch zur Geschäftsord
nungsreform des Nationalrates mit Dr. Maleta a m  
Beginn d e r  siebziger Jahre, u n d  dieses Erlebnis 
war sicherlich mit aussc hlaggebend, daß man sich 
mit  Vorarlberg diesbezüglich beschäftigt hat. 

Herr B u ndesminister !  Ich hoffe sehr  - das 
möchte ich sagen - , daß man aus allen Begeg
nungen auch lernt, d ies gerade auch im Hinbl ic k  
auf d i e  Verlängerung des Vorstands-Vertrages des 
Herrn Dr. Reiseh .  Ich darf I h nen sagen :  Ich selbst 
habe den Aufruf der " Vorarlberger Nachrichten" 
fü r ihn untersch rieben - und auch ein Großteil ,  
ja nahezu alle Bundesräte der Österreichischen 
Vol kspartei i n  diesem Haus. - Auch ein Akt der 
Solidarität. 

Wir sollen solidarisch vorge hen, wobei ich 
wei ß ,  daß die Demokratie u nd der Föderalismus 
das Zumutbare verlangen.  Wenn man bisher im
mer den Standpunkt vertreten hat, daß man Fö
deralismusprogramme en bloc erfü llen soll ,  wäre 
es, glaube ich,  wertvoll ,  wen n  wir uns wie bei die-
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sem berechtigten Wiener Anliegen,  für das Sie , 
der Bundesrat, Verständnis gehabt haben ,  und für 
das auch der Nationalrat Verständnis gezeigt hat, 
bemühen, andere föderalistische Anliegen eben
fal ls Punkt für P unkt zu erfül len,  wen n  eine E n 
bloc-Verabschiedung n i e h t möglich ist. Den n  
ich sage Ihnen : Es trägt nicht zur Glaubwürdig
keit des Staates bei ,  wen n  zwei Drittel des Län
derforderungsprogrammes 1 975 und zwei Drittel 
des Lände rforderungskataloges 1 985 im Jah
re 1993 noch unerfül lt si nd, nur wei l  man auf 
dem Standpunkt steht, man müsse das gesamte 
Program m  erfüllen. 

Für das i n  diesem Zusammenhang an den Tag 
gelegte Verständnis sei hier dem Herrn Bundes
minister, dem Nationalrat i nsgesamt und allen zu
ständigen Verantwortl ichen gedan kt, ebenso auch 
der Frau Kollegin Giesinger,  daß sie darauf hin
gewiesen hat, wie in einem E in zelpunkt, dort, wo 
es notwendig war, gehandelt wurde . Das ist eine 
Visitenkarte, etwa wie die S panische Hofreitschu
le und die Wiener Sängerknaben - zum Glück 
auch die Professoren Hans Kelsen und Sigmu nd 
Freud und einige andere - ,  daß wir hier doch 
zeigen, daß wi r Einze lschritte in lebe nsnotwendi
gen Fragen setzen können. U nd auf dem Gebiete 
des Föderalismus gibt es e norm viel ,  was lebens
notwendig ist. 

Bei der letzten Jän ner-Sitzung habe ich mir z u  
sagen erlaubt, d a ß  wir i n  diesem Jahr föderali
stisch etwas einbringen müssen .  Es ist das Eu ropa 
der Bürger und soll  auch das Europa des Födera
l ismus sein,  denn ohne Föderalismus gibt es keine 
B ürgernähe. 

Bund, Länder und Gemeinden m üssen zusam 
menarbeiten .  Wir müssen u ns auch bemühen, 
dieses Länderforderungsprogramm - ebens�. wie 
es uns damals möglich war, als wir vo n der OVP 
i n  Opposition waren - in gemeinsamer Veran
wortung auch zum Tragen zu bringen.  Wobei ich 
es nicht unterlassen möchte, den gottseligen Dr. 
Bruno P ittermann zu erwähnen, der vor 1 970, als 
S ie vier Jahre i n  der Opposition waren - es ist 
gar nicht schlecht, daß alle ei nmal diese Rolle er
lebt habe n  -, gesagt hat: Es ko m mt überhaupt 
n icht i n  Frage , daß nur ein einziger Punkt erfüllt 
wird, weil wir Sozialisten in Opposition keine Zu
stimmung zu Verfassungsgesetz-Novel le n  geben!  
Das hat P ittermann zwischen 1 966 u nd 1 970 ge
sagt, das ist a lles nachlesbar. 

Wir in der ÖVP, in der Opposition waren da
mals seh r  fro h darüber - dafür möchte ich nach 
träglich noch Minister Lösch nak und Dr .  Kreisky, 
natürlich auch Dr. Sinowatz danken - ,  daß Ver
fassungsgesetz-Novellen möglich wurden, auch in 
einer Oppositionssituation e iner Großpartei ,  wei l  
w i r  eine andere Haltung, näm l ic h  e i ne positive , 
zu einer Verfassungsgesetz-Novelle eingeno m
men hatten als die Sozialistische Partei vor 19 70. 

Das heißt, wir haben u ns diesbezüglich weiter
entwic kelt,  noch dazu bei einer gemeinsamen Re
gieru ngsverantwortung, u nd ich war es selbst, der 
mehrmals bei den Regierungserklärungen Dr.  
Vranitzkys darauf hinweisen konnte, daß er sich 
auch zum Föderalismus bekannt hat.  Und - das 
sei nic ht unerwähnt, ich erwähne das jedesmal, 
weil das nicht jeder Finanzminister getan hat -
er hat als F inanzmi nister sehr eingehend übe r den 
fi nanzrechtlichen Teil des Länderforderungspro
gram mes verhandelt. Daher bin ich diesbezüglich 
nicht pessi mistisch,  sondern optimistisc h .  

Es handelt sich heute um ein Gelegenheitsver
kehrsgesetz - wobei man darauf hinwe isen muß,  
da ß es  sich be i  diesem Gelegenheitsverkeh r  um 
eine sittlich einwandfreie Sac he ha nde lt (Heiter
keitJ . näm lich um das Taxi- und Fiakergewerbe 
- .  bezüglich dessen wir Hoffnung schöpfen kön
nen, daß man jetzt zu E i nzelverhandlungen,  zu 
Einzelaktionen für den Föderalismus bereit ist 
und wir das auch auf anderen Gebieten zum Tra
gen bringen können.  

Sie,  Herr Bundesmi nister Klima, sind ja euro
papol itisch sehr e ngagiert, schon von der ersten 
Stunde an.  Ich war ja nach Ihnen 1 992 in Portu
gal ,  bin jetzt nach Lissabon und Coimbra zu Gast
vorlesungen eingeladen u nd weiß ,  welches Echo 
Sie i n  Porto gehabt haben ,  obwohl Sie es n icht 
leicht gehabt haben ,  denn es waren das die ersten 
Tage Ihrer Ministerschaft, und S ie haben dort 
eine n icht leichte Pressekonferenz zu bewältigen 
gehabt. Ich habe das dann nachgelesen und es 
auch im Fernsehen gesehen.  Daraus schöpfe ich 
auch meinen Optim ismus, daß es I h nen als M it
glied der Bundesregierung - vielleicht m acht 
auch der Herr Sozialminister mit, denn das al les 
verlangt d ie E instimmigkeit; auch er ist ja e in  
"Alt-Bundesrat" - gel ingt, d ie  Chance zu e inem 
positiven Akt auch aus föderalistischer Sicht -
noch dazu in der Phase der Vorbereitung auf ein 
gemeinsames Europa ! 

Das wol lte ich nur als F u ßnote h i nzufügen zu 
dem Vorhergesagten.  - Ich bedanke mich für 
Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ. ) 12 .07 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem ertei le ich Herrn Bundesrat Dr. Kauf
mann das Wort. 

12 .()7 
Bundesrat Dr.  Kurt Kaufmann (ÖVP, N ieder

österreich):  Herr Präsident!  Meine Herren Bun
desmi n ister !  - Leider ist Kollege Farthofer n icht 
mehr da, ich wollte gerne auf seine Ausführungen 
replizieren.  Ich hoffe, es wird ihm ausgerichtet; er 
wird wohl essen gegangen sein .  

Ich glaube, man muß hier  einiges ins rechte 
Licht rücken. Es geht mir  n icht um den Sem me-
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ring-Eisenbahn-Tunnel, sondern um den Stra
ßentu n nel.  Ich glaube. daß man dieses Projekt 
n icht so verteufel n  kann ,  wie das Bundesrat Fart
hofer getan hat. Es gibt auf beiden Seite n  Sch nell
straßen, die durch den Berg getrennt sind, und 
man muß diese beiden Straßen verbinden. Es ist. 
glaube ich, für die Bevölkerung am Semmering 
e her unzumutbar, daß der LKW drüberfährt , als 
wen n  e r  dann durch den Tunnel fäh rt.  Das heißt 
also , die Straße ist  sicherlich zu bauen.  - Das ist 
das eine . 

Das zweite: Diese Straße wäre ein Projekt, das 
auf privatwirtschaftlicher Basis finanziert wird, 
das durch eine private Gesellschaft m ittels Maut
einnahmen fi nanziert werden soll .  - Sicherlich 
ein seh r  attraktives Projekt. 

Drittens: zum niederösterreichischen Ver
kehrskonzept. Ich stehe sehr kritisch zu diesem 
Verkehrskonzept, aber die Äußerung des Kolle
gen Farthofer, daß da nur Straßenprojekte ent
halten wären,  stimmt in keiner Weise, sondern i n  
diesem Konzept hat eindeutig der öffentliche 
Verkeh r  Priorität. und erst in  zweiter Linie wer
den Stra ßenprojekte eingeführt. 

Weil B undesrat Farthofer erwähnt hat, daß 
man k ünftig die Beamten mit "Luxusbussen" 
nach St .  Pölten führen will :  Das ist lediglich eine 
Studie. Da wird noch viel  Wasser die Donau h i n
unterflie ßen, wei l  ein Tei l  der Beamten i n  Pen
sion gehen und der andere Tei l  übersiedeln wird. 
(Bundesrat D r 0 c h t e  r: Das hat vieL Geld geko
stet, das wird jetzt weggeschmissen!) Ich habe diese 
Studie n icht beauftragt, Herr Kollege ! 

Man kann das auch anders auslegen. Man 
könnte sagen,  daß die Bahnverwaltung aufgefor
dert ist, nicht nur  die Hochleistungsstrecken von 
Wien Richtung Westen oder Wien Richtung Sü
den zu planen, sondern auch die Querverbindun
gen von Krems nach St.  Pölten oder Wiener Neu
stadt nach St. pölten.  

Wenn diese Linie n  entsprechend leistungsfähig 
wären und man nicht zwischen Krems und St. 
Pölten mit  dem Zug eine Stunde fahren würde -
auch ein Schnellzug kann nicht sch neller fah re n ,  
wei l  d e r  Unterbau kaputt ist, man kann dort n u r  
2 0  km/h fa hren - ,  wäre es sicherlich nicht not
wendig, d ie Beamten mit - Ihrer Diktion nach -
"Luxusbussen" zu transportieren . 

Wir haben heute das Glück. den Verkehrsm i ni
ster hier bei  uns zu haben, und ich fordere i h n  
gleich auf, die Planungen dieser Querverbindun
gen Richtung St .  Pölten schon im Hinblick auf  d ie  
Zukunft der Landeshauptstadt rasehest i n  Angriff 
zu nehmen - dan n  müssen wir nicht mit " Luxus
bussen" nach St. Pölten fah ren .  - Das wollte ich 
dazu sagen .  (Bundesrätin Dr. K a r  L s s 0 n: Der 
16. Mai läßt grüßen!) 12 .09 

Vizepräsident Walte r Strutzenberger: Näc hster 
Red ner: He rr Bu ndesrat Kampic hier. Ich erteile 
ihm das Wort. 

/2 .10  
Bu ndesrat F ranz Kampichler (ÖVP, Nieder

öste rreich) :  Sehr geehrter Herr Präsident !  Meine 
geschätzten Herren B undesminister!  Se h r  geehrte 
Dame n und Herren!  Hoher Bundesrat! Wir ha
ben diese Debatte nicht vo m Zaun gebrochen, das 
darf ich viel leicht nur zur En tschuldigung vo r
bringen.  aber ich glaube, es ist notwendig, daß wir 
als Niederösterreicher sehr wohl auch Stel lung zu 
jenen Vorwürfen beziehen, die noch im Raum 
stehen. Ich möchte vor allem zu de n Attacken auf 
das Land Niederösterreich und auf Landeshaupt
mann Pröll Stellung beziehen. Gleichzeitig möch
te ich Herrn Landeshauptmann Pröll an dieser 
Stel le danken,  daß er d ie Bedenken der Bevö l ke
rung ernst nimmt und bereit ist , für diese Beden
ke n der Bevöl kerung auf die Barrikaden zu stei
gen .  

D i e  Bevölkerung i m  Bezirk Neunkirchen ver
ste ht nicht, warum plötzlich d ieser Semmering
Basistun nel gebaut werden soll ,  obwohl auf dem 
Semmering - Herr M i n ister, das wol lte ich I h nen 
vorhin  scho n in einem Zwischenruf sagen - d ie 
Auslastungskapazität nur  65 Prozent beträgt. 
(Bundesminister Mag. K l i m a: Sie bauen seit 
10 Jahren.' - Denken Sie doch.') Dort wollen Sie 
vordringlich bauen, und die Zula ufstrecken, Herr 
Minister,  sind bereits zu 95 Proze nt ausgelastet. 
Wir haben Verständnis dafür, wenn Sie diese 
Strecke ausbauen wol len, wen n  Sie zuerst den 
Zulauf dort (Bundesminister Mag. K L i m  a: Wird 
ja gebaut!), wo es derzeit eine 95prozentige Aus
lastung gibt, bauen wo llen. Sie haben die Strecke 
Wien - Gloggnitz nicht bei Ihre n  Vorhaben an
geführt. (Bundesminister Mag. K L i m  a: Liesing 
- Wiener Neustadt - Pottendorf aLs ParaLLellinie! 
Bitte denken Sie doch daran.') Nein ,  das habe ich 
leider noch n icht von I h nen gehört, Herr M in i
ster !  

Wir sind dafür - u n d  das steht auch im Ver
ke h rskonzept des Landes Niede röste rreich - ,  
daß man zuerst jene Strecken ausbaut, die zu 
95 Prozent ausgelastet sind, um dort die  Kapazi
täten zu erweitern. Wen n  es dann dennoch not
wendig werden sollte u nd es wirkl ich keine Alter
native gibt, als den Bau des Basistunnels durchzu
führen, und wenn auch aus sämtlichen Studien 
hervorgeht, daß er gebaut werden m üsse, dann 
kann man dazu nur sagen:  Man kann darüber re
den.  Aber mei ner Mein u ng nach ist es hier beson
ders wichtig, die Prioritäten richtig zu setzen.  

Was die Schnellst raße anlangt, ist  die Situation 
anders - Kollege Ka ufmann hat ja schon darauf 
hingewiesen - :  Dort gibt es eine sch nel le Verbin
dung bis zum Berg - bei der Bahn ist es ja genau 
umgekehrt -, dann geht es langsam durch Sem-
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mering durc h ,  worunter natürl ic h  die Bevölke
rung sehr leidet, und dan n geht es wieder schnel
ler weiter. Ich habe daher gro ßes Verständnis da
für. da ß sie auf die Barrikaden steigt, damit dieser 
Stra ßentu nnel endlich gebaut wird. U nd ich glau
be, wir müssen alle miteinander dafür sein,  daß 
dieses "Loch" geschlossen wird. 

Meine se hr geehrten Damen und Herren!  Ich 
gebe auch zu bedenken, daß in dem Augenblick ,  
wo der Basistunnel gebaut wird, d ie Ghega-Stre k
ke "gestorben" ist. Es wird niemand für die ent
stehenden Kosten aufkommen wo llen, man wird 
die Kosten auf das Land oder die Gemeinden 
überwälzen wollen .  aber diese werden wa hr
sc heinlich n icht in der Lage sein,  diese Kosten zu 
tragen.  - Dam it wäre die älteste Gebirgsstrec ke 
Europas und die zweitälteste Gebirgsstrecke der 
Welt praktisch dem Verfall  preisgegeben. 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren!  Sie 
habe n  ja Bemerkungen in bezug auf die Lebens
qualität in der Mur- Mürz-F urche gemacht. Ich 
muß dazu sagen,  ich fürchte den Tag - und ich 
bin überzeugt davon: kommende Generationen 
werden uns dafür stei nigen - ,  a n  dem durch die
ses e nge Tal,  durch das Schwarzatal - Mur
Mürz- Furche, alle fünf M inuten ein Hochge
schwindigkeitszug donnert. (Bundesminister Mag. 
K l i  m a: Herr Kollege.' Die LKW machen nichts?.' 
Bitte ein bißchen Verkehrspolitik und nicht nur 
Niederösterreich-Politik.') 

Die LKW belasten u ns momentan noch nicht 
so ; wie es in 10 oder 20 Jahren der Fall sei n  wird, 
das kann ic h jetzt noch n ic ht beurteilen,  aber laut 
Aussagen der ÖBB wird dann alle fünf Minuten 
ein Hochgeschwindigkeitszug diese Strecke pas
sieren. Wie wir das verkraften werden,  das wird 
sich erst herausstellen. 

Die derzeitigen Bedenken der Bevölkerung 
möchte ich hier vielleicht auch noch einmal 
kundtun: Wir sind eine F remdenverkeh rsregion ,  
wir haben diese Region m i t  wirklich gro ßem Auf
wand tourismusmäßig in die Höhe gebracht, und 
jetzt sol l pra ktisch durc h  fünf jährige Bauarbeiten ,  
durch gigantische Erdbewegunge n  diese Frem
denverkehrsregion zunic hte gemacht werden -
gan z  abgesehen davon ,  was mit dem Wasserreser
voir geschieht, das der Sem merin g  bietet. 

Herr Minister!  Sie wissen ,  daß die Mitterndor
fer Senke praktisch verseucht ist u nd daß eine 
Sanierung vermutlich überhaupt nicht möglich 
sein wird. - Das darf ich zu behaupten wagen .  Es 
wird aber mit dem kostbarsten Gut, das es in Zu
kunft geben wird - Wasser wi rd kostbarer wer
den als Öl -, so groß zügig umgegangen,  und es 
wird das dortige gro ße Grundwasser- und Trink
wasserreservoir  mutwill ig aufs Spie l  gesetzt. 

D ie Bevö l kerung dieses Gebietes ist e in ge
bran ntes Kind durc h  die S 6; durch diese Schnell
straße wurden die Quellen negativ bee influßt, 
u nd das Wasser, das d ie Leute dort tri n ke n ,  riecht 
derzeit nach Chlor. Ich m u ß  der Bevölkerung 
recht geben,  wenn sie aufgrund dessen Bedenken 
hat. 

Herr Bundesminister !  Ich bin überzeugt davon 
- Sie haben das ja schon bewiesen - ,  daß Sie für 
Argumente sehr wohl  zugänglich sind, und ich 
darf bitten,  d iese Di nge wirklich seh r  ernst zu 
nehmen. Der 1 6. Mai 1 993 wi rd sicher vorbeige
hen; dieses Thema sol l  also nicht aus wahltakti
sc hen Gründen hochgespielt werden. Von mir ist 
das n icht hochgespielt worden,  aber wenn es 
schon zur Diskussion steht, dann erac hte ich es 
als meine Pflicht, m ich als Vertreter dieser Re
gion zu Wort zu melden und diese Bedenken hier 
i m  Hohen Hause k undzutun .  - Ich bedanke 
mich herzlich für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall 
bei der Ö VP. ) /2./6 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesminister 
Mag. Klima. - Bitte, Herr B undesminister. 

12.16 

Bundesminister für öffentliche Wirtschaft u nd 
Verkehr Mag. Viktor Klima: Herr Präsident! Ho
her B undesrat! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren!  Ich habe heute schon sehr  ausführlich 
zum Thema des Systems Südbahn Stellung ge
nommen, und ich b i n  der Mei nung - wenn Sie 
meine Wortmeldungen zum Thema Semmering
Basistunnel i n  den letzten Wochen verfolgt haben 
- ,  daß ich m ich in d ieser H insicht seh r  fair  ver
halten habe. Ich habe nic hts präj udiziert, ic h habe 
gesagt, es gibt zwei Studien,  in denen folgendes 
verankert ist : Aufgrund des Verkehrsaufkom
mens in den nächsten 1 0, 1 2  Jahren wird es, wenn 
wir die Bahn nicht verbessern,  eine T ransithölle 
auf Semmering und Wechsel geben. 

Zwe itens: Mit alternativen Ausbaumöglichkei
ten - ich wiederhole das noch einmal: die alter
nativen Ausbaumöglichkeiten - würde man 
dieses wunderschöne historische Baude nkmal 
Ghega-Strecke zerstöre n !  ( Vizepräsident Dr. 
S c  h a m  b e c k  übernimmt den Vorsitz. )  

Herr Kollege! Ich darf Sie daran erinnern, daß 
zwischen Landeshau ptmann Pröll  und meinem 
Amtsvorgän ger eine Vereinbarung geschlossen 
wurde, der zufolge die Ghega-Strecke erhalten 
bleiben und trotz e in es Semmering-Basistunnels 
weiterhin betrieben werden soll .  - Ich würde 
ähnliche Fairneß in der sachl ichen A rgumenta
tion,  also e i ne Argumentation ohne Präj udizie
rung, b is M itte Juni auch vo m Land Niederöster
reich erwarten .  
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Herr Kollege, und wenn Sie heute sage n,  da ß es 
hier Angst gibt, daß die Eisenbah n viel Lärm ma
chen wird, dann muß ich darauf e rwidern, daß 
sich auch die ÖVP - auch die niederösterreichi
sc he ÖVP - i n  ihrem Landesverkehrskonzept 
zur umweltorientierten Verkeh rspol itik und zu 
einer Bevorzugung des Sc hienenverkehrs gegen
über dem Stra ßenverkehr bekennt. Also drehen 
Sie die Sache nicht um, wei l  sie Ihnen so nicht 
paßt! 

Herr Kollege ! Auc h wenn Sie jetzt die Betrof
fenheit der B ü rger in diese n Regionen zitieren, 
muß ich Ihnen sagen. daß der B ürgermeister von 
Payerbach und der Bürgermeister von Reichenau, 
die ja dort lebe n, nicht gegen den Bau dieses Tun
nels sind. Das wissen Sie sehr woh l ,  Herr Kollege. 
(Bundesrat K a m  p i e  h L e r: Ich kenne beide sehr 
gut!) Sie kennen beide sehr gut, und Sie wissen 
das auch.  

Daher würde ich wirkl ich dringend bitten ,  auch 
im Interesse unseres Landes Niederöster reich -
ich bin ja auch Niederösterreic her - :  Benutzen 
wir diese wichtige verkehrspolitische Frage nicht 
zu wahltaktischen Gründen!  (Beifall bei der 
SPÖ. ) 12.18 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortme ldungen l iegen nicht vor. 

Wü nscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall.  

D ie Debatte ist gesch lossen.  

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall .  

D ie A b s t i m  m u n g über die vorliegenden 
Beschlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Wir gelangen zunächst zur Abstimmung über 
den Beschluß des National rates vom 
29. Jänner 1 993 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das G üterbeförderungsgesetz geändert wird. 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bu ndes
räte, die dem Antrag zustimme n ,  gegen den vor
l iegenden Beschluß des National rates keinen Ein
spruch zu erheben , um ein Handzeiche n. - Es ist 
dies S t i m  m e n m e h r  h e i t. 

Der Antrag, keinen Ei nspruch zu erheben,  ist 
som it a n g e n  0 m m e n .  

Wir gelangen zur Abstimmung über den Be
schluß des Nationalrates vom 29. Jänner 1 993 be
treffend ein B undesgesetz, mit dem Rohrleitungs
gesetz 1 975 geändert wird. 

Ich e rsuche jene B undesrätinnen und B undes
räte, die dem Antrag zusti mmen, gegen den vor
l iegenden Beschluß des Nationalrates keinen 

Einspruch zu erheben,  um ein Handzeichen. 
D ies ist S t i m  m e n m e h r  h e i t .  

Der Antrag, keinen Einspr uch zu erheben,  ist 
so mit a n g e n 0 m m e n .  

Wir gelangen zur Abstim m ung übe r den Be
sc hluß des National rates vom 29. Jänner 1 993 be
treffend ein Bundesgesetz, mit  dem das Kraft
fahrliniengesetz 1952 geändert wird , nämlich 
Kraftfahrl in iengesetz- Novelle 1 992. 

Ich ersuche jene Bundesräti n nen u nd Bundes
räte . die dem Antrag zustimmen, gegen den vor
liege nden Beschluß des Natio nalrates keinen Ein
spruch zu e rheben, u m  ein Handzeichen .  - Es ist 
d ies S t i m  m e n m e h r  h e i t. 

Der Antrag, ke inen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

Wi r kommen zur Abstimm ung über den Be
schluß des Nationalrates vom 29. Jänner 1 993 be
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Gelegenheitsverkeh rsgesetz geändert wird . 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundes
räte, die dem Antrag zustimmen,  gegen den vor
l iegenden Beschluß des Nationalrates keinen Ein
spruch zu erheben, um ein Handzeic hen .  - Es ist 
dies S t i m  m e  n m e h r  h e i t .  

Der Antrag. keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e  n. 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1993 betreffend ein Internationales 
Übereinkommen über Zusammenarbeit zur Si
cherung der Luftfahrt "EUROCONTROL" samt 
Anlagen, Zusatzprotokoll und Protokoll für die 
Übergangszeit bis zum Inkrafttreten des Über
einkommens "EUROCONTROL"; Zusatzproto
koll zum Internationalen Übereinkommen über 
Zusammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt 
"EUROCONTROL" samt Zeichnungsprotokoll; 
Protokoll zur Änderung des Zusatzprotokolls 
vom 6. Juli 1970 zum Internationalen Überein
kommen über Zusammenarbeit zur Sicherung 
der Luftfahrt "EUROCONTROL"; Protokoll 
zur Änderung des Internationalen Übereinkom
mens über Zusammenarbeit zur Sicherung der 
Luftfahrt "EUROCONTROL" vom 13.  Dezem
ber 1960 samt Anlagen (651 und 925/NR sowie 
4487/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge
langen n u n  zum 7. Punkt der Tagesordnung: Be
schluß des Nationalrates vom 29. Jänner 1 993 be
treffend ein I nternationales Übereinkommen 
über Zusammenarbeit  zur Sicherung der Luft
fahrt " E U ROCONTROL" samt Anlagen,  Zusatz
protokol l  und Protokoll für die Übergangszeit  bis 
zum Inkrafttreten des Übere inkommens " E U
ROCO NTROL" ; Zusatzproto koll zum Interna-
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tionalen Übereinkommen über Zusammenarbeit 
zur Sicherung der Luftfahrt " E U ROCONTROL" 
samt Zeic hnungsprotokoll :  P rotokoll zur Ände 
rung des Zusatzproto kolls vom 6. Juli  1 970 zum 
Internationalen Übereinkommen über Zusam 
menarbeit zur Sicherung der Luftfahrt "EURO
CONTROL"; Proto koll zur Änderung des Inter
nationalen Ü bereinkommens über Zusammenar
beit zur Sicherung der Luftfahrt . "E U ROCON
TROL" vo m 1 3. Dezember 1 960 samt Anlagen. 

Die Berichterstattung hat Frau B undesräti n 
Irene Crepaz übernommen. Ich ersuche sie höf
lich um den Bericht. 

Berichterstatterin Irene Crepaz: Hohes Haus ! 
Du rch de n vorliegenden Beschluß des National
rates sol l  d ie  Te ilnahme Österreichs am europäi
schen System einer koordinierten Flugsicherung 
ermöglicht werden. Es enthält grundsätzl iche Re
gelungen betreffend die Aufgaben und Funktio
nen der Europäischen Organisationen für Fl ug
sicherung. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom
mens die E rlassung von besonderen 
B undesgesetzen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
B-VG zur Überführung des Vertragsi nhaltes in  
die  innerstaatl iche Rechtsordn ung nicht erforder
lich. Es ist die Kundmachung beim Bundesmini
sterium für öffentliche Wirtschaft u nd Verkeh r  
und dem Bundesamt für Zivilluftfahrt ge mäß Ar
tikel 49 Abs. 2 B-VG vorgesehen. 

Der Aussch u ß  für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 2.  Feber 1 993 in  Verhandlung ge
nommen und einstimmig beschlossen, dem Ho
hen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben.  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
sch u ß  für öffentliche Wirtschaft und Verkehr so
mit den A n t r a g, der Bundesrat wolle be
schließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1 993 betreffend ein  Internationales 
Übereinkom men über Zusammenarbeit zur Si
cherung der Luftfahrt " E U ROCONTROL" samt 
Anlagen, Zusatzprotokoll  und P rotokoll  für die 
Übergangszeit bis zum Inkrafttreten des Überein
kommens " E U ROCONTROL" ; Zusatzprotokoll 
zum Internationalen Überein kommen über Zu
sammenarbeit zur Sicherung der Luftfahrt "EU
ROCONTROL" samt Zeichnungsprotokoll ;  Pro
tokoll  zur Änderung des Zusatzprotokolls vom 
6. Juli  1 970 zum I nternationalen Übereinkom
men über Zusammenarbeit zur Sicherung der 
Luftfahrt " E U ROCONTROL" ; Proto koll zur 
Änderung des I nternationalen Ü bereinkommens 
über Zusa mmenarbeit zur Sicherung der Luft-

fahrt " E UROCONTROL" vom 1 3 .  Dezem
ber 1 960 samt Anlagen wird kein Einspruch er
hoben .  

Vizepräsident D r .  Herbert Schambeck: Wort
meldu ngen l iegen nicht vo r. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall .  

Wir gelangen daher zur A b  s t i m  m u n g.  

Ich ersuc he jene Bundesrätinnen und Bu ndes
räte, die dem Antrag zustimmen, gegen den vo r
liegenden Beschluß des N ationalrates keinen E in
spruch zu erheben,  um ein Handzeichen. - Es ist 
dies S t i m  m e n e i n  h e l l  i g k e i 1. 

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben, ist 
so mit a n g e n  0 m m e n. 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1993 betreffend Änderungen des Eu
ropäischen Übereinkommens über die Arbeit des 
im internationalen Straßenverkehr beschäftig
ten Fahrpersonals (AETR) samt Anhang (684 
und 926/NR sowie 4488/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr.  Herbert Schambeck: Wir ge
langen nun zum 8. Punkt der Tageso rdnung: Be
schluß des Nationalrates vom 29. Jänner 1 993 be
treffend Änderungen des Europäischen Überein
kommens über die Arbeit des i m  internationalen 
Stra ßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals 
(AETR) samt Anhang. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Karl 
Wöllert übernommen. Ich ersuche ihn höflich um 
den Bericht. 

Berichterstatter Karl Wöllert: Herr Präsident! 
Meine Herren Minister! Hohes Haus! Österreich 
hat im Jahre 1 975 das E uropäische Übereinkom
men über die Arbeit des im internationalen Stra
ßenverkehr beschäftigten Fahrpersonals ratifi
ziert. 

Durch den vorliegenden Beschluß des Natio
nalrates sol l  die Grundlage für die Erlassung ei
nes i nnerstaatlichen D urchführungsgesetzes 
geschaffen werden. 

I m  Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG hat der 
Nationalrat beschlossen ,  daß der vorliegende 
Staatsvertrag durch E rlassung von Gesetzen zu 
erfül len ist. 

Der Aussc h u ß  für öffentliche Wirtschaft und 
Verkeh r  hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 2. Feber 1 993 in  Verhandlung ge
nommen und einstimmig beschlossen ,  dem Ho
hen H ause z u  empfehlen, keinen Ei nspruch zu 
erheben. 
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Als Ergebnis sei ner Beratung stellt  der Aus
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr so
mit den A n  t r a g, der Bu ndesrat wolle be
schließen: 

1 .  Gegen den Beschluß des Natio nalrates vo m 
29. Jänner 1993 betreffend Änderungen des Eu
ropäisc hen Übe reinkommens über die Arbeit des 
im internationalen Stra ßenverkehr beschäftigten 
Fahrpersonals (AETR) sa mt Anhang wird kein 
Einspruch erhoben. 

2 .  Gegen den Beschluß des Nationalrates, den 
Staatsvertrag im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
B-VG durch Erlassung von Gesetzen zu e rfül len, 
wird kein Einspruch erhoben.  

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wort
meldungen liegen nicht vor .  

Wünscht jemand das Wort? - E s  ist dies nicht 
der Fall .  

W i r  gelangen daher z u r  A b s t i m  m u n g. 

Ich ersuche jene B u ndesräti nnen und Bundes
räte, die dem Antrag zustim men, gegen den vor
liegenden Beschluß des Nationalrates beziehungs
weise gegen den Beschluß des Nationalrates, den 
gegenständlichen Staatsvertrag durch die Erlas
sung vo n Gesetzen zu e rfüllen, keinen Einspruch 
zu erheben,  um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t . 

Der Antrag, gegen die Besch lüsse des National 
rates keinen Einspruch zu erheben, ist so mit 
a n g e n  0 m m e n. 

9. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1993 betreffend ein Protokoll zur Ab
änderung des zwischen der Republik Österreich 
und dem Großherzogturn Luxemburg am 
18. Oktober 1962 unterzeichneten Abkommens 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen (87S/NR sowie 4489/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge
langen nun zum 9.  Punkt der Tagesordn ung: Be
schluß des Nationalrates vom 29. Jänner 1 993 be
treffend ein Protokoll zur Abänderung des zwi
schen der Republik Österreich und dem Gro ß
herzogtu m  Luxemburg am 1 8 . Oktober 1 962 
unterzeichneten Abko mmens zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Diet
mar Wedenig übernommen. Ich ersuche ihn höf
lich um den Bericht. 

Berichterstatter D ietmar Wedenig: Herr Präsi
dent! Meine Herren B undesminister! Hoher Bun
desrat! Der gegenständl iche Beschluß des Natio-

nalrates beinhaltet die Aufhebung der 
Steuerfreistel l ungsverpflichtung für Gewinnaus
schüttungen von luxemburgischen Gesellschaf
ten, deren Unternehmensschwerpunkt im Ver
walten eigener Forderungswertpapiere l iegt. Wei
ters wird festgelegt, daß kein Vertragsstaat zur 
Freistellung von D ividenden verpflichtet ist, fal ls 
die ausschüttende Gesellschaft von der Besteue
rung befreit ist. Die für den körperschaftsteuerli
chen Bereich vorgesehenen Einsc hränkungen gel
ten auch für die vermögensteuerliche Beteil i
gungsbefrei ung. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi
gung des Absch lusses des vorl iegenden Abkom
mens die Erlassung von beso nderen 
Bundesgesetzen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
B-VG zur Überführung des Vertragsinhaltes in 
die innerstaatliche Rechtsordnung nicht e rforder
lich. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 2.  Feber 1 993 in 
Verhandlung genommen und einstimmig be
schlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei
nen Einspruch zu erheben.  

Als Ergebnis seiner Beratung stel l t  der Finanz
ausschuß som it den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschlie ßen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. Jänner 1 993 betreffend ein P rotokoll zur Än
derung des zwischen der Republi k  Österreich und 
dem Großherzogtum Luxemburg am 1 8 . Okto
ber 1 962 unterzeichneten Abkommens zur Ver
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebie
te der Steuern vom Einkommen und vom Vermö
gen wird kein Einspruch erhoben.  

Vizepräsident Dr .  Herbert Schambeck: Wort
meldungen liegen nicht vor. 

Wü nscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall .  

W i r  gelangen daher z u r  A b s t i m  m u n g .  

Ich ersuc he jene Bundesrätinnen und Bundes
räte, d ie dem Antrag zustimmen,  gegen den vor
liegenden Beschluß des Nationalrates keinen Ein
spruch zu erheben, um e in  Handzeichen. - Es ist 
dies S t i m  m e n e  i n h e l l  i g k e i t .  

Der Antrag, keinen E inspruch zu erheben,  ist 
somit a n g e n  0 m m e n .  

10. Punkt: Bericht des Bundesministers für Ar· 
beit und Soziales über die soziale Lage 1991 (111· 
l IS/BR sowie 4480/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge
langen n un zum 10 .  Punkt der Tagesordnung: 
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Bericht des Bundesministers für Arbeit und So
zia les über die soziale Lage 1 99 1 .  

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Jo
hann Payer übernommen. Ich ersuche ihn höfl ich 
um den Bericht. 

Berichterstatter Johann Payer: Sehr geehrter 
Herr P räsident!  Herr Bundesminister !  Der gegen
ständliche Bericht enthält neben einem Vorwort 
des B undesmi nisters, der sozialpolitischen Vor
schau und einer Zusammenfassung die Absc hnit
te 

Sozialberich t ,  

Tätigkeitsbericht des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales, 

Beiträge der Interessenvertretungen.  

Die  statistischen Daten zur Arbeitsmarkt lage 
1 99 1  betreffend die Sozialversicherung 1 99 1 ,  zur 
Einkommensvertei lung 1 99 1  sowie betreffend die 
Behindertenpo litik und Versorgungsmaßnahmen 
sind diesmal in  einem eigenen Datenband enthal
ten. 

Im Vorwort stel lt der Bundesminister für Ar
beit und Soziales Josef Hesoun fest, daß der ge
genstän dl iche Sozialbericht auch Bilanz über die 
achtziger Jahre zieht und dabei die meisten I ndi
katoren auf eine wesentliche Wohlstandsvermeh
rung in dieser Dekade hinweisen .  Die durch
schittl ichen Löh ne waren 1 99 1  real um zirka ein 
Sechstel höher als 1 980, die durchschnittliche Al
terspension erhöhte sich bis 1992 um real 26 Pro
zent,  d ie Ausgleichszulagen richtsätze wuchsen 
um mehr als e in  Viertel, und der Beschäftigungs
stand stieg um mehr als 200 000. 

Weiters wird im Vorwort darauf hingewiesen,  
daß Österreich im internationalen Vergleich bei 
den Löhnen und Sozialle istungen beachtlich auf
geholt hat und sich nunmehr über dem Durch
schn itt der rest lichen Industrieländer befindet. 
Trotz des Ansteigens der Arbeitslosenquote in 
den achtziger Jahren beträgt diese aber nur weni
ger als die Hälfte vom Durchschnitt der EG-Län
der. 

Im Vorwort wird auch darauf hingewiesen, da ß 
durc h den Zusammenbruch der D iktaturen in 
Osteu ropa eine Wanderungsbewegung ausgelöst 
wurde, die einen Druck auf den österreichischen 
Arbeitsmarkt bewirkte und auch heute noch aus
übt. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
betont, daß durch die Höchstbeschäftigungsquo
ten auf Landes- und Bundesebene effiziente Kon
trol l instrumente im Ausländerbesc häftigungsge
setz geschaffen wurden, um dieser E ntwicklung 
gegenzusteuern. 

Sc hließl ich wird im Vorwort vermerkt, daß 
aufgrund demographischer Faktoren jene langfri
stig wirksame Reform im Pensionssektor notwen
dig ist, d ie im Arbeitsübereinkommen der Koali
tionsparteien vereinbart wurde . Nach Auffassung 
des Bundesministers so l l  die Neugestaltung der 
Alterssicherungssysteme eine langfristige Zusam
menführung der unte rsc hiedlichen Systeme brin
gen .  

Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
weist auch darauf hin,  daß die gesundheitliche 
Gefährung in der Arbeitswelt ein in der öffentli
chen Diskussion leider vernach lässigtes Thema 
ist. Da die Hälfte der Arbeiter aus gesundheitli
chen Gründen vorzeitig ihre Berufslaufbahn ab
brechen muß und die Invaliditätspension isten 
auch eine wesentlich geringere Lebenserwartung 
als die Alterspe nsionisten haben ,  ist es nach Auf
fassung des Ministers Aufgabe der Sozialpolitik ,  
den Wert des Menschen in den Vordergrund zu 
stel len und nicht dessen " Verwertbarkeit" . 

Abschließend wird i m  Vorwort festgestel lt, daß 
mit der Einführung der bundeseinheitl ichen Pfle
gevorsorge die letzte Lücke sozialstaatlicher In
frastruktur geschlossen wird und damit den etwa 
350 000 Betroffenen ein  menschenwürdiges Da
sei n  ermöglicht werden soll .  Dabei sind aber auch 
große Anstrengu ngen der Länder und Gemein
den - vor allem bei m  Aufbau des ambulanten 
Sektors - zu u nternehmen. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in  seiner Sitzung vom 2.  Feber 1 993 i n  
Verhandlung genommen und m i t  Stimmenmehr
heit besch lossen, dem Hohen Hause die Kenntnis
nahme des Berichts zu empfehlen .  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der  Sozial
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Der Bericht des Bundesministers für Arbeit 
u nd Soziales über die soziale Lage 199 1  wird zur 
Kenntnis genommen. 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Wir ge
hen in die Debatte ein.  

Zu Wort hat sich Herr Bundesrat Dr. P umber
ger gemeldet. Ich erte i le es ihm.  

l2.33 
B undesrat Dr. Alois Pumberger (FPÖ, Ober

österreich): Sehr geehrter Herr Präsident !  Sehr 
geehrter Herr Bundesm inister ! Ho hes Haus ! Mei
ne seh r  verehrten Damen und Herren ! Vorweg 
möchte ich all jenen , d ie mitgewirkt haben, diesen 
Sozialbericht zu erarbeiten, herzlich danken. D ie
ser Bericht ist beso nders gut gelungen; er ist über
sichtlich gestaltet. Es wurde e rstmalig auch Au
genmerk auf die Entwicklung der Sozialpolitik in  
der  letzten Dekade gelegt, ebenso liegt ein infor-
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mativer Datenband bei. und es wird auch,  was 
mich besonders freut, Augenmerk auf die Ge
sundheit und auf die Arbeitswelt gelegt. (Bundes
rätin Dr. K a r  l s s a n: Sie nehmen ihn doch zur 
Kenntnis: den Bericht.') 

Ich nehme den Bericht in der Form, wie er p rä
sentiert wird, zur  Kenntn is, jedoc h möchte ich 
darauf h inweise n ,  daß ich ihn inhaltlich nicht zur 
Kenntnis nehme. (Bundesrat B i e r i n  g e r: Es 
sind schon fünf ausgetreten aus der FPÖ-' Sie müs
sen nicht auf der Linie bleiben.') Das sind Salzbur
ger Ve rhältnisse. 

Inhaltlich kann ich diesen Bericht natürlich 
nicht zur Kenntnis neh men. Leider kann ich auch 
dem Inhalt nicht das Lob, das ich der Ausferti
gung ge zollt habe, spe nden.  Außerdem handelt es 
sich hiebei wiederum, wie ich schon vor einem 
Jahr gesagt habe, um ein Antiquariat. Dieser Be
richt beschreibt das Jahr 1 99 1 ,  und wir haben be
reits Jänner 1 993. Ich habe vor einem Jahr schon 
kritisiert (Bundesrätin Dr. K a r  l s s a n: Febru
ar.' ) ,  warum wir diese Berichte so spät vorgelegt 
bekommen. Im vorigen Jahr h aben wir am 
5.  März den Bericht für das Jah r 1 990 vorgelegt 
bekommen,  aber wir haben uns i mmerhin um ei
nen Monat verbessert. Offensichtlich hat sich das 
Sozialministerium meine Kritik zu Herzen ge
nommen .  (Allgemeine Heiterkeit. - Beifall des 
Bundesrates Mag. Langer. ) 

Nun zum Bericht über die Entwic klung der So
zialpol itik im Zeitraum von 1 980 bis 1 99 1 :  Es 
wird beschrieben,  daß in diesem Zeitraum die 
Löhne um ein Sechstel ,  also um 1 6,6 Prozent ge
stiegen sind u nd sich die Alterspension um 
26 Prozent erhöht hat. Außerdem sind die Aus
gleichszulagenrichtsätze in der Pensionsversiche
rung um mehr als ein Viertel gestiegen. N icht er
wähnt wird allerdings, daß im selben Zeitraum 
der Verbraucher preisi ndex zwischen 1 98 1  und 
1 99 1  um 38,5 P rozent gestiegen ist und daher 
eine reale Einkommensverminderung zu ver
ze ichnen war. 

Bei  der Arbeitslosigkeit - auf diese komme ich 
im Detai l  noch später zu sprechen - hinsichtlich 
des EG-Raumes werden einige Daten angeführt. 
Die Arbeitslosigkeit in der EG betrug im 
Jahr 1 992 9,4 P rozent, in Österreich nur 4 Pro
zent. Das P ro-Kopf-Einkommen ist in  Öste rreich 
höher geworden ,  und zwar um 7 P rozent höher 
als in  der EG, aber auch der private Wohlstand 
hat den der EG bereits überholt. Waru m besteht 
e igentlich e ine solch vehemente P ro-EG-Eu p ho
rie, obwohl wir doch viel bessere Daten haben als 
die EG? - Das m ü ßte uns doch etwas zu denken 
geben. 

Nun zur E ntwicklung in der österreichischen 
Sozialversicher ung. Die Ausgaben der Sozialver
sicherung betrugen 1 990 48 1 M i l liarden Schil-

l ing, 1 99 1  525 Mil liarden,  was ein P lus von 
44 Mil liarden oder 9, 1 Prozent ergibt. Sc huld 
daran, daß die Ausgaben der Sozialversicherung 
so stark gestiegen sind, ist unter anderem auch die 
sc hlechte Arbeitsmarktsituation, denn die Ausga
ben für die Arbeitslosenversicherung sind um 
mehr als 20 Prozent gestiegen .  Die Einnahmen 
der Sozialversicherung werden nur zu 78 Prozent 
aus den Beiträgen der Versicherten u nd zu 
1 6  Prozent aus Bundesmitteln gedeckt, was eine 
Su mme von 58 Mil l iarden an B undeszuschüssen 
ergab. 1 990 ware n es noch 52 Mil liarden - der 
Herr Minister hat mich diesbezüglich vor einem 
Jahr korrigiert - ,  aber jetzt lese ich e ine Steige
rung in der Höhe von 6 Milliarden aus diesem 
Zah lenvergleich heraus. 

48,6 Mil liarden Schilling an Bundesmitteln 
sind alle in  für die Abdec kung der Pensionsversi
cherung aufgewendet worden, was eine Ste ige
rung vo n 1 990 auf 1 99 1  von plus 1 1  P rozent be
de utet. Bedenklich ist auch der Beitragssatz für 
Arbeiter u nd Angestellte, der jetzt bereits 
22.8 Prozent beträgt . 

Die geplante Pensionsreform soll ja einige Bes
serungen bringen - m it dem Ziel,  in bestehende 
Leistungen nicht einzugreifen.  Man möchte d ie 
langfristige Zusammenführung der versc hiede
nen Pensionssysteme verwirklichen; e ine neue 
Bemessungsgrundlage dahin gehend e inführen, 
da ß die letzten besten 1 5  Beitragsjahre zur Be
messung herangezogen werden; eine Pensionsan
passung m it gleicher durchschnittl icher Nettoein
kommensentw ickl ung der Aktiven und Pensioni
ste n.  Die Gleitpension sol l  eingeführt werden, 
was hoffentlich dazu beitragen wird, da ß das Pen
sionsanfallsalter,  das i nternational gesehen seh r  
n iedrig ist, endlich angehoben wird; die Kinderer
ziehungszeiten werden angerechnet, bis zu vier 
Jahre pro Kind; die H interbliebenenversorgung 
sol l  neu geordnet werden und ein gleiches Pen
sionsalter für Mann und Frau so ll eingeführt wer
den. 

Die Ziele dieser Pensionsreform sind somit ab
gestec kt. Ich vermisse aber bei dieser Reform, da ß 
nicht mehr Möglic hkeiten für e ine vermehrte Ei
genvorsorge geschaffen werden.  Die F re iheitliche 
Partei hat ja schon vor Jahren ein Drei-Säulen
Modell  vorgestellt. 

Die erste Säule entspricht einer Grund- u nd 
M indestvorsorge in der Höhe von 25 Pro zent der 
Höchstbeitragsgrundlage nach 35 versicherungs
pflichtigen Jahre n  ab dem 55. Lebensjahr . 

Die zweite Säule : Es soll eine betriebliche Pen
sionsvorsorge aufgebaut werden ,  bei der d ie steu
erl iche Absetzbarkeit e rmöglicht werden soll .  

Die dritte Säule, die individuelle Pensionsversi 
c herungsvorsorge, macht ebenfalls e i n e  steuerli-
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che Absetzbarkeit notwendig. Das Ziel dieser drei 
Säulen wäre,  daß mindestens 50 Prozent der Pen
sion mittels einer aktiven privaten Vorsorge abge 
deckt werden .  

N u n  zur Arbeitslosigkeit, einem der brennend
sten Probleme in diesem Sozialbericht. Im Jän
ner 1 990 gab es 249 6 1 9  Arbeitslose. Ich habe vor 
einem Jahr von einer Viertelmill io n  Arbeitslose n 
gesprochen. Damals wurde ich vom Herrn Sozial
minister und vo n Herrn B undesrat Drochter kor
rigiert, die d iese Viertelmill io n  auf 249 000 redu
ziert haben .  Ich kan n  mich noch sehr gut daran 
erinnern. 

Heute lese ich in den "Salzburger Nachrich
ten " , daß es im Jänner 1 990 249 6 1 9  Arbeitslose 
gab . Der Herr Bundesminister hat mich auf 
235 000 ko rrigiert und hat gesagt, für mich spiel
ten diese 1 5 000 Menschen keine Rol le.  - Ich 
warte auf seine diesbezügliche Stel lungnahme. 

D ie Arbeitslosenrate ist i n  der Zwischenzeit, 
von Jänner 1 990 bis Jänner 1 99 1 ,  also in  diesen 
1 2  Monaten weiterhin um 24 69 1 angestiegen, 
und zwar auf 274 3 1 0. 

Die Zahl der Arbeitslosen über 50 Jahre ist be
sonders hoc h .  Hier e rgibt sich das besondere Pro
blem der schweren Verm ittelbarkeit . Gegen die
ses Phänomen sind in  der Zwischenzeit keine 
wirksamen Ma ßnahmen gesetzt worden . Ansätze 
zur Lösung d ieses gro ßen Proble ms sind in keiner 
Weise erke nnbar. 

Einer dieser Lösungsvorschläge wäre , daß man 
stufenweise die Loh nnebenkosten für die über 
50jährigen Arbeitnehmer senkt, damit die Unter
nehmer mehr Anreiz verspüren, diese Arbeitneh
mer zu behalten beziehungsweise diese vielleicht 
sogar einzustellen und nicht durch ausländische, 
b i l ligere Arbeitskräfte zu ersetzen.  

D ie Arbeitslosigkeit bei  A usländern hat ebenso 
stark zugenommen. Ende Jänner 1 993 gab es 
38 288 ausländische Arbeitnehmer. (Bundesmini
ster H e  s o u n: Arbeitslose.') B itte? (Bundesmini
ster H e  s o u n: Nicht ausländische Arbeitnehmer, 
sondern Arbeitslose!) Ja, Arbeitslose, pardon.  
Danke;  ich habe mich versprochen. 

D iese Zahl ist  ersch reckend hoch.  In der neuen 
Ausgabe von "News" sagte der H err Sozialmini
ster:  Solange wir hier 34 000 - bitte, auch Sie 
haben sich da etwas widersprochen - Ausländer 
arbeitslos gemeldet haben, gebe ich keine Arbeits
genehmigungen mehr her. (Bundesminister H e  -
s o u  n: Herr KoLLege.' Das war Dezember: 34 000.' 
Die letzte Statistik. die Sie hier zitiert haben, war 
Ende Jänner.' Ich bitte. die Monate auseinanderzu
halten!) Das hei ßt also ,  innerhalb eines Monats 
sind 4 288 arbeitslose Ausländer dazugekommen. 
(Bundesminister H e  s o u  n: Steht in der Statistik.') 

Das m u ß  einem z u  den ken geben. (Bundesmini
ster H e s  0 u n: Mir auch.') 

Man erwartet auch, daß wirksame Schritte da
gegen u nterno m men werden.  (Bundesminister 
H e  s o u  n: Habe ich bereits vorgeschlagen.') 
Wenn der Herr Stadtrat Swoboda sagt, wir müs
sen das Tempo der Zuwanderung drastisch dros
sel n  - das ist ein Parteikollege vo n Ihnen (Bun
desminister H e  S O ll n: Gott sei Dank!) - . dann 
hoffe ich auch, daß Sie sich das zu Herzen neh
men. 

Unse r Vol ksbegeh ren, das am Montag angeb
lich nicht erfolgreich,  aber meines Erachtens 
doch seh r  erfolgreich mit 4 1 7  000 Unterschriften 
abgeschlossen wurde . . .  (Heftige Zwischenrufe 
bei SPÖ und Ö VP' ) Es gab viele Vol ksbegehren, 
die weniger Unterschriften erhalten haben.  (Bun
desrätin K a r  I s s  0 n: 101  000 ist erfolgreich!) Je
de nfalls haben wir das Ziel  erreicht. 
1 00 00 1 Stimmen wären schon genug gewesen 
(Bundesrat F a  r 1 h o f e r: 1 Million hat er gesagt. 
hat er wollen.' - Bundesrat K 0 Tl e C n y: Hätten 
Sie das Volksbegehren gemacht. vvenn keine acht 
Abgeordneten mehr unterschrieben häuen?) 

Dieses Vol ksbegehren hatte zum I n halt , daß 
der Einwanderung, daß der unkontrolIierten und 
ungehemmten Einwanderung speziel l  aus osteu
ropäischen Ländern Einhalt  geboten werden soll .  

Herr Sozialminister Hesou n  schreibt in seinem 
Inserat u nter dem Titel "Für Ordn ung am Ar
beitsmarkt" - ich z itiere - :  

Die Öffnung der Grenzen Osteuropas hat 
Österreich Probleme gebracht. Immer mehr Ost
europäer wollen den Weg in den goldenen We
sten gehen .  Österreich m u ß  darauf reagieren, weil 
es kein Einwanderungsland ist . (Bundesminister 
H e  s o u  n: Ich bekenne mich dazu.') Sie bekennen 
sich dazu.  (Bundesminister H e  s o u n: Aber ein 
Zuwanderungsland! Das ist der Unterschied.') Das 
ist reine Formulierungssache. 

Wir sind kein E inwanderungsland. H ier steht 
weiters: Auch die Zuwanderung muß drastisch 
gedrosselt werden ;  das stammt von Ihrem Partei
kollegen Swoboda. Jedoch fehlen mir die Taten .  
S ie haben einige Punkte unseres Volksbegehrens 
nicht beachtet. (Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: 
Volksbegehren ist auch keine Tat. außer eine dum
me.') Die Zukunft wird zeigen, daß gerade dieses 
Versäumnis einen wesentlichen Tei l  dazu beitra
gen wird, daß Sie die Arbeitslosenrate nic ht i n  
den Griff bekommen werden. 

Außerdem: Wie wol len Sie eine Kontrolle über 
i llegale Arbeitnehmer aus dem Ausland bekom
men (Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Da kennt sich 
Ihr Parteichef gut aus, was man mit illegalen Ar
beitnehmern machen kann!), wenn Sie sich wei-
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gern, die im Koalitionsab ko m men festgeschriebe
ne Ausweispflicht einzuführen? Man kann einen 
i l legalen Arbeitne hmer an der Bauste lle durch ei
nen Kontro llor nicht identifizieren.  (Bundesrätin 
Dr. K a r  I s s  0 n: Im Bärental einen illegalen Ar
beitnehmer! ) 

Ein Gegensteuern zur Arbeitslosigkeit ist in  
keiner Weise festste llbar. (Bundesrätin Dr. 
K a r  L s s o  n: Darum wissen Sie so viel, weil Sie ei
gene Erfahrungen haben mit dem anstellen!) Sie 
m üssen auch dafür sorgen, daß das Sinken der 
Zahl der Arbeitsplätze gestoppt wird. Es kommt 
speziell in der Textilbranche, aber auch in ande
ren Branchen zu einem starken Abwandern in 
bil l igere Produktionsländer. Produktionsstätten 
werden ins Ausland verlegt; bei uns wird die Zahl  
der Arbeitsplätze immer ger inger. In Vorarlberg 
gibt es ja bereits große Probleme. 

Zur Arbeitsmarktverwaltung darf ich n ur kurz 
sagen, daß die Umwandlung der Arbeitsmarkt
verwaltung in einen öffentlich-rechtlichen 
Dienstleistungsbetrieb nach privatwirtschaftli
chen Richtlinien ab Anfang 1 994 geplant ist. Vor 
einem Jah r hat mir der Herr Sozialminister mit
geteilt, daß das nicht ab Jänner 1 994, sondern be
reits ab 1 .  J u li 1 993 stattfinden wird. - Vielleicht 
könnten Sie dazu Stellung nehmen, ob jetzt mit 
l. Juli 1 993 oder 1 994 diese Umwandlung in  
Kraft treten wird. 

Erfreulich ist, daß die gesundheitliche Gefähr
d ung in der Arbeitswelt auch ein Thema dieses 
Sozialbe richtes ist. D ie gesundheitliche Gefähr
dung, die gro ße Zah l  an Arbeitsunfällen und die 
notwendigen Rehabil itationsmaßnahmen führen 
natürlich zu zusätz lich hohen Kosten für die So
zialversicherung. Maßnahmen dagegen sind be
reits durch das Nacht-Schicht-Sc hwerarbeitsge
setz und d urc h die 50. ASVG-Novelle gesetzt 
worden .  - Ich möchte auch noch betonen, daß 
50 Prozent der Arbeiter bereits in  die Invaliditäts
pension gehen.  

D ie Pflegevorsorge haben wir heute vor einer 
Woche genauer besprochen. Es ist das sicher ein 
sozialpolitischer Meilenstein,  wenn auch nicht der 
große Erfolg, den wir uns erwartet haben, aber es 
ist das zumindest ein Anfang. 

Was ich vor einer Woche in die gro ße Reihe 
meiner Kritik nicht eingefügt habe, war, daß es 
bei dieser Pflege vorsorge ab der Stufe 3 keinen 
Rechtsanspruch gibt; diese r Rechtsanspruch ist 
erst ab 1 997 möglich .  Wenn vor einer Woche ein  
Gesetz beschlossen wurde, bei dem der Rechtsan
spruch erst i m  Jahre 1 997 ermöglicht wird, so fra
ge ich mich schon, ob das sehr sin nvoll  war. 

Weil bei der geplanten Pensionsreform keine 
Möglichkeit für eine aktive, private Vorsorge er
kennbar ist, weil  keine wirksamen Maßnahmen 

zur Bekämpfung der rasant steigenden Arbeitslo
sigkeit e rgriffen werden, weil keine Reform der 
Arbeitsmar ktverwaltung absehbar ist - und wei l 
keine wirksamen Schritte gegen die ungebremste 
Zuwanderung ausländischer Arbeitskräfte, wel
che besonders die  Arbeitslosigkeit der über 50jäh
rigen fördert und die Zah l  der Illegalen hinauf
treibt, gesetzt werden, können wir Freiheitlic hen 
diesem Sozialbericht nicht unsere Zustimmung 
geben. (BeifaLL bei der FPÖ. )  1 2.51 

Vizep räsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wo rt ist gemeldet Frau B undesrätin The rese Lu
kasser. Ich ertei le es ihr. 

12 .51 

Bu ndesrätin Therese Lukasser (ÖVP, Tirol) :  
Seh r  geehrter Herr  Präsident ! Herr Bundesmini
ster !  Meine Damen und Herren ! Hoher Bundes
rat! Wieder behandeln wir einen Be richt des Bun
desmin isteriums fü r Arbeit und Soziales über d ie 
soziale Lage . Daß es jener für das Jahr 1 99 1  ist , 
bedarf keiner weiteren Erörterung. 

Zuerst einige nicht unbedeutende Äußerlich
keiten: Der vorliegende Bericht ist - wie Herr 
Dr. Pumberger bereits erwähnt hat - in zwei 
Teilen übermittelt worden,  in einem redaktionel
len Teil und einem Datenband. D ies erleichtert 
die Handhabung beträchtlich. Außerdem wird 
uns der Datenband als Nachschlagewerk noch 
lange gute Dienste leisten.  

Nun einige Bemerkungen zum i nneren Aufbau. 
Dem Abschnitt "sozialpolitische Vorschau" und 
"Zusammenfassung" folgen die Kapitel "Sozial
bericht" , "Tätigkeitsbericht des Bundesministeri
ums" und die Beiträge der Interessenvertretun
ge n ,  wie bereits vom Herrn Beric hterstatter aus
geführt wurde. 

Das umfassende Werk ist wiederum übersicht
lich gestaltet, gut lesbar gedruckt u nd mit vielen 
Graphiken versehen. Auch über inhaltliche 
Schwerpunkte gab der vorgetragene Bericht Aus
kunft. 

Ich möchte namens meiner Fraktion all jenen 
danken, die an der Erstel lung des Berichtes mit
gearbeitet haben ,  und auch all jenen ,  die viel Zeit 
und Mühe aufgewendet haben , dem Bericht sub
stantiel len Inhalt zu verleihen. Gerade deshalb 
habe ich kein Verständnis dafür, daß seitens der 
Freiheitl ichen Partei inhaltl iche Belange nicht 
zur Ken ntnis genommen werden, daß zum Bei
spiel der H inweis auf Wohlstandsvermehrung, die 
Erhöhung der Löhne um ein Sechstel ,  die Erhö
hung der Alterspensionen um 26 P rozent, die E r
höhung der Ausgleichszulagenrichtsätze um 
mehr als ein Viertel  und die Erhöhung des Be
schäftigtenstandes um mehr als 200 000 negiert 
werden .  

565. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 43 von 59

www.parlament.gv.at



27360 Bundesrat - 565. Sitzung - 4. Februar 1 993 

Therese Lukasser 

Ein chinesisches Sprichtwort sagt: Zu wissen ,  
wie m a n  e s  macht, ist n icht schwe r !  Schwe r  ist 
nur, es zu machen!  

Herr Bundesminister!  I n  der sozialpol itisc hen 
Vorsc hau haben Sie  e ine Rei he von Vorhaben ge
nannt, d ie in den letzten Wochen und Monaten 
Gesetzeskraft erlangt haben .  Ich erinnere nur an 
das B undespflegegeldgesetz und an das Behinder
teneinstellungsgesetz, die wir vor e iner Woche 
verabschieden kon nten. 

Aus dem Abschn itt "Sozialbericht" möchte ich 
zum Kap itel "Zur Versorg.ung hilfs- und pflege
bedürftiger Menschen in Osterreich" einige An
merkungen machen. Ich beziehe mich auf d ie 
Ausage von Seite 1 39 Abs. 3, daß es i n  den neun 
Bundesländern gro ße Unterschiede hinsichtlich 
der Beziehung zwischen den Wohlfahrtsverbän
den und Sozialhilfeträgern, hinsichtlich der Art 
ihrer F i nanzierung, h insichtlich der Koordination 
zwischen den Wo hlfahrtsverbänden, hinsichtlich 
der G rö ße des Versorgungsgebietes, hinsichtlich 
des Ausmaßes der angebotenen Dienste und der 
Qualifikation und h insichtlich der sozialrec htli
chen Stellung der Hilfeleistenden gibt. Mir fiel 
auf, daß zwei Bundesländer überhaupt nicht ge
nannt waren. 

Jene elf Zeilen , die über das Land Tirol berich
ten, möchte ich gerne mit einigen Informationen 
der Sozialabtei lung des Amtes der Tiroler Lan
desregierung ergänzen.  

Derzeit bestehen 48 Gesundheits- und Sozial
sprengel,  in denen 2 1 4  Gemeinden Tirols mitar
beiten .  D ie Flächendeckung beträgt 75 Prozent. 
D iese Struktur gilt österreichweit als vorbildhaft 
und ist i n  u nserem Land nicht meh r  wegzuden
ken.  I m  Jahre 1 99 1  wurden nach einhe itlichen 
Sprengelaufzeichnungen 1 7 1  5 1 5  Stunden gelei
stet, davon 23 000 - das sind 13 P rozent - e h
renamtlich. 

Ma ßgebliche Arbeitsfelder der Sprengel sind 
die Hauskrankenpflege, die Familie n hilfe, die Al
tenhilfe, die Nächstenhilfe, Vermittlungstätigkeit 
und Aktionen i m  Gesundheitswesen .  Zirka 800 
freiwill ige M itarbeiter deckten die Laiendienste 
ab . Damit sind Besuchs-, Besorgungs-, Haushalts
dienste , E inkaufen und so weiter gemeint. Durch 
die Dienste im Alten- und Familienbereich er
folgte eine Ei nsparung von 24 050 Altenheim
tagen und von 3 1  1 64 Pflegeheimtagen .  

Seh r  geehrte r  Herr Bundesminister !  Meine Da
men und Herren !  A ufgrund der wachsenden Zahl 
alter u nd pflegebedürftiger Mitbü rgeri nnen und 
Mitbürger, aber auch aufgrund der zunehmenden 
sozialen Probleme vo n Familien und Jugendli
chen haben Reformbemühungen dieser Art ganz 
besondere Bedeutung. Die Sprengel i n  Tirol sind 
zweifellos gee ig net, den vielfältigen Herausforde-

rungen der Zukunft im Bereich des Gesundheits
und Sozialwesens gerecht zu werden.  

Was verstehen wir unter einem Sprengel? 
D ie Definition der Sozial- und Gesundheitsspren
gel ist eine gemeindeorientierte, ambulante 
Struktur auf Vereinsbasis mit einer zentralen An
lauf- und Koordi nationsstelle, dem Sprengelsitz. 
Viele F rauen sind Obleute in diesen Sprengeln. 
Deswegen möchte ich mich noch ein b i ßchen nä
her damit befassen .  

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ei nes 
Sprengels nehmen sich rasch und individuell be
stimmter sozialer und gesundheitliche r  Probleme 
der Bevö lkerung an. Im Rahmen der Sprengelar
beiten helfen alle Kräfte - Selbsthi lfe, Laienhil
fe, professione lle H ilfe - wirkungsvol l  zusam
men, soda ß ein Netz vo n Aktivitäten entsteht, das 
sich ergänzt und dem Menschen situationsgerech
te Hi lfe gewährleistet. 

Welche Sprengeltypen können wi r mittlerweile 
beobachten? - Sprengel ist nämlich nicht gle ich 
Sprengel.  Es ist interessant, daß in den einzelnen 
Regionen unseres Landes ganz unterschiedliche 
Situationen anzutreffen sind. D ie bisherigen Er
fahrungen zeigen folgende Spre ngeltypen auf: 

Erste Form: Gemei nden im ländlichen Raum 
mit F remdenverkehr. D iese Sprengel sind davon 
geprägt, daß hektische Saisonzeiten und ruhige 
Zeitabschnitte wechseln.  Viele Menschen haben 
während der Saison neben ihre r  beruflichen Tä
tigkeit keine Zeit mehr für andere Dinge . Viele 
F rauen leben mit dreifacher Belastung: Nebener
werbslandwirtschaft, Zimmervermietung, Haus
halt u nd Familie. Das spezielle Problem dieser 
Sprengel - ich bin in einem solchen Sprengel 
beheimatet - ist die Tatsache, daß es schwierig 
ist, ehrenamtliche Kräfte zu finden, und daß die 
Är zte in der Saison stark überlastet sind. 

Zweite Form: Gemeinden im ländlichen Raum 
ohne F remdenverkehr.  Diese Sprengel haben oft 
die optimale Größe. Man rechnet u ngefähr 
8 000 Einwohner. Sie verfügen über genügend 
interessierte ehrenamtliche Helfer und Vereine, 
die zur Unterstützung bei der Arbeit im Sprengel  
gewonnen werden können.  Die Bewohner haben 
Interesse an der Arbeit für die Al lgemei nheit und 
können in  vielen Fällen auch die Zeit dafür zur 
Verfügung stellen. 

Damit - so möchte man meinen - verfügt ein 
so lcher Sprengeltyp über ideale Arbeitsbedi ngun
gen .  Trotzdem gibt es auch da Probleme: Die 
Menschen arbeiten zwar seh r  engagiert, aber 
fachlich zuwenig qualifiziert und ungenügend 
wirku ngsvoll organisiert. Es treten Spannungen 
und Konflikte zwischen ehrenamtlichen und den 
bezahlten Helfern auf, und die einzelnen Grup-
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pen und Organisationen arbeiten eher nebenein
ander anstatt miteinander.  

Dritte Gruppe: Gemeinden im Ballu ngsgebiet. 
In  d iesen Sprengeln ist das Angebot an Diensten 
und Hilfen seh r  vielfältig. Viele spezielle Bera
tungs- und Therapieangebote sind vorhanden u nd 
auc h gut erreic hbar. Die Menschen sind aufge
schlossen.  Es bestehen geringere Schwellenängste 
als im länd lichen Raum. D ie spezifischen Proble
me dieser Sprengel sind d ie Ano nymität. die es 
sc hwierig macht, bestim mte Zielgruppe n  zu er
reichen, und die Vielfalt der Einrichtungen und 
Angebote, die schwierig zu koordinieren sind. 

Fazit: Im Mittelpunkt der Sprengela ngebote 
muß das Bemü hen um E rhaltung u nd Wiederher
stellung des körperlichen und seel ischen Wohlbe
findens der Menschen stehen.  

Meine Damen und Herren!  Hoher B undesrat! 
Sehr geeh rter Herr Min ister !  Vor einer Woche 
haben Sie von d ieser Stelle aus bedauert, daß ver
schiedene Umstände weitere gesellschaftspoliti
sche Überlegungen nicht erlaubten.  leh möchte 
hier einige Gedanken in d iese Richtung formulie
ren .  Wir leben in einer ergrauenden Welt. Daß 
der Anteil der über 60jährigen auf ein Fünftel der 
österreichischen Gesamtbevölkerung anwächst, 
wurde schon öfters hervorgehoben .  Das Verhä lt
n is zwischen den Generationen hat sich verän
dert. Auch deshalb sind Konsequenzen i m  Hin
blick auf Alterssicherung u nd Pflege leistung zu 
erwarten.  

Sozialhistoriker können mit vielen Fakten bele
gen,  daß die Einstellung zum Alter im Lauf der 
Epochen vie lfältigen Wandlungen unterworfen 
ist. Eine positive Sicht des Alters ging in früheren 
Zeiten mit einem Gebraucht-Werden einher.  
Dort, wo der ältere Mensch von sei ner Famil ie in 
der berufl ic hen Umwelt i n  der Gesellschaft ge
braucht wird, begegnet man ihm m it Achtung 
und Akzeptanz. Dort, wo er nicht gebraucht wird, 
kommt es zu einer Abwertung des Alters, breitet 
sich ein negatives Bild aus.  Der ältere Mensch 
wird dann nur als Risiko, als Last, als Kostenfak
tor ,  der d ie Kranken kasse n- und Pensio nsversi
cherungsbeiträge in  die Höhe treibt, diskutiert. 

Welches Altersbild herrsc ht in unserer Gesell
schaft vor? - Alter wird viel zu oft mit H ilfsbe
dürftigkeit  u nd Pflegebedürftigkeit gleichgesetzt. 
Dies entspricht nicht der Realität. Untersuchun
gen belegen eindeutig, daß sich die meisten älte
ren Menschen verhältnismäßig guter Gesundheit 
erfreuen und durchaus fäh ig sind, produktive Tä
tigkeiten auszuführen.  D ie Gesellschaft sol lte da
her ältere Menschen als " Ressource" betrachten 
und nach ihren Vorzügen u nd Fähigkeiten fra
gen .  Sie sollte sich deren spezielle e in malige Er
fahrungen zunutze machen. In d iesem Zusam
menhang läßt e ine j üngst erfolgte Aussendung 

von Wirtschaftsexponenten, u nter dem Titel: .,ÄI
tere Menschen sind eine Riesenchance für die 
Wi rtschaft" , auf Einsicht hoffen. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmi 
nister !  Hohes Haus! Im Jahre 2000 werden auch 
in  Österreich d ie über 60jährigen ein D rittel der 
Gesamtbevölkerung ausmachen.  Sie können dem 
überl ieferten B i ld der Alten überhaupt nicht 
mehr entsprechen, haben aber noch nicht genug 
Möglichkeit, ihr Bedürfnis nach Mitgestaltung 
der Gesellschaft verstärkt anzumelden und zu 
vertreten.  Vor zirka zeh n  Jahren hat eine bekann
te Persönlichkeit einen freiwil l igen Zeit-Zehent 
ange regt : Man möge bereit sein,  nach mittelalter
lichem Vorbild den ze hnten Tei l  seiner Freizeit, 
nicht seines Besitzes, der Allgemeinheit zu wid
men .  Das Echo hielt sich damals in Grenzen. 
Heute mü ßte man diese jungen Alten u m  diesen 
Zeit-Zehent bitten ,  darum bitten,  daß Tätigkeiten 
im Sozial-, Kultur- und Bildungsbereich wahrge
nommen werden, die von e inzelnen bereits jetzt 
gerne geleistet werden.  

E inige Beispiele h iefü r. Ich denke in diesem 
Zusammenhang an einen pensio nierte n Hofrat, 
der Monate h i ndurch ein behindertes Sc hulkind 
mit seinem Privat-PKW von zu Hause abholte 
und zur Schule fuhr .  Oder ich erinnere an einen 
pensionierten Obersch ul rat, der die Mittagsbe
treuung für die Fahrschüler übernom men hat. 
Ich kenne e ine Rei he von Senioren,  d ie aus dem 
Kulturbereich ihrer Gemeinde n icht wegzuden
ken sind. D ie Senioren selbst sind es, die erkannt 
haben, daß es in ihrem ureigensten Interesse ist, 
anzupacken - und n icht auszusteigen .  

Hohes Haus! Mit  diesen Überlegungen wollte 
ich i m  Rah me n  der Debatte um den Sozialbericht 
einen Denkansto ß geben. 

Meine F raktion n immt diesen Bericht gerne 
zustimmend zur Kenntnis. - Ich danke. (Beifall 
bei Ö VP und SPÖ.) 13.05 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wo rt gemeldet ist weiters Herr B undesrat Karl 
D rochter. Ich erteile es ihm.  

13.05 
B undesrat Karl Drochter (SPÖ, Niederöster

reich) :  Seh r  geeh rter Herr Präsident! Geschätzter 
Herr Bundesminister !  Meine seh r  geeh rten Da
men u nd Herren des Bundesrates! Im Gegensatz 
zum Kollegen P umberger u nd zur FPÖ wird die 
sozialdemo kratische Bundesratsfraktion n icht 
nur  dem äußeren E rscheinungsbild und der Ge
sta ltung des vorliege nde n Berichtes die Zustim
mung geben ,  sondern auch dem Inhalt dieses Be
richtes. 

Ich möchte natürlich auch den Beamten und 
dem Herrn Bundesminister recht herzlich danken 
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für d ie wirklich nützliche und übersichtliche Ge
staltung des Sozialberichtes für das Jahr 1 99 1 .  

Kollege Pumberger ist j a  auch inhaltlich nicht 
ganz unzufrieden dam it: So hat er in seinen Aus
führungen vor allem den Gesundheitsbereich lo
bend e rwä hnt, und ich unterstel le ihm, daß e r  
i h m  auch inhaltlich gefallen hat. 

Er hat einen Hinweis auf den Pensionsreform
vorschlag der Freiheitlichen Partei gemacht. Die
ser ist vergangenen Sommer vorgestellt worden 
u nd sah eine Maximalpension von knapp über 
8 000 S brutto vor, bei gleichbleibenden jetzigen 
Beiträgen. Er ist nach der Vorstellung aber sofort 
wieder in der Versenkung verschwunden. Und so 
ist mi r Kol lege Or. Pu mberger heute eigentlich 
vorge kommen wie der letzte Mohikaner, der 
noch die Pensionsreformvorschläge der Freiheit
lichen Partei verteidigt. 

Im Zusam menhang mit seinem Kriti kpunkt, 
daß im ASVG nichts vorgesehen sei ,  was auch 
eine persönl iche und individuel le Gestaltung er
möglicht, darf ich ihn daran erinnern, daß es im 
ASVG seh r  wo hl die Möglichke it einer freiwill i
gen Höherversicherung gibt. 

Zu seiner Bemerkung betreffend zweites 
Standbein in Form der Betriebspensionen darf 
ich ihm sagen,  daß es derzeit über 300 000 Öster
reicher und Österreicherinnen gibt, die in den 
Genuß einer betriebl ic hen Pension kommen. 
Und ich darf ihn auch daran erinnern, daß wir 
erst im vergangenen Jahr zwei Gesetze hier im 
Bundesrat m itbeschlossen haben, die die 
Betriebspensionsgestaltung beziehungsweise de
ren E i nführ u ng ermöglichen. 

Zur privaten Versicherung darf ich ihm sagen ,  
d a ß  sie f ü r  d e n  Betroffenen seh r  teuer ist und 
eigentlich sehr wenig bringt, we il  die Versic he
rungen, die d iese privaten Pensionen anbieten, 
natürlich auf Gewinn orientiert sind. Außerdem 
hat er auch bezüglich Betriebsp ensionen u nd pri
vater Pensionen verlangt, daß diese vom Staat, 
sprich vom Finanzminister, u nterstützt bezie
h ungsweise gefördert werden .  Da werden - und 
das darf ich in  Erinnerung rufen - natürlich 
auch Steuergelder von allen Österreichern mit 
eingebracht, auch von jenen,  die u nter der 
Höchstbemessungsgrundlage liegen.  

Als  Sozialdemokrat darf ich Ihnen sagen, daß 
wir mit dem jetzigen Pensionssystem, das das 
ASVG bietet, sehr zufrieden sind, daß wir uns 
aber auch dessen bewußt sind, da ß wir heute 
schon Vorsorge dafür treffen m üssen, daß dieses 
System über das Jahr 2000 hinaus finanzie rbar 
ist, daß die Pension auch weiterhin der E rsatz für 
das Erwerbseinkommen sein soll und daß es auch 
eine dynamische Weiterentwicklung der ASVG
Pension geben sol l .  

Kollege Pumberger mag e i n  sehr guter Medizi
ner sein, der sicherl ich einen Teil seines Einkom
mens als Arzt auch aus dem ASVG ableiten wird. 
Das unterstel le ich e inmal,  ohne es genau zu wis
sen.  Aber das ist sicherlich keine Gewähr dafür, 
daß man sich in  der Sozialpolitik, in der Wirt
schaftspo litik und in der Arbeitsmarktpoliti k ,  
Kollege Pumberger,  vö llig z u  Hause fühlen kann. 

Ich habe aber auch Verständnis dafür ,  daß Kol
lege Pumberger heute etwas beunruhigt ist. Das 
muß man verstehen, den n  vor wenige n Stunden 
sind in�gesamt fünf FPÖ-Abgeordnete nach reif
l icher Ube rlegung aus der Freiheitlichen Partei 
ausgetreten .  Sie dokumentieren m it diese m 
schwerwiegenden Schritt, daß es ihnen unmöglic.� 
sei ,  die Politik von Herrn D r .  Haider in der FPa 
mitzutragen. Ic h möchte ihnen hier Respekt zol
len für diesen Sch ritt, der mit Sicherheit ein not
wendiges und längst fäl liges S ignal für die öster
reichische Innenpolitik, aber auch für das Anse
hen Österreichs im Ausland gewesen ist. (Zwi
schenruf des Bundesrates Dr. P u  m b e r g e r.) 

Ich glaube, daß es nun in der FPÖ zu e iner 
Nachdenkphase über deren Politik und Dr. Hai
der kommen wird - und das kann nur gut sein 
für die Demokratie und für die österreichische 
Innenpolitik ,  den n  die Ve runglimpfungen u nd 
Beschimpfu ngen von österreichischen Persön
lich keiten und Organisationen in letzter Zeit 
durch Dr. Haider sind nic ht nur als beschämend, 
sondern sogar als unerträglich zu bezeichnen. 

Ich möchte mich in meinen Ausführungen z u m  
Sozialbericht 1 991  m i t  d e r  Arbeitsmarktpoliti k ,  
der Arbeitsmarktlage, d e r  Gesundheitspolitik u nd 
der Kodifikation des Arbeitsrechtes a useinander
setzen. 

Wenn wir uns die Vergleichszahlen des 
Arbeitsmarktes 1 990/ 1 99 1 / 1 992,  aber auch vom 
Jänner 1 993 ansehen, werden wir im Vergleich zu 
den vorigen Jahren ein ständiges Ansteigen der 
Beschäftigtenzahlen feststellen können, was si
cherlich a uch damit zusam menhängt, daß wir i n  
de n letzten Jahren,  also bis zum Jahr 1 992, doch 
noch eine relativ gute wirtschaftl iche Entwic k
lung gehabt haben und daß es seitens der Wirt
schaft eine sehr star ke Nachfrage nach Arbeits
kräften gegeben hat. Erfreu licherweise ist auch 
e ine wesentliche Zunahme der Zah l  weibl icher 
Beschäftigter festzustel len.  H ier muß man aber 
auch anmerken, daß nach der Einfü hrung des 
zweiten Karenzurlaubsjahres 1 990 b is 1 99 1  zirka 
10 000 Mütter diesen erweiterten Karenzurlaub 
in  Anspruch genommen haben, was bestätigt, daß 
diesbezüglich ein echtes Bedürfnis vorgelegen 
war. 

Bei Betrachtung des Arbeitsmarktes muß man 
auch in E rwägung ziehen,  daß es einen sehr  gro
ßen Zusammenhang zwischen Qualifikation und 
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Arbeitslosigkeit gibt. Mit Stand Dezember 1 992 
wurden immerhin 25 1 1 5 7  Arbeitslose ausgewie
sen .  Davon hatten zirka 2 1 9  000 Arbeitslose ent
weder das Q ualifikationsmerkmal Abschluß der 
Pflichtschule, fast 1 20 000 oder 47,4 P roze nt, 
oder jene, die eine Pfl ichtschule und eine Lehre 
abgeschlossen hatten ,  waren 1 00 000 oder 
39,9 Prozent. 

Wenn wi r diese beiden Q ualifi kationsmerkma
le und die Zah l  de r Arbeitslosigkeit gegenüber
stellen, dann werden wir merken, daß diese Grup
pe bereits einen Anteil  von 87 Prozent an der Ge
samtarbeitslose nzahl hat. Das zeigt uns, glaube 
ich , schon auf, daß wir in Zukunft wirklich alles 
daran setzen sollten ,  unsere aktiven Arbeits
marktbemühungen zu verstärken und zu verbes
sern und daß die Vorschläge Herrn Bundesmini
sters Hesoun,  zum Beispiel die Q ualifikationsof
fensive noch mehr zu verstärken und flächenweit 
in  Österreich zu ste uern, ric htige Maßnahmen 
sind . 

Bei der Betrac htung des Arbeitsmarktes müs
sen wir aber auch zur Kenntnis nehmen, daß es 
seit dem Jahre 1 980 einen sehr tiefgreifenden 
Strukturwandel gibt, daß es vor allem in den Pro
duktionsbereichen Industrie und Gewerbe zu 
sehr  hohen Verlusten und zu Abbau von Arbeits
kräften durc h  Rationalisierungsmaßnahmen von 
Arbeitsplätzen gekommen ist. Ausgenommen bis 
zum Jahre 1 992 waren davon die Bereiche Ener
gie und Wasserverso rgung. Aber es zeichnet sich 
bereits ab, daß auch da eine Reihe von Arbeits
plätzen verloren gegangen ist. Allein im Zeitraum 
1 988 bis 1 99 1  hat h ingegen der Bereich D ienstlei
stungen um 1 50 000 Arbeitsplätze zugenommen, 
hier vor allem beim Handel, in  den Rechts- und 
Wirtschaftsdie nsten, i m  Gesundheitsdienst und 
im Fürsorgewesen und selbstverständlich auch im 
Fre mdenverkehr. 

Es ist aber auch ein Anwachsen der Zahl von 
Lei harbeitern festzustellen. Hiezu erlaube ich 
mir, einige kritische Bemerkungen anzubringen. 
Obwohl wir in den vergangenen Jahren bezüglich 
Lei harbeit versucht haben, d urch einige gesetzli
che Maßnahmen mehr zum arbeitsrechtlichen 
und sozialrechtl ichen Schutz dieser Kolleginnen 
und Kollegen beizutragen, m üssen wir mit Bedau
ern feststellen,  daß es in  diesen Bereichen trotz
dem immer öfters vorkommt, daß die kollektiv
vertraglichen,  gesetzlichen Bestimmungen, aber 
auch die Arbeitnehmerschutzbestimmungen 
nicht ei nge halten werden. 

Ich habe schon gesagt, daß wir im Jahresdurch
sc hnitt 1 99 1  266 000 Gastarbeiter beschäftigt ge
habt haben, daß die Beschäftigung von Gastarbei
tern im Vergleich zum Jahr 1 990 um 49 000 ge
stiegen ist, daß dieser Zuzug der Gastarbeiter 
nach wie vor u ngebrochen ist und daß wir vor 
allem aus den Ländern Tschechien,  Slowakei und 

Ungarn nach wie vor einen Zuzug von Gastarbei
tern feststellen können, der in den nächsten Mo
naten noch stärker sein wird. Man braucht sich ja 
nur die wirtschaft liche und soziale Lage dieser 
Nachbarländer anzusehen. So rechnet Ungarn -
nach unseren letzten I nformationen - damit, daß 
im Jahre 1 993 mit mi ndestens einer Mil lion Ar
beitslosen zu rechnen sein wird. 

Es ist heute aber auch die Gelege n he it gegeben,  
einmal darauf h inzuweisen,  daß ungefähr 
200 000 Österreicherinnen und Österreicher ein 
Beschäftigungsverhältnis im nahen Ausland ein
gegangen sind, davon zirka 95 000 in  Deutsch
land. (Bundesrat B i e r i n g e r: Die sind dort 
dann Ausländer, das darf man nicht vergessen.') Ja, 
jetzt vielleicht. Aber sie werden keine Ausländer 
me hr sein ,  we nn der EWR-Vertrag u nd der EG
Vertrag unterschrieben sind. Dan n gibt es diesbe
züglich weitestgehend Gleichberechtigung. (Neu
erlicher Zwischenruf des Bundesrats B i  e r  i n -
g e  r. J Lieber Kollege ! Du wei ßt das vielleicht bes
ser, wei l  du in der Grenzregion Salzburg und sehr  
nahe bei  einem EG-Land lebst. 

Ich glaube - ich habe das sc hon erwähnt - ,  
daß wir uns heute auch auseinandersetzen sollten 
mit der Gesundheit am Arbeitsplatz. Es ist nach 
wie vor notwendig, durch geeignete Maßnahmen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen,  daß vor al
lem die Fälle von Ber ufskrankheiten,  daß aber 
auch die Zahl der Arbeitsunfälle stärker zurück
geht, als das bisher der Fall ist. 

Kan n  man sagen ,  daß sich die Zahl der Arbeits
unfälle bei 180 000 bis 1 90 000 p ro Jahr stabili
siert hat, so ist der Anstieg der Zah l  der Arbeits
fälle mit tödlichem Ausgang ungebrochen: Es wa
ren im Jahre 1 99 1  immerhin 348 Kol leginen u nd 
Kollegen ,  die einen Arbe itsu nfall mit  tödlichem 
Ausgang hatten .  Wenn man noch die Zahl der 
Wegunfälle mit tödl ic hem Ausgang h i n zuzählt, so 
erhöht sich die Zah l  um weitere 1 36 Personen. 

Nicht nur das persönliche Leid u nd der b lei
bende Schaden, die für jeden einzelnen Betroffe
nen se h r  bedauerlich sind, veranlassen mich, dies
bezüglich neue Schwerpunkte zu setzen,  sondern 
auch,  daß allein mit der U nfal lrente der Verlust 
der Gesundheit und der Lebensqualität nicht ab
gegolten werden kann. 

Ich möchte nicht näher darauf ei ngehen, daß 
natürlich auch d iese Arbeits- und Wegunfälle zu 
einer Zahl von Zigtausenden Krankenstandstagen 
führen. Im Jahre 1 99 1  waren es immerhin 
240 000 Krankenstandstage, die nach einem Ar
beitsunfal l beziehungsweise nach einen Wegun
fal l  zu verzeichnen waren.  

Es gibt aber auch Berufsgruppen, die besonders 
von Arbeitsunfällen betroffen sind . So kann man 
davon ausgehen, daß in der Baubranche von 
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1 000 Beschäftigten im D u rc hsch nitt 1 80 in ei
nem Jahr einen Arbeitsunfal l  erleiden. Im Be
reich Metall sind es immerhin noch 1 60 und in  
der  holzverarbeitenden Ind ustrie 1 40. 

Zu den häufigsten Belastungen am Arbeitsplatz 
ge hören - nach umfassenden Erhebungen der 
Allgemeinen U nfallversicherungsanstalt - Lärm,  
Zeitdruck,  Staub, Geruchsbelästigung sowie 
Schmutz u nd e inseitige körperliche Belastung. 

Ko llege Pumberger hat i n  seinen Ausführun
gen ja auch darauf h ingewiese n, daß es einen sehr 
engen Konnex zur Inval iditätspension gibt, und 
ich darf darauf hinweisen,  daß im Jahre 199 1  im
merhin 57 Prozent der Arbeiter und 32 Prozent 
der Arbeiterinnen vorzeitig wegen Invalidität in 
Pension ge hen m u ßten .  

Ich glaube, anläßlich d e r  D iskussion dieses So
zialberichtes sol lte man nicht vergessen zu sagen ,  
daß jeder Arbeitsunfall - neben d e m  vorrangi
gen persönlichen Leid jedes einzelnen - auch ei
nen seh r  hohen volkswirtschaftlichen Schaden 
verursacht. Nach Berechnungen der Allgemeinen 
U nfal lversicherungsanstalt beträgt dieser jährli
che Schaden immerhin 26 Mill iarden Sch illing. 

Meine sehr gee hrten Damen und Herren! N un 
komme ich zu einem seh r  heiklen P unkt, bezüg
lich dessen man eigentlich aufschreien mü ßte, 
m u ß  man doch diesem heute vorliegenden und 
zur Disk ussion stehenden Sozialbericht entneh
men, daß es in Österreich B ranchen gibt, in de
nen es eine unglaubl ic he Relation von U nfallver
hütungskosten zu den nachfolgenden Unfallko
sten gibt. Die Relation beträgt nämlich 1 : 40 zu 
Lasten der  Folgekosten von U nfäl len.  D iese Rela
tion in diesen B ranchen ist meiner Meinung als 
unve rantwortlich z u  bezeichnen, und man sollte 
sogar den Mut haben, dieses Verhalten der Ver
antwortlichen als kriminelles Verhalten zu be
zeichnen. Ich darf die Damen und die Herren der 
Arbeitsinspektorate und der Allgemeinen Unfall
versicherungsanstalt von diesem Platz aus aufru
fen,  in diesen Bereichen und Betrieben wirklich 
r igoros durc hzugreifen, den n  das Leben und die 
Gesundheit der Arbeitnehmer muß i n  Österreich 
vor allen anderen, wenn auch notwe ndigen, Ziel
setzungen Vorrang haben.  

Ich glaube, wir können auch m it der a llgemei
nen E ntwicklung des Volkseinkommens, wie sie 
i m  Sozialbericht des Jahres 1 99 1  dargestellt wird, 
zufrieden sein. E rfreulicherweise ist das Volks
einkom men insgesamt um 6,8 P rozent gestiegen ,  
die B ruttoentgelte f ü r  u nselbständig erwerbstäti
ge Arbeitnehmer stiegen immerhin u m  8,5 Pro
zent. Und nach einigen Jah ren sinkender Lohn
quote wird i m  Jahre 1 99 1  ein Anstieg der unbe
reinigten Lohnquote von 7 1 , 1  P rozent im Jah
re 1 990 auf 72,3 P rozent im Jahre 1 99 1  ausge
wiesen .  

Man darf aber nicht zur  Tagesordn ung 
übergehen, wenn man sich die Lohn- und Ge
haltsschere zwischen Männern und F rauen an
sieht.  Diese ist nach wie vor beträchtlich, m üßte 
sich aber in den Folgejahren,  bei schneller U mset
zung des Gleichbehandlungsgesetzes - gemäß 
dem Grundsatz: gleicher Loh n  für gleichwertige 
Arbeit - seh r  rasch verringern. 

In der österreichischen Einkommensskala ganz 
unten sind nach wie vor die Gastarbeiter, im be
sonderen d ie Gastarbeiterinnen ;  und auch die i l le
gal Beschäftigten können sicherlich nicht stati
stisc h  erfaßt sein - aber auch darauf hat Kollege 
Pumberger in einem Nebensatz hingewiesen. 

Ich darf weiters darauf verweisen ,  da ß in  die
sem Bereich Stundenlöhne m it maximal 40 S ge
geben werden, es aber auch Bereiche gibt, in de
nen diese weit darunter liegen. 

Ich stehe hier nicht an, auch darauf aufmerk
sam zu machen, da ß d iese Mensc hen n icht sozial
versichert sind, daher keinen Sozialversiche
rungsschutz haben,  keine Sozialversicherungsbei
träge zahlen, aber auch keine Steuern zahlen, u nd 
so mit während ei nes Jahres ein enormer, i n  Mil l i 
ardenhöhe gehender Sozial versicherungs- und 
auch Lohnsteuerschaden entsteht .  Wir m üssen 
alle ein Interesse daran haben, diese i llegale Be
schäftigung noch i ntensiver und flächendecken
der zu bekämpfen - die gesetzlic hen Vorausset
zungen dafür sind gegeben. 

Abschließen,  meine seh r  geehrten Damen und 
Herren, möchte ich meine Ausführungen m it ei
nigen deutlichen H inweisen auf die noch i m me r  
bestehende U ngerech tigkeit, die sich aufgrund 
der arbeits- und sozialrechtl ichen Untersch iede 
zwischen Arbeitern, Angestellten u nd Vertrags
bediensteten e rgibt, die durch n ichts mehr zu be
gründen ist. Diese u nbegründeten und n icht  zu 
rechtfertigenden U nterschiede gibt es bei der 
Kündigungsfrist, beim E ntlassungsrecht, beim 
Austrittsrecht, bei der D ienstverhinderung des 
Arbeitnehmers wegen Krankheit,  bei Arbeitsun
fällen, bei der Berufskrankheit, aber auch bei der 
Entgelt-Fortzahlung sowie bei Dienstverhinde
rung aus anderen, die Person des Arbeitnehmers 
betreffenden Gründen.  

Ich darf Herrn B undesmi n iste r Hesoun e rsu
chen, in den nächsten Monaten diesbezüglich 
noch mehr und noch stärkere Aktivi.täten zu set
zen .  Ich weiß ,  daß es ein persönliches Anliegen 
von ihm ist, dieser Forderung des 
12. ÖGB-Bundeskongresses nachzukommen und 
diesen noch offenen P unkt der Regierungserklä
rung und des Koalitionsübereinkommens positiv 
zu erledigen .  Er wird h iebei sicherlich die U nter
stützung der Gewerkschaften,  der Arbeiterkam
mern, der Sozialdemokratischen Partei und der 
Fraktion in Nationalrat und B undesrat habe n .  
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Insgesamt gesehen ist es ein erfreul icher Sozial
bericht für das Jahr 1 99 1 .  Er wird , wahrschein
l ich etwas abgeschwächt, auch noch i m  Jahr 1 992 
erfreulich sein. Aber ich glaube, daß es auch an 
der Zeit ist,  die von der Regierung angek ündigte n 
Maßnahmen zur Belebung der österreichischen 
Wirtschaft im Bereich Bahn, Post, Infrastruktur, 
Investitionsfreibeträge, Exportförderung so rasch 
wie möglich zu verwirklichen, damit es uns ge
lingt, Vollbeschäftigung - das ist nach wie vor 
unser Ziel - zu erreiche n.  

Die Zeichen des wirtsc haftlichen Umlandes ste
hen nicht auf positiv. Das bedeutet für uns, daß 
Arbeitneh mer und Arbeitgeber mit den politisch 
Verantwortlichen näher zusammenrücken soll
ten. In d iesem Si nne wird die sozialdemokratische 
Fraktion im B undesrat auch diesem Sozialbericht 
ihre Zustimmung geben. (Beifall bei der SPÖ und 
bei Bundesräten der Ö VP. ) 13 .31 

Vizepräsident Dr. He rbert Schambeck: Zu 
Wort hat sich weiters Herr Bundesrat Dr. Kapral 
gemeldet. Ic h erteile es ihm. 

13.31 
Bundesrat Dr. Peter Kapral (FPÖ, Wien) :  Sehr 

geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her
ren ! Hoher Bundesrat! Lassen Sie mich zuerst ein 
paar Worte zu den vorangegangenen Ausführun
gen des Herrn B undesrates Drochter sagen.  Ich 
ordne mich gerne in die Reihe der " letzten Mohi
kaner" ein.  Ich halte das F PÖ-Pensionskonzept 
noch allemal für besser als das, was uns mit der 
5 1 .  ASVG- Novelle ins Haus stehen wird , die 
demnächst auch hier i m  Bundesrat zur Diskus
sion ste hen wird und von der man heute sc hon 
sagen kann, daß sie eigentlich die Ausschaltung 
des Parlaments durch die Versic herungsmathe
matik bringt.  

Ich gla ube nicht,  daß es im Hohen Haus noch 
irgend jemanden gibt, der die Möglichkeit hat, das 
nachzuvollziehen,  was in Formeln,  in versiche
rungsmathematischen Rechnungen den dem Ge
setz U nterworfenen zugemutet wird.  Wenn sich 
Gesetze, die sich ja an die breite Masse der Bevöl
keru ng richte n, noch daz u bei einem Thema wie 
der Pension, wovon wirk lich viele betroffen sind, 
zu solchen Auswüchsen versteigen ,  dann ist das 
eigentl ich bedauerlich. (Bundesrat D r 0 c h t e  r: 
Gestatten Sie einen Zwischenruf: Wir reden heute 
nicht von ungelegten Eiern! - Bundesrätin Dr. 
K a r  I s s  0 n: Was machen die Privatversicherer? 
Die können auch niemandem garamieren. wie die 
Pension ausschauen wird!) 

Aber lassen S ie mich nun einige Bemerkungen 
zum Sozialbericht, wie er uns heute vorliegt, ma
chen. Sozialpolit ik ist nicht nur e ine Angelegen
heit der Arbeitnehmer, sondern auch eine der Ar
beitgeber .  Und ich bedaure es - aber das könn
ten Sie ja vielleicht noch ändern - ,  daß sich die 

Damen und Herren der Wirtschaft in  der ÖVP
Fraktion des Hohen Bundesrates he ute nicht in 
die Rednerliste eingetragen haben,  und daß sie 
hier nicht zu den Aussagen des Beric hts Stel lung 
nehmen. 

Schon vor längerer Zeit ist der eigentlich Jahre, 
ja Jahrzeh nte hindurch gültige Grundsatz verlas
sen worden,  daß die Beiträge zur sozialen Sicher
heit vom Arbeitnehmer und vom Arbeitgeber zu 
gleichen Tei len getragen werden sol le n.  Sicher
lich hat es immer Ausnahmen gegeben, wie zum 
Beispiel den Be itrag zur U nfallversicherung, aber 
im gro ßen und ganzen ,  vor allem auch im Bereich 
der Pension und der Krankenvorsorge, waren Ar
beitgeber und Arbeitnehmer zu gleichen Teilen 
an der Aufbringung der Mitte l betei l igt. 

Die jü ngste Entwic klung - eine E ntwicklung, 
auf die der Bericht, we il er ja mit 1 99 1  abschließt, 
nicht e inge ht - hatte diesbezüglich noch grö ßere 
Diskrepanzen zur Folge. Sie hat eine weitere un
p roportional hohe Belastung der Arbeitnehmer
seite zur Fo lge, was bede utet, da ß die öste rreichi
sche Wirtschaft, was die Lohnnebenkosten an
langt, bereits den Plafond des Zumutbaren über
sch ritten hat. Schon 1 990 lag Österreich 
diesbe züglich an der Spitze aller Lände r, knapp 
hi nter Italien. Für den Arbeitnehmer ist aber 
letztlich doch ausschlaggebend, was er auf die 
Hand bekom mt bezie hu ngsweise was er a uf sei
nem Konto vorfindet. Und er schätzt eigentlich 
das, was gemeiniglich unter der Bezeichnung 
"Lohnnebenkosten" gegeben wi rd , n icht so hoc h 
ein wie den direkten Lohn.  

Für d ie internationale Weubewerbsfähigkeit 
der österreichischen Wirtschaft sind natürlich die 
Gesamtarbeitskosten ausschlaggebend,  und zwar 
letztlich im Ve rhältnis zur erbrachten Leistung, 
also die sogenannte n Loh nstückkosten,  und hier 
wieder in Relation zu den Austauschverhältnissen 
de r Wirtschaft, also zu Wechselkurs und Wäh
ru ngsverbund. 

Ich warne davor, die Leistungskraft der öster
reichischen Wirtschaft zu überbeanspruchen; 
eine E ntwicklung, die sich im Jahr 1 992 durch 
eine Reihe zusätzlicher Belastungen,  die der 
Wirtschaft aufgebürdet wurden - Erhöhung des 
Beitrages zum Familienlastenausgleichsfonds, 
letztlich natürlich auch die fi nanzielle Bedeckung 
des Pflegegeldes - ,  in einem doch sehr deutlich 
spürbaren Ausmaß gezeigt hat. 

Wir befinden uns in  e iner kritischen P hase der 
wirtschaftlichen Entwicklung: Es steht zwar die 
Konjunkturentwicklung im Augenblick i m  Vor
dergrund des Interesses, aber hinter ihr zeigt sich 
auch, da ß sich vor allem durch die üstöffnung 
strukturelle Auswirkungen auf die österreichische 
Wirtschaft ergeben, d ie in  ihren Gesamtkonse
quenzen noch nicht abzuschätzen sind. Ich habe 
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den E indruck ,  daß wir noch nicht genau wissen, 
wie wir diese Strukturänderungen aus der Ost
öffnung heraus tatsächl ich in den Griff bekom
men werden .  Das ist sicherlich kein isoliertes 
österreichisches Phänomen, aber hier i n  Öster
reich wirkt sich - aus verschiedenen Gründen -
diese E ntwick lung doch stärker aus, als das in an
deren Ländern der Fall ist. 

Die Wettbewerbsfäh igkeit der österreichischen 
Wirtschaft - nicht zuletzt auch beeinfl u ßt durch 
das Festhalten am harten Schil l ingkurs - hat im 
Jahre 1 992 e ine sehr  harte Belastungsprobe aus
zuhalten gehabt. Es gibt Aussagen österreichi
seher Wirtschaftsforscher, wonach unsere Lohn
entwicklung über jener u nseres Hauptkonkurren
ten ,  nämlich De utsch lands gelegen ist, und die 
Zukunft wird zeigen, ob es gleichze itig auch ge
l ingt, diese etwas höhere Entwicklu ng der Löhne 
durch entsprec hende Produktivitätssteigerunge n 
zu kompensieren. - Meine Damen und Herren ! 
Lassen Sie m ich heute h ier schon Zweifel daran 
äu ßern, da ja die Kapazitätsauslastung der öster
reich ischen Wi rtschaft insgesamt im abgelaufe
nen Jahr, jedenfalls im zweiten Halbjahr, doch 
rückläufig war. 

Ein anderes Thema, das im Zusammenhang 
mit dem Sozialbericht von Bedeutung ist, ist, daß 
im H inblick auf die notwendige Europareife der 
österreichischen Wirtschaft der Arbeitszeitgestal
tung noch grö ßere Bedeutung zukommen wird, 
als das in der Vergangen heit der Fall war. 

Wichtig scheint mir zu sein ,  daß ein mögl ichst 
hoher Ausnützungsgrad des immer teureren Ka
pitalstocks, des immer teureren Maschinenparks 
ermöglicht wird. Nicht nur die Arbeitsproduktivi
tät - das ist jene Ken n zahl,  die i mmer im Mittel
p unkt unseres Interesses ste ht - ,  sondern die Ge
samtproduktivität der Wirtschaft ist ausschlagge
bend für die Wettbewerbsfäh igkeit. 

Eine Studie über den Vergleich der Ka pital pro
duktivität zwischen Österreich und Deutsch land 
hat ergeben,  daß es bei uns doch noch beträchtli
che Rückstände in de r Ausnutzung des Kapital
stocks gibt, was einer Änderung bedarf. (Der 
P r ä  s i d e n t übernimmt den Vorsitz. ) 

Ich beziehe m ich auf die im Bericht über die 
soziale Lage enthaltene Stellungnahme der Indu
striellenverei nigung, in der Bezug genommen 
wird auf den Ausbau der Möglichkeiten flexibler 
Arbeitszeitgestaltung. 

Das Regierungsübereinkommen für diese Le
gislaturperiode enthält d iesbezüglich einige Ab
sic htserklärungen;  bedauerliche rweise ist aber 
b isher nichts i n  dieser Richtung geschehen.  Es ist 
sicherlich richtig, wen n  man davon ausgeht, daß 
unser soziales Sicherheitsnetz so dicht gesponnen 
ist, daß Ma ß nahmen, die auf eine Flexibi l isierung 

der Arbeitsze it abzielen, keine Beeinträchtigung 
der Rechte und der Stellung der Arbe itnehmer 
nach sich ziehen werden .  

Es ist daher wirklich hoch an der Zeit  - ich 
bedaure, daß der Herr B u ndesminister, aus 
d urchaus verständlichen Gründen, heute hier 
n icht meh r  anwesend sein  kann;  ich bin mir  aber 
dessen sicher, daß sei ne Beamten ihn darüber in
formieren werden - ,  es ist a lso hoch an der Zeit, 
daß seitens de r Regierung, seitens des Min isters, 
aber sicher auch seitens des Gesetzgebers Initiati
ven gesetzt werden ,  die darauf abzielen, die Mög
l ichkeiten flir den Arbeitgeber, für die W irtschaft, 
flexiblere Arbeitszeiten im Unternehmen einzu
führen, zu verbessern bezieh ungsweise überhaL�pt 
erst zu schaffen. - Danke. (Beifall bei der FPO. )  
13.42 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Herr Bundesrat Dr.  Michael  Spindelegger. Ich er
teile es ihm.  

13.43 
Bundesrat Dr.  Michael Spindelegger (ÖVP, 

N iederösterreich ) :  Herr P räsident! Me ine Damen 
und He rren !  Ich möchte einiges zu diesem Be
richt über die soziale Lage 1 99 1  h ier im Bundes
rat vorbringen.  

Zunächst zur Einkommensverteilung. Gestat
ten Sie mir  dazu zwei Bemerkungen. Wenn ich in  
diesem Datenband feststelle, da ß es  1 99 1  
620 000 Beschäftigte gab, die e in  Monatseinkom
men von unter 12 000 S hatten,  so meine ich, da ß 
das durc haus eine Zahl ist, die für uns a l le Anlaß 
zum Nachdenken sein sollte. 

Meine Damen u nd Herren! Wenn man diese 
Zahl weiter diffe renziert, die Vollbeschäftigten 
von den Teilzeitbeschäftigten trennt, so bleiben 
440 000 Vollbeschäftigte übrig, die monatlich un
ter 12 000 S verdienen. Wer mit 12 000 S brutto 
monatl ich auskommen m u ß ,  wird wissen ,  daß 
dies nicht ein ungeheuer großer Betrag ist, von 
dem ihm für eine Sparquote oder Sonstiges viel 
verbleibt. Denken Sie nur a n  die Kosten für Mie
te , die heute zu bezahlen sind, denken Sie an die 
B etriebskosten für eine Wohnung, den ken S ie an 
die Lebe nshaltungskosten,  an das Notwendigste, 
an Kleidung et cetera. Da wei ß  man, daß da nur 
ein seh r  geringer S p ielraum für den einzelnen 
bleibt. Ich sage das hier gan z  bewußt und meine 
auch, daß wi r die Zahl derjenigen, die noch mo
natlich unter 1 0  000 S verdienen, nämlich 
220 000, auch n ic ht geringschätzen sollten .  

Mei ne Damen und He rren !  Hinter diesen Zah
len stehen ja nicht abstrakte Gebilde , sondern 
h inter diesen Zahlen stehen Menschen und per
sönliche Schicksale. (ßundesrätin Dr. K a r  l s -
s o  n: Vor allem Frauen!) Die F rauen sind davon 
ganz besonders betroffen .  
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Ich glaube daher, daß das für uns alle Anlaß 
sein  sollte, darüber nac hzudenken und das in uns 
und bei unserem politischen Tätigsein festzuhal
ten.  

Besorgniserregend finde ich auch eine weitere 
Zahl ,  wen n  man nämlich die Einkommen der Fa
mil ien betrachtet: Das Pro-Kopf-Einkommen 
sinkt drastisch mit der Zahl zusätzl icher Fami
l ienmitgl ieder .  Sind beide Elternteile berufstätig 
und haben sie nur ein Kind, dann können sie in 
etwa mit dem Standard m ithalten , den andere Ar
beitnehmer in Österreich haben.  D ie Berufstätig
keit beider Elternteile bei zwei Kindern vermin
dert diesen Standard bereits um ein Achtel,  bei 
drei Kindern und beiden Elternteilen, die berufs
tätig sind, gibt es bere its um ein Viertel weniger 
an Pro-Kopf-Einkommen. Drastisch sinkt das 
Ganze dann, wenn nur mehr ein E lterntei l  etwas 
ve rdient und die Familie mehrere Kinder hat. Ich 
führe zum Beispiel die Berufstätigkeit nur eines 
Elternteiles bei einer Famil ie mit drei Kindern an: 
Da si nkt das Pro-Kopf-E inkommen um 40 Pro
zent; be i noch mehr Kindern um etwa die Hälfte 
des österreichischen Durchschnitts. 

Meine Damen und Herren!  Auch das gibt An
laß zu Sorge. Denken Sie daran , wenn wir heute 
von einer Freizeit-Gesellschaft sprec hen, vom 
Urlaub, vom Auto und was da al les dazugehört: 
Das alles ist für diese Famil ien praktisch nicht 
möglich, und das sollten wir uns auch vor Augen 
fü h ren. 

E i ne wei te re Bemerkung möchte ich zum The
ma Arbeitslosigkeit machen.  Die Arbeitslosenzahl 
ist von 1 990 a uf 1 99 1  von 5 ,4 Prozent auf 
5,8 Prozent gestiegen. Mittlerweile wissen wir,  
daß das Jahr 1 992 e inen weiteren dramatischen 
Anstieg geb racht hat; vom Jahre 1 993 kennen Sie 
ja die Zah len.  Es ist das eine tragische Situation, 
vor allem für ältere Arbe itneh mer. 

Wenn ich einige Zahlen dazu nennen darf: 
1 99 1  stieg die Arbeitslosenquote der 50 bis 54jäh
rigen von 6,2 Prozent auf 7,2 Prozent, jene der 55 
b is 59jährigen von 7,5 auf 9, 1 Prozent. Und wenn 
wir uns das Jahr 1 992 anschauen: Im Fe
bruar 1992 gab es 45 20 1 Arbeitslose , die über 
50 Jahre alt waren. 

Meine Damen und Herren! Das ist ein ganz 
schwieriges, auch gesellschaftspolitisches Pro
ble m ,  das es zu lösen gilt. Ich meine, daß wir uns 
wirklich alle gemeinsam um Maßnahmen bemü
hen müssen,  um dieser E ntwicklung Herr werden 
zu können. 

Das ist nicht nur e ine Frage der Entdiskrimi
nierung des Faktors Lebensalter an sich - Frau 
Kollegin Lukasser hat schon darauf h ingewiesen 
- ,  sondern es ist das auch ein Auftrag, daß wir 
dort, wo der Staat als Dienstgeber etwas regeln 

kann, nämlich im öffentlichen Dienst, die Alters
klausel  fallen lassen sollten. Wir haben das bereits 
in Niederösterreich gemacht; ich hoffe der Bund 
wird da bald nachziehen und auch andere Bun
desländer werden d iesbezüglich ein E i nsehen ha
ben. Gerade der Staat, wenn er Maßnahmen set
zen will ,  hat die E igenverpflichtung, ältere Ar
beitneh mer aufzunehmen. 

Es bedarf auch sonstiger Förderungen. Wir 
brauchen etwa e ine längerfristige Personalpla
nung in  allen U nternehmen. Das ist gerade i n  
großen U nternehmen heute n icht der Fall ,  wie 
ich aus eigener E rfahrung wei ß .  Ganz im Gegen
teil: Es  geht eigentl ich immer mehr i n  Richtung 
kurzfristiger Planung. Das sol l  ein Denkansto ß 
sein, den wir, glaube ich,  durc haus den Vertretern 
hier mitgeben können, die in U nternehmen tätig 
sind. 

Es geht sicher a uch um flexiblere Arbeitszeit
Angebote, um gleitende Pensionen und so weiter;  
e iniges ist ja bereits in der Pensionsrefo rm vorge
sehen, was vielleicht auch zu e iner Entsc härfu ng 
der Situation beitragen könnte. 

Meine Damen und Herren!  Es geht aber auch 
um eine Verstärkung der medizin ischen Vorsor
ge. Es m u ß  nicht sein,  daß viele ältere Arbeitneh
mer in die  Berufsunfähigkeitspension gehen -
zum Teil durc haus berechtigt, zum Tei l  vielleicht 
auch weniger berechtigt. Auch da müssen wir et
was in Richtung Arbeitsmedizin überlege n. 

Meine Damen u nd Herren! Lassen Sie mich 
noc h eine dritte Bemerkung machen,  u nd zwar 
zur Reform der Arbeitsmarktverwaltung. Da 
heißt es in diesem Bericht, daß die Organisations
analyse Reformpotentiale erbracht hat, wie etwa 
die Auslagerung von a rbeitsmarktfernen Leistun
gen , die Dezentral isierung von Entscheidungen ,  
die Anwendung differenzierter Managementme
thoden und so weiter.  Das alles sind in  meinen 
Augen noch Schlagworte, die erst mit Leben er
füllt werden müssen.  Ich bin gespannt darauf, 
welche konk reten Reformvorhaben tatsächlich 
durchgezogen werden. Ich glaube, das ist eine 
große Aufgabe, die nicht n ur, was d ie Arbeits
markt-Verwaltung anlangt, sondern im gesamten 
öffentlichen D ienst vor uns steht. Sie brauchen 
sich ja nur zu vergegenwärtigen , wie d ie  Meinung 
der Bevölkerung über den öffentlichen D ienst, 
über die Arbeitsmarktverwaltung derze it aus
sieht. Das kann man nur in positivem Sinne ver
ändern, indem man dort ansetzt, wo man eben 
ansetzen kann. 

Ich habe gehört, i m  Bereich der Arbeitsmarkt
Verwaltung steht eine umfangreiche Ausstattung 
mit E DV-Anlagen bevor, und zwar im Wert von 
rund 2 Mil liarden Schi l l ing. Das ist e in  sehr gro
ßes Vorhaben. Ich meine aber, gleichzeitig mit 
einem solchen Vorhaben sollte man sich auch ge-
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nau anschauen, wo man mittelfristig rationalisie
ren kann.  

Zusammenfassend möchte ich zu d iesem Be
richt übe r die soziale Lage 1 99 1  folgendes fest
stellen: Ich glaube, daß wir beim Gebrauch des 
Wortes "So lidarität" , das so viel verwendet wird 
und auch oft in politischen Reden als Schlagwort 
dient, e inmal darüber nachden ken sollten, was 
dieses Wort tatsäch l ich heißt u nd inwieweit der 
Gesetzgeber jenen gegenüber eine Verpfl ichtung 
eingegangen ist, ja eingehen muß, die zu den so
zial Schwachen zäh len.  

Wenn ich mir  die Zahlen i n  d iesem Beric ht 
über die soziale Lage 1 99 1  ansehe, so ist mir klar: 
Es gibt diesbezüglich noch sehr viel zu tun, und 
ich möchte Sie alle auffordern beziehungsweise 
bitte n ,  in diesem Sinne tätig zu werden. - Ic h 
danke. WeifaLL bei Ö VP und SPÖ. ) /3.5/ 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich weiters 
Frau Bundesrätin Irene Crepaz. Ich ertei le es ihr .  

1 3.51 
Bundesrätin Irene Crepaz (SPÖ, Tirol) :  Herr 

, Präsident! Geschätzte Damen u nd Herre n !  Auc h 
ich möchte meine Rede mit einem Dank an d ie 
Ersteller dieses Berichtes beginnen, sind doch ge
rade kontinuierliche Berichte über die soziale 
Lage und auch Forschungsberichte wichtig, den n  
sie geben u ns i mmer wiede r umfassenden Über
blick über die soziale Lage i n  Österreich. Aber bei 
aller Übersicht möc hte ich doch ersuchen, bei 
d iesen Statistiken vermehrt die Situation von 
Frauen und Männern zu trennen, damit wir e in  
ehrliches Bi ld  über E inkommensunterschiede er
halten. Auch ich  möchte zu diesen Ein kommens
unterschieden einige Bemerkungen mac hen.  

Sehr geehrte Damen und Herren!  Es gibt auch 
i n  Österre ich Mil l ionäre und arme Leute. We r 
glaubt, daß es bei u ns kaum noch Einkommens
u nterschiede gibt, i rrt. 1 0  Prozent der obersten 
E inkommenssteuerpflichtigen bezogen 47,3 Pro
zent, also nahezu die Hälfte al ler Einkommen,  
während die  untersten 1 0  Prozent nur etwas 
mehr als 1 Prozent verdient haben.  

Bei den Lohnsteuerpflichtigen sind die  U nter
sch iede nicht ganz so kraß:  Die obersten 10  Pro
zent bezogen knapp ein Viertel al ler Löhne u nd 
Gehälter, wäh rend d ie untersten 1 0  Prozent n u r  
2,3 Prozent verdienten.  

D ie E inkommensverhältnisse der "oberen 
Zehntausend" bleiben äußerst u ndurchsichtig, 
weil d urch Gestaltungsmöglichkeiten und 
Höchstbeitragsgrundlagen kaum stichhaltiges sta
tistisches Material zu erhalten ist. 

Immerh i n  weist das Statistische Zentralamt 
rund 16 500 Österreicherinnen und Österreicher 
aus, die mehr als 1 Mill ion Sch i lling Jahresein-

komme n  zu versteuern haben.  Knapp 
5 000 Steuerpflichtige gaben mehr als 2 Mil
lionen Jahresbruttoeinkommen an.  Die meiste n 
Einko m mensmil l ionäre finden sich bei den Ge
werbetreibenden - knap p 1 0  000 - , gefolgt vo n 
Freiberuflern und Managern. Diesen Einko m
mensmil l ionären stehen auf der anderen Seite 
200 000 ganztagsbeschäftigte Arbeitnehmer ge
genüber, die immer noc h weniger als 10 000 S im 
Monat verdienen. Einkommen u nd Einkom
menszuwächse sind also in Österre ich sehr un
gleich verteilt. 

Ein Problem ist auch die Tatsache, daß Ein
kommen aus Besitz und Vermögen überdurch
schnittl ich gestiegen sind , sodaß die Reic hen im
mer re icher wurden und werden.  

In der Einkommensstatistik kommen die 
Tiroler unter d ie Räder: D ie Tiroler innen und Ti
ro ler sind in der bu ndeswe iten Statistik a n  die 
vorletzte Stelle abgerutscht.  So liegt das monatl i
che Bruttoeinko mmen u m  fast 900 S unter dem 
österreich ischen D urchsch nitt und zirka 1 700 S 
unter dem Durchschnitt von Wien. 

In e inzelnen Wirtschaftsklassen ist der Ein
kommensnac hte i l  in  Tirol  besonders gro ß: So 
verdient man beispielsweise in den Bereichen 
Kunst, U nterhaltung und Sport in Tiro l um 
24 Prozent wen iger, im Bereich U nterricht und 
Forschung u m  14 Prozent,  in der Chemie und in 
Druckereibetrieben immerhin noch rund 10 Pro
zent weniger. 

Auch in bezug auf die A usgleichszulagenbezie
her unter den Pensionisten schaut d ie Situation in 
Tirol alles a ndere denn rosig aus: Fast 
2 1  000 Pensionisten in Tirol  werde n  als Aus
gleichszulagenbezieher geführt; das ist immerhin 
ein Fü nftel aller Pensionisten.  Der Anteil  der 
Ausgleichszulagenbezieher hat seit 1 9 77 woh l  u m  
zirka 1 0  Prozent abgenom men, aber immer noch 
viel weniger, als das in anderen Bundesländern 
der Fall war. Das heißt auch, daß die Pensionisten 
in Tirol eine Besserstellung nur sehr  langsam er
reiche n .  

Bei d e n  Einkommensunterschieden m u ß  man 
aber auch leider feststel len,  daß allen Anstren
gungen u nd Beteuerunge n zum Trotz die F rauen 
auch bei gleicher Qualifi kation imme r  noch deut
lich wen iger verdienen. Die  Situation der F rauen 
auf dem Arbeits markt hat sich n i e h t e nt
schärft. 

Im Bericht der Arbeitsinspektion 1 990 konnte 
man nach lesen ,  daß die Zahl der Verletzungen 
des Muttersc h utzgesetzes i n  einem Jahr um 
13 Prozent stieg; Übertretungen im Falle von 
Fraue n  nach dem Gesetz über die Nachtarbeit  u m  
1 1 1  Prozent, jene nach d e m  Arbeitszeitgesetz u m  
45 Prozent. Arg sind die Verletzungen der Ar-
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beitszeitbestimmungen im Bereich Gastgewerbe 
beziehungsweise Handel. 

Zur sozialen Lage, speziell in Tirol .  muß man 
aber auch festhalten, daß nicht nur d ie Einkom
mensuntersc hiede d iese Ungleichheiten in Öster
reich ausmachen: Auc h Wohnungskosten,  private 
Verschuld ung, Lebenshaltungskosten und Bil
du ngsc hancen lassen Ungleichheiten zu Tage tre
ten .  Der Problembereich Wohnen m u ß  am drin
gendsten gelöst werden .  Bei den Wohnkosten lie
ge n wir in Tirol im S pitzenfeld, wäh rend wir, wie 
bereits aufgezählt, bei den Einko mmen das 
Schlußlicht bi lden. 

Ähnlich wie m it den Wohnungskosten verhält 
es sich mit den Lebenshaltungskosten :  Auch da 
liegt Tiro l  im Spitzenfeld, was sicher durch den 
hohen Antei l  der Tourismuswirtschaft zu erklä
ren ist. U nd so ist es auch sicherlich leicht zu er
k lären,  warum sich viele Tiro ler Fre izeite inrich
tungen, zum Beispiel am Wochenende mit der 
Fam ilie Schi zu fahren, gar nicht mehr leisten 
können .  

Sehr geehrte Damen und Herren!  Seit zi rka 
1 5  Jahre n  hat Österreich wieder Probleme in be
zug auf Arbeitslosigkeit. Es gibt immer grö ßer 
werdende sogenannte Ra ndgruppen, für die es 
immer schwerer wird, auf dem Arbeitsmarkt wie
der einen Arbeitsplatz zu finden. D ie Steige
rungsraten "schwer Vermittelbarer" sind bereits 
zweistel l ig. Es wird auch für Behinderte , das sind 
zirka 35 000 bis 40 000 Personen - trotz Behin
derteneinstellungsgesetz - immer schwerer, ei
nen Arbeitsplatz zu finden .  

Von der Arbeitslosigkeit betroffen sind - lei
der! - wieder ei n mal verstärkt die Frauen; hinge
gen beziehen sie beim Arbeitslosenbezug um 
mindestens ein Drittel wen iger als die Männer. 

Feststel len läßt sic h ,  daß der Lebensstandard 
auch der sogenannte n  kleinen Leute deutlic h  an
gestiegen ist, aber es werden die Zuwachsraten 
i mmer problematisc her und schwerer zu errei
chen sein ,  da wir an den Grenzen des Wachstums 
angelangt sind. Es geht also darum, den Kuchen 
gerechter zu verteilen.  

Bezüglich Chancengleich heit für die Frauen 
gibt es sicherlich mit dem letzthin beschlossenen 
Gleichbehandlungspaket Hoffnung. Wir wissen ,  
d a ß  zirka 40 Pro zent der erwerbstätigen Frauen 
keine Vollzeitbeschäftigung haben.  E inerseits 
fe hlen Kinderbetre uungsplätze, andererseits wer
den bei F reisetzu ngen zum größten Teil die Frau
en als erste gekündigt und erhalten n urmehr ge
ringfügige Beschäftigungen.  Die Frauen haben 
Einkommen u nter der Armutsgrenze und sie sind 
finanziell oft n icht i n  der Lage, ihr Leben allein 
gestalten zu können.  

E i n  gro ßer Anteil der Strukturmil l iarde so llte 
verstärkt für Aktionen wie zum Beispiel  die "Ak
tion 8000" verwendet werden. I mmerhin sind von 
1 984 bis 1 992 von 25 000 P lätzen immerhin die 
Hälfte Dauerarbeitsplätze , speziell für Frauen, 
geschaffen worden. 

Sorgen bereitet uns auch die zunehme nde Ar
beitslosigkeit der jungen Fraue n.  Es wird für 20-
bis 35jäh rige i mmer schwieriger, einen Arbeits
platz zu finden .  Es beginnt die Diskriminierung 
von Frauen bereits bei den Lehrlingsentgelten .  In 
den ,.typisc h weiblichen" Berufen beträgt das 
Lehrlingsentgelt ein Drittel in dem "typisch 
män n l ic her" . 

Österreich l iegt laut OECD-Bericht von allen 
Ländern der Welt auf dem neunte n Platz; wir sind 
die Neuntreic hsten ,  was jedoch die Einkommen 
von F rauen anlangt, verdiene n  i n  Europa nur 
noch die Frauen i n  Griechenland , in Portugal u nd 
in Spanien weniger als die Österreicherinnen. 

Die Mensc hen im Westen leben in einer Zwei
drittelgesellschaft; umso notwendige r  ist daher 
unser sicherlich gutes soziales Netz in Österreich .  

Ich bin opti m istisch und meine, da ß Maßnah
men, wie etwa die Erhö hu ng der A usgleichszula
ge auf immerhin 7 000 S, der Kam pf zur Errei
chung eines steuerfreien Mindeste inkommens 
von 12 000 S, die Durchführung der Gleichbe
handl ungspakete und auch die vermehrte Errich
tung von Kinderbetreuungsei nrichtungen, d ie so
ziale Absicherung nur geringfügig Beschäftigter 
oder auch das bereits besch lossene Pflege geld und 
die Sicherung der Pensionen der richtige Weg 
sind. 

Das ist der richtige Weg, der österreichische 
Weg,  der einerseits Europareife s ignalisiert und 
andererseits allen Bewo h nern unseres Landes ein 
menschenwürdiges Leben jenseits der Armuts
gren ze garantiert. - Danke. (BeifaLL bei SPÖ und 
ÖVP.) 14.00 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Ludwig Bierin ger. Ich erteile 
ihm dieses. 

/4.00 
Bundesrat Ludwig Bieringer (ÖVP, Salzbu rg) : 

Hochverehrter Herr Präsident! Meine sehr geehr
ten Damen und Herren des Hohen Bundesrates! 
Bevor ich mit meinen eigentlichen Ausführungen 
begi nne, möchte ich zu den Ausführungen des 
Herrn Kollegen P umberger Stel lung nehmen. 

Herr Ko llege Pumberger, Sie haben gemeint, 
daß 4 1 7  000 Personen, d ie dieses Vo lksbegehren 
u nterschrieben haben,  e i ne n  gro ßartigen E rfolg 
darstellen würden , weil  es mehr als 1 00 000 Stim
men s ind.  Ich sage Ihnen:  Für mein Dafürhalten 
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waren es um 4 1 7  000 zuviel .  (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ.)  

Ich sage I hnen das gerade bei  der  Behand lung 
des Berichtes über d ie soziale Lage. Wenn Sie als 
Arzt hier am Rednerpult so etwas sagen ,  dann 
denken Sie offenbar nicht daran, daß wir unsere 
Krankenhäuser zusperren müßten ,  wenn wir  kei
ne ausländischen M itarbeiterInnen hätten ,  dann 
denken Sie nicht daran.  daß wir Altenheime zu
sperren mü ßten, wenn wir keine ausländischen 
MitarbeiterInnen hätten. ( Bundesrat Dr. P u  m -
b e  r g e r: Um das geht es ja gar nicht.' Zuerst in
formieren lind dann reden.' ) 

Ich sage Ihnen:  Wenn ich i m  Westen meiner 
Gemeinde über die Grenze gehe - und wenn ich 
da so in die Runde schaue, dann stelle ich fest, 
daß ic h nicht der einzige bin, da sitzen näm lich 
einige andere Kollegen auch noch da. denen es so 
geht  - zu meinen Bayrischen F reunden,  dann 
bin ich dort auch Ausländer.  (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ.j Das bitte ich S ie auch zu beachte n. - Da
her verstehe ich nicht, daß man solche Äu ßerun
gen macht. 

Meine Damen und Herren! N u n  darf ich aber 
zu drei Aspekten d ieses Sozialberichtes ko m men. 
Ich möchte vorweg sagen ,  daß wir dankbar sind 
für diesen hervorragend aufbereiteten Bericht, al
lerd ings m u ß  es uns nachdenklich stimmen, wenn 
wir uns zum Beispiel die Zahl jener Menschen 
ansehen, die noch immer Löhne oder Gehälter 
unter 10 000 S beziehungsweise unter 1 2  000 S 
empfangen .  Dazu haben bereits Kollege Sp indel
egger und Frau Kollegin Crepaz gesprochen. 
Wenn es i n  unserem Lande im Jah re 1 99 1  immer
hin noch 620 000 Mitbürger gibt, die wen iger als 
1 2  000 S verdienen, und 2 20 000, die weniger als 
1 0  000 S verdienen, so m u ß  uns das doch nach
den k l ich sti m men. Wobei zu sagen ist, daß der 
Anteil  der F rauen überproportional hoch ist. Ich 
meine, wi r m üssen uns alle zusam mensetzen und 
dürfen nicht nur bei Sonntagsreden von Solidari
tät sprechen, denn da sind wir aufgerufen,  zu 
handeln und den Ärmsten der Armen in unserer 
Gesellschaft U nterstützung angedeihen zu lassen.  
(Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  

Meine Damen und Herren!  Erschreckend für 
mich ist auch der dramatische Anstieg der Ar
beitslosenquote älterer Menschen. Wenn in die
sem Lande von den über 50jährigen bis zu 
1 0  Prozent arbeitslos sind, dann muß uns auch 
das nachden klich machen. Wir m üssen darüber 
nachdenken,  ob i n  unserem Lande richtig vorge
gangen wird, wenn ältere Arbeitnehmer gek ün
digt u nd stattdessen junge bezieh ungsweise aus
ländische Arbeitskräfte eingestellt werden. 

Wir m üssen darüber nachdenken, wen n  ar
beitslose 55jährige auf Arbeitssuche gehen u nd 
sagen ,  sie würden jede Arbeit, auch P utzen oder 

was immer, annehmen, und als Antwort bekom
men: Wir haben zurzeit keinen Aufnahmebe
darf! ,  und wenn derselbe Arbeitnehmer einen 
Monat später bei d iesem Betrieb vorbeikommt 
u nd dort e rfahren m u ß ,  daß junge seh r  wohl auf
genommen wurden , daß sogar welche aufgenom
men wurden ,  um jene Arbeit zu ver richten, für 
d ie er sich angeboten hat, nämlich Putze n. Meine 
sehr geeh rten Damen und Herren ! Wen n  das der 
Fall ist, müssen wi r auch darüber nachdenken 
und, so meine ich, Abhilfe schaffen. 

Abhilfe schaffen könnte man meines E rachtens 
sehr wohl ,  wenn man zum Beispiel jenen ,  die aus 
i rgendwe lchen Gründen ä ltere Arbeitnehmer 
kündigen,  keinerlei Aufnah mebewill igungen für 
ausländ ische Arbeiter gibt. Das wäre zum Beispiel 
eine der wenigen Maß nahmen,  die mei ner Mei
n ung nach zielführend sei n  kö nnten. 

Meine Damen und Herren!  Noch einem Kapi
tel möc hte ich mich zuwenden ,  nämlic h  der Be
treuung in Alten- und Pflegeheimen. Die Betreu
ungsdichte i n  Alten- und Pflege heimen hat sich,  
so liest man in diesem Sozialbericht, von 1 960 bis 
1 990 verdoppelt - allerdings nur das Angebot 
n icht, was die tatsächlichen Zahlen betrifft, und 
zwar deshalb, weil die Zah l  der 75jährigen von 
1 960 bis 1 990 auch rasant gestiegen ist, nämlich 
um 90 Prozent. 

Wenn man heute davon ausgeht, daß sich der 
Standard in Altenheimen wesentlich verbessert 
hat, haben wir nach meinem Dafürhalten immer 
noch nicht das getan ,  was wir unse ren älteren 
M itbürgern schuldig sind. 

Daß fehlendes Personal jedem Altenheimerhal
ter Sorgen bereitet, liegt in  der Natur der Sache. 
Der Dienst in Alten- und Pflegeheimen ist nach 
meinem Dafürhalten einer der schwierigsten 
Dienste überhaupt. Das Altenheimpersonal hat 
oft überhaupt kein Erfolgserlebnis bei der Be
treuung alter M itmenschen. Das Altenheimperso
nal hat oft ein schlechtes Image, und zwar nur 
deswegen ,  wei l  es  i rgendwann einmal irgendwo 
verheerende Vorkom mnisse gegeben hat. Aber 
deswegen ,  meine sehr geehrten Damen und Her
ren, darf m a n  doch n icht das ganze Personal ver
teufeln!  

Für das Altenheim personal gibt es aber auch 
eine Arbeitszeitregel u ng, die nicht jedermanns 
Sache ist. 

Was für m ich als B ürgermeister das erschüt
terndste in Altenheimen ist, ist die sogenannte 
Besuchsdiplo matie. Ich nenne das bewußt " Be
suchsdiplomatie" , denn die älteren Mitbürger 
werden oft nur um den E rsten herum besucht, 
wei l  sie da von ihrer Pension oder Rente noch 
20 Prozen t  zur Verfügung haben und die " lie
ben" Anverwandten darauf aus sind, den größten 
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Teil von diesen 20 Prozent einzuheimsen.  U nd 
wenn diese 20 Prozent um den Neu nten, Zehnten 
verbraucht sind, dann sehen diese älteren Mitbür
ge r ihre " l ieben" Verwandten bis zum Monats
ende nicht mehr. In welcher Gesellschaft leben 
wir denn,  meine Damen und Herren, in der eine 
solche Vorgangsweise gang und gäbe ist? 

Damit hier ja kein Mißverständnis aufkommt: 
Als wir unser Altenheim geplant haben, sind wir 
in die Schweiz, nac h Deutsc hland und in  skandi
navische Länder gefahren , um uns so lche Häuser 
anzusehen. Mit Schrecken haben wir festgeste llt, 
daß es auch in all diesen Ländern gang und gäbe 
ist, daß um jenen Tag herum, an dem diese "In
sassen" - das ist ein schrec kliches Wort, das ich 
nic ht gerne gebrauche - ,  an dem die älteren M it
bürger ihre Pension bekommen,  besucht werden . 
wen n  das karge Sc herflein, das sie erhalte n, ver
braucht ist, erhalten sie keinen Besuch mehr. 

Ich fordere daher uns alle auf, meine Damen 
und Herren: Wirken wir darauf ein, daß die Soli
darität mit unseren alten Mitbürgern grö ßer ge
sc hriebe n wird , damit es solche Auswüchse in Zu
kunft n icht mehr gibt! Ich meine, das sind wir 
unseren älteren Mitbürgern schuldig! (Beifall bei 
Ö VP und SPÖ. ) 14. 1 1  

Präsident: Zum Wort ge meldet hat sich Herr 
Bundesrat Josef Faustenhammer. Ich erteile ihm 
dieses. 

/4.1 1 
B undesrat Josef Faustenhammer (SPÖ, Nie

derösterreic h):  Herr Präsident! Meine sehr ver
ehrten Damen und Herren des Bundesrates! Heu
te behandel n  wir den Sozialbericht über das 
Jahr 1 99 1 ,  der natürlich aufgrund der Verände
rungen der Sozialgesetze im Jahre 1 992 bezie
hungsweise im Jänner 1 993 - sprich: Pflegegeld
gesetz, Pensionsreform, Beibehaltung des Pen
sionsanfallsalters für Frauen mit 55 Jahren bis 
zum Jahr 20 1 7,  Pensionsanspruc h für die Bäue
rinnen, KRAZAF-Regelung und so we iter -
nicht me hr die Aktualität besitzt, die sich dieser 
Bericht eigentlich verdienen würde . 

D ieser Bericht gibt uns jedoch Aufschluß über 
die Veränderungen im Sozialbereich. Meine Vor
redner, vor allem der Kollege Drochter, haben 
vor allem auf die Situation der Arbeitnehmer hin
gewiesen ,  darauf, daß trotz guter wirtschaftlicher 
Lage weiterhin ein Ansteigen der Arbeitslosigkeit 
zu verzeichnen ist, und es wurde von mehreren 
Vorrednern auch betont, daß vor allem Kollegen 
und Kol leginnen, die über 50 Jahre alt sind, da
von betroffen sind. 

Laut Presseberichten über die Arbeitsmarktla
ge E nde Jänner 1 993 stieg die Zah l  der Arbeitslo
sen bei den 50- bis 55jährigen um 1 2, 7  Prozent. 
Diese Gruppe l iegt jedoch - Gott sei Dank !  -

nur meh r  knapp über dem D urc hschnitt anderer 
Altersgruppen. Ich begrü ße daher auch jene 
Maßnahmen, die der Sozial minister gemeinsam 
mit Minister Schüssel in der Richtung getroffen 
hat, daß es eine bessere Vermittlung und Förde
rung für Menschen d ieser Altersgruppen geben 
sol l .  und ich bin überzeugt davon,  daß diese Maß
nahmen auch greifen werden .  

Ich möc hte mich in meinen Ausführu ngen mit 
den Ergebnissen vor allem der Sozialversiche
rungsanstalten befassen - die zu Unrecht ins Ge
rede geko mmen sind - ,  ohne deren Bestand es in 
Österreich be i weitem nicht jenen sozialen Stan
dard gäbe, den dieser Bericht dokumentiert. Es 
wurde auch vom Kollegen Pumberger leider wie
der diese Sozialversicherungseinrichtung 
sprich Pensionsversicherungsanstalt - ins Gere
de gebracht,  indem er mit seiner " Drei-Säulen
Theorie" wieder eine Verunsicherung vor allem 
der Pensionisten zu betreiben versucht. Ich 
möchte betonen, daß ich nicht e inmal ein Garten
häusc hen auf diese drei  Säulen stellen möchte , 
und vor allem möchte ich nicht, daß ältere M it
bürger ein solches Pensionssystem erfahren müß
ten. 

Die Sozialausgaben betrugen im Jahre 1 99 1  
rund 525 Mil liarden Sc hi l l ing. Hierin sind die ge
samten Ausgaben und Aufwendungen der Sozial
versicherungsträger und Gebietskörperschaften 
für soziale Sicherheit enthalten : al le Pensionen , 
sowohl die im ASVG-Bereich als auch jene der 
Beamten, Leistungen der Arbeitslosenversiche
rung, des Familienlastenausgleichsfonds und so 
we iter. Gegenüber dem Jahre 1 990 kam es zu ei
ner Steigerung von 9, 1 Prozent oder 44 Mil
l iarden Sc hi l l ing; das wurde bereits erwähnt. 

Die Finanzierung der Sozialversicherungsan
stalten ist e in  Hauptziel nicht nur der Regierung, 
sondern vor allem aller I nteressenvertretungen . 
D ie Einnahmen dieser Sozialversic herungsanstal
ten betrugen 305 Mil l iarden Schi l ling, wobei die 
Ausgaben fast dieselbe Höhe erreichten, nämlich 
304, 7 Mil l iarden Schi l ling. 78 P rozent davon 
kommen aus Beiträgen der Versic herten, 1 6  Pro
zent bezieh ungsweise 58 Mil l iarden sind B undes
m ittel,  die für die Pensionsversicherungsanstalt 
aufgewendet werden, und 6 Prozent dieser M ittel 
oder 1 1  Mil l iarden Schil l ing kommen aus Vermö
genserträgnissen,  sei es in der Pensionsversiche
rung oder i n  den Kran kenversicherungsanstalten.  

Der Verwaltungsaufwand aller Sozialversiche
rungsträger beträgt 2,7 Prozent und l iegt damit 
europaweit an unterster Stufe ;  das möchte ich be
tonen. 

Die Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter 
und Angestellten hat 2 1 3  Milliarden Schi l l ing an 
Ausgaben getätigt. Das ist gegenüber 1 990 eine 
Steigerung um 7,8 P rozent. 1 55 Milliarden Schil-
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l i ng davon sind Beiträge der Versicherten,  
5 7  Mill iarden - das wurde vo n mir bereits er
wähnt - sind der Bundesbe itrag. 1 80,6 Mil
l iarden von diesen 2 1 3 Mi l l iarden Schil l ing sind 
Pensionsaufwand, der um 7,7 P rozent gestiegen 
ist. 8,2 Mil l iarden oder 1 1 ,5 Prozent wurden für 
Ausgleichszu lagen aufgewendet, und 1 3 ,5 Mil
l iarden macht der Beitrag zur Krankenversiche
ru ng für die Pensionisten aus . 

Ich möchte betonen - weil auch Ko llege Kap
ral angeführt hat, daß die Arbeitgeberbeiträge in 
den letzten Jahren überpro portional gestiegen 
sind - .  daß es zwar zu e iner Steigerung ge ko m
men ist, daß aber die Sol idarität aller Gruppen 
aufrechterhalten werden muß. Und ich möchte 
auch darauf hi nweisen,  daß es auch in diesem 
Haus einige k ritische Bemerkungen zum Pflege
geldgesetz seitens der Vertreter der Arbeitgeber 
gegeben hat. Ko llege Gantner etwa hat auch i n  
der letzten Sitzung des Bundesrates dazu kr itisch 
Stellung genommen.  

Wenn man die  Bundesmittel bei  den einzelnen 
Pensionsversicherungsträgern betrachtet: Für die 
Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter wer
den von Gesamtausgaben in Höhe von 95 Mil
l iarden Sch il ling rund 23 Mil l iarden Sch i l li ng 
oder 24,59 P rozent an Bundesmittel n  aufgewen
det; fü r die E isenbah ner werden 332 M i llionen 
Schil ling oder 18,46 Prozent aufgewendet; für die 
Pensionsversicherungsanstalt der Angestel lten 
6,02 Mill iarden oder 7,80 P rozent; für die Versi
c herten des Bergbaus 1 ,8 Mi lliarden Sch i l ling 
oder 42,3 1 Prozent; für die Sozialversicheru ngs
anstalt der gewerblichen Wirtschaft, also für die 
Selbständigen,  1 2, 794 Mill iarden Schi ll ing oder 
69,89 Prozent der Aufwe nd ungen, und die Pe n
sionsversicherungsanstalt der Bauern bekommt 
12 Mil l iarden Schi l ling oder 7 7 ,3 Pro zent der ge
samten Aufwendungen.  

Ich stehe zu d iesen Vereinbarunge n .  Aus So li
darität allen Gruppen gege nüber sind wir ver
pflichtet, unsere Beiträge h iefür zu leisten. Ich 
g laube aber nicht, daß sich die Arbeitgeberver
bände Rosinen herauspicken können . Ich b in  
auch überzeugt davon ,  daß unser soziales Netz in  
sei ner jetzigen Form auch weiterhin  bestehen 
bleiben wird. 

Die Ausgleichszulagen - das wurde schon er
wähnt sind um 7,6 P rozent gestiegen. 
264 000 Österreicherinnen u nd Öster reicher 
oder 15 Prozent der Pensionsbezieher bekommen 
Z uwendungen i n  Form d ieser Ausgleichszulage . 

Im Dezember 1 99 1  gab es - wei l  ja immer wie
der gesagt wird, daß sehr viele Pensionen im Aus
land ausbezahlt werden, und das möchte ich aus
drücklic h  betonen - 1 60 000 Pensionisten , die 
i hren Wohnsitz i m  Ausland haben und die von 
uns im Durchschnitt eine Pension von 2 300 S 

beko mmen. Diesen 1 60 000 Pensionisten i m  Aus
land stehen aber auf der anderen Seite 
1 40 000 Österre icher gegen über, die Pensionslei
stungen aus dem Ausland bezie hen.  Sie bekom
men eine D urchschn ittspension von rund 
2 100 S. 

Es steht im Bericht - es wurde das bereits er
wähnt - ,  daß die Höhe des Pensionsbezugs von 
1 970 b is 1 99 1  um rund 260 Prozent gestiegen ist. 
Natürlich ist auch der Ve rbraucherp reisindex ge
stiegen,  aber um wesentlich weniger: um 1 70 Pro
zent, sodaß man also eine zusätzliche Verbesse
rung von 90 Prozent auf dem Pensionssektor ver
ze ich nen konnte. 

Eine wichtige I nstitution stellt natürlich auch 
d ie U nfallversicherungsanstalt dar. D iesbezüglich 
haben die Einnahmen n ic ht mit den Ausgaben 
Schritt gehalten: 1 0,6 Mill iarden Schil l ing wurden 
eingenommen, 1 0,9 Milliarden Schi l l ing wurden 
ausgegeben, wobei ich aber betonen möchte , daß 
an de n Ausgleichsfonds der Pensionsversiche
rungsträger im Jahre 1 99 1  1 Milliarde Sch i lling 
überwiesen wurde. 

Für Unfallre nten wurden 5 Mill iarden Schil
l ing beziehungsweise 46 Prozent aufgewendet, 
23 Prozent bezie hungsweise 2,5 Mil l iarden Schil
ling wurden für die Behandlung nach U nfällen 
ausgegeben, und ich möchte betonen - Kollege 
D rochter hat schon darauf hingewiesen - ,  daß 
natürlich nach wie vor die Zahl der Arbeitsunfäl le 
viel zu hoch ist, und daß wir verstärkt und immer 
wieder versuc hen müssen,  diese Quote zu redu
zieren.  

1 991  bekamen 1 1 2 000 Personen e ine Rente 
von der Unfal lversicherungsanstalt ausbezahlt. 
Davon erhielten 9 1  000 Personen e ine Versehr
tenrente und 22 000 eine Hinterbliebenenrente. 
Der Durc hschn itt der monatlich ausbezahlte n 
Renten betrug 2 800 S. 

Ich möchte betonen, daß ich als Gewerkschaf
ter froh darübe r bin ,  daß es uns gel unge n  ist , d ie 
Steuern ,  die kurz nac h der Steuerreform im 
Jahr 1 989 von den U nfalIrentern e ingehoben 
wurden und für die Betroffenen eine erhebliche 
Belastung darstellten,  wieder aufzuheben. 

E i ne wichtige Säule in unserem Sozialsystem 
bilden natürlich auch die Krankenve rsicherungs
anstalten .  H iefür sind Ein- und Ausgaben im Jah
re 1 99 1  m it 8 1 ,6 Mi l liarden prognostiziert gewe
se n - was eine E r höhung um 1 0  Prozent gegen
über 1 990 bedeutete. 

Ich möchte veranschaulichen, wie wichtig u nser 
Sozialsystem ist: 4 04 1 456 Versiche rte waren im 
Jahresschnitt bei  den Krankenversicherungen 
versichert; sie wurden also auch von den Kassen 
betreut. Die höchsten Aufwendungen der Kran-
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kenkassen lagen natürlich im Spitalsbereich und 
betrugen 24,6 Mil l iarden, was 30 Prozent der Ge
samtausgaben bedeutete. An zweiter Stelle der 
Gesamtausgaben stand jene für ärztliche Hilfe, 
die rund 26 Prozent  der Ausgaben ausmachte, 
wobei die Steigerung gegenüber 1 990 8 Prozent 
betrug. E in sehr wichtiger und auch gro ßer Brok
ken s ind auch die Heilmittel und Heilbehelfe, die 
sich mit 1 0,7  Mil l iarden um 9 Prozent erhöht ha
ben. 

Für die Krankenunterstützung - Kran kengeld, 
Taggeld und Famil iengeld - wurde eigentlich 
verschwindend wen ig - i m  Ve rhältnis zu diese n 
anderen Ausgaben - ,  nämlich 3,8 Mi l liarden 
Schi l l ing aufgewendet. Die Leistungen für Mut
terschutz betrugen 4,3 Mil liarden Schill ing. D ie
ser Betrag hat sich gegenüber dem Vorjahr um 
15  Prozent erhöht. Als e ine sicherlich positive 
Auswirkung des zweiten Karenzjahres ist ein An
steigen der Zahl der Geburten festzustellen gewe
sen .  Ein Trend - es waren in den letzten Jahren 
Geburtenrückgänge zu verzeichnen - hat sich 
somit - Gott se i Dank - zum Besseren gewen
det. 

D ie Aufwendungen der sozialen Krankenversi
cherung für das Jahr 1 99 1  lagen bei 1 4  9 1 2  S je 
Versichertem.  D ie Beiträge pfl ichtversicherter 
Erwerbstätiger, inklusive Dienstgeberbeiträge, 
machten jedoch nur  1 3  055 S aus, wobei zusätz
lich natürlich Ersätze des Bundes für Leistungs
aufwendungen je Versichertem von 8 1 2  S kom
men; für Rezeptge b ühren wurden pro Versicher
tem 349 S aufgewendet und an Vermögenserträ
gen der Krankenkassen 289 S pro Versichertem.  

Ich möchte in meinen Ausführungen auch den 
Durchschnitt der Aufwendungen je Versichertem 
angeben,  der, wie bereits erwähnt, bei 1 4  9 1 2  S 
l iegt. F ü r  ä rztliche Hilfe wurden im Schn itt pro 
Versichertem 3 668 S aufgewendet, für Heilmit
tel 1 942 S im Jahr, wobei ich betonen möchte, 
daß in Niederöste rreich. und zwar im Raum 
Krems, e in  sehr interessanter P ilotversuch mit 
Ärzten ve reinbart wurde : Es haben sich diese 
Ärzte bereit erklärt, gemeinsam mit de r Kranken
kasse beim Versch re iben von Arzneien restrikti
ver vorzugehen. Man sollte viel leicht versuchen ,  
Heilmittel ,  auch natürliche z u  verschreiben, die 
vielleicht b i l liger sind, aber den gleichen gesund
heitspolitischen Effekt erzielen .  

E s  ist natü rlich schwierig, den Patienten z u  ver
sichern,  daß sie keine Angst zu haben brauchen, 
vielleicht n icht jene Heilmittel zu bekommen , die 
sie gerne hätten. Ich glaube aber, daß mit diesem 
P ilotversuch doch ein Beitrag dazu geleistet wer
den kann ,  die Erhö h u ng des finanziellen Aufwan
des für Heilmittel zu reduzieren. 

Es gibt - auc h  in Niederösterreich - einen 
zweiten Versuch; der seh r  positiv angekommen 

ist: Es gibt eine Chip-Karte , und es gibt mit einem 
Arzt im Bere ich St. Pölten ein Abkommen, daß 
mittels e iner Chip-Karte über den Computer der 
Versicherungsträger festgestellt und die Verrech
nung d urchgefüh rt wird .  Es kon nte festgestellt 
werde n ,  daß allein i nnerhalb des e rsten Quartals 
um mehr als 1 00 Krankenscheine weniger ausge
stellt wurden. 

Es wird auch immer wieder seitens der Ärzte 
kritisiert, daß d ie Versicherten, die Patienten,  oft
mals keine Krankenscheine mitbr ingen.  Dieses 
Problem ist jetzt gelöst: Man gibt die Chip-Karte 
ein.  und es stellt sich heraus, ob der Betreffende 
Anspruch bei der Niederösterreich ischen Ge
bietskranken kassa hat ode r bei ei nem anderen 
Versicherungsträger versichert ist. 

Es haben sich auf diesem Sektor wesentliche 
Verbesserungen ergeben ,  vor allem bei der Be
treuung der Versicherten ,  aber auch für die Ärzte 
bedeutet dies eine erhebliche Zeitersparnis. 

Für d ie Za h nbehandlu ng werden 867 S pro 
Versichertem aufgewendet; beim Zahnersatz sind 
es 262 S. Der wichtigste Posten - das wurde 
sc hon e rwäh nt - ist die Anstaltspflege und der 
Sonderfonds, der 4 448 S pro Versichertem be
trägt. 

Für die Hauskrankenpflege werden geringe 
Mittel aufgewendet: nur 10 S pro Versichertem .  

An Krankenunterstützung werden 1 395 S ge
währt, an Mutterschaftsleistungen im Schnitt pro 
Versichertem 1 0 1 9  S, wobei aber für eine Ge
burt, eine Entbindung, 53 000 S bezahlt werden 
müssen .  

F ü r  Gesundheitsförderung und Krankheitsver
hütung wurden 1 39 S aufgewendet; an Zusch üs
sen zu Bestattungskosten 27 S und an Fahrtspe
sen u nd Transportkosten im Sch nitt 253 S pro 
Versichertem. 

Da auch immer wieder der allgemei ne Verwal
tungsaufwand angeführt wi rd: An Kontroll- und 
Verrech n ungsaufwand werden 86 S pro Versi
chertem aufgewendet, der allgemeine Verwal
tu ngsaufwand beträgt im Schnitt 490 S.  Im Jahr 
sind das zusammengerech net 5 76 S, und wenn 
man das d urch 12 dividiert, so sind das 48 S pro 
Monat. 

Der Verwaltungsaufwand der Gebietskranken
kassen je Versichertem mit 48 S pro Monat ist 
n iedrig im Vergleich zum b il l igsten Informations
mittel: Wenn man das b ill igste in Österreich 
nimmt, das 3 S i m  Monat kostet, so sind das 90 S, 
also fast das Doppelte dieses Betrages. Und ich 
gla ube, da ß sich dieser geringe Aufwand sehen 
lassen kann . . . (Bundesrat Dr. R 0 c k e n 
s c  h a u  b: Das stimmt nichtn Das stimmt! Herr 
Doktor !  Hier sind alle Unterlagen e nthalten,  eben 
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im Betriebsve rgleich der Gebietskrankenkassen.  
Sie können das nac hlesen .  Ich gebe Ihnen gerne 
diese U nterlage zum Studium mit. 

Die Aufwendunge n  insgesamt - sonstige und 
außerordentliche Aufwendungen - betragen 
356 S. Für die Versic herten werden 1 3  980 S auf
gewendet, insgesamt 1 4  9 1 2  S. 

Ich möchte auch im Zusammenhang mit der 
Disk ussion u m  das "Kran kfeiern" noch einige 
Worte sagen, weil  die Arbeitnehmer zu Unrecht 
als "Blaumacher" hi ngestellt werden. Es gibt auch 
hiezu eine Studie. Präsiden t  Maderthaner hat be
hauptet, daß sehr viele Krankmeldungen an Mon
tagen und Freitagen festzuste llen seie n .  Die N ie
derösterreich ische Gebietskranke nkasse hat im 
Dezember 1 992 1 529 Fälle im Bereich St. Pöl
ten u ntersucht, und da waren an Fre itagen 
1 56 Krankmeldungen von den 1 529 zu verzeich
nen, also nur 10 Prozent der Versicherten haben 
sich am Freitag krank gemeldet. Ich habe auch 
die jährliche n  Krankenstandstage seit dem Jah
re 1 972 hier angeführt,  und ich möchte betonen, 
daß sich die durchschnittliche Dauer der Arbeits
unfähigkeit der Versicherten von 1 6,59 Tagen im 
Jahre 1 9 72 auf 1 2,83 Tage i m  Jahre 1 99 1  verrin
gert hat.  Die Diskussio n, die Präsident Made rtha
ner i ns Rollen gebracht hat, entbehrt also jegli
cher Gundiage, und die Arbeitnehmer setzen sich 
zu Recht gegen eine solche Verunglimpfung zur 
Wehr.  

Ich möchte betonen,  daß wir  Sozialdemokraten 
gerne dem Bericht des Sozialministeriums über 
die soziale Lage im Jahre 1 99 1  unsere Z�.stim
mung erteilen werden .  (Beifall bei der SPO und 
bei Bundesräten der Ö VP.) 1 4.33 

Präsident: Als nächste zu Wort gemeldet hat 
sich Frau Bundesrätin Dr. Irmtraut Karlsson.  Ich 
erteile ihr dieses. 

14.33 
Bundesrätin Dr. Irmtraut Karlsson (SPÖ, 

Wien) :  Sehr geehrter Herr P räsident! Hoher Bun
desrat! Viele E inzelheiten des Berichts über die 
soziale Lage 1 99 1  wurden h ier bereits aufgezeigt. 
Ich möchte als letzte Rednerin auf der Liste daher 
nur mit einigen Worten die Debatte zum Bericht 
über die soziale Lage zusammenfassen. 

Dieser Bericht liegt uns einmal i m  Jahr vor, 
und er stellt  eigentl ich e i nen Bericht über die 
Entwicklung des Woh lfah rtsstaates Österreich 
dar, einen Bericht über d ie Vertei lung des gesell
schaftlichen Reichtums in Österreich .  Es ist inter
essant, über die Jahre hinweg zu beobachten,  daß 
genau diejen igen,  die das ganze Jahr über durch 
Forderunge n  u nd Pole m i ke n  gerade d iese Wei
tere ntwicklung des Woh lfahrtsstaates verhindern 
wollen,  dann hier mit Krododilstränen stehen u nd 
die U ngleichheiten,  die i m  Bericht zur sozialen 

Lage aufsc heinen, anp rangern und beweinen .  Ich 
erin nere n ur daran, daß Herr Bundesrat Langer 
vorige Woche heftigst und intensivst über die Be
schränkung der unbeschränkten Freiheit des Ei
gentums gesproc hen und Gesetze zu be kämpfen 
versucht hat, die es ermöglichen sollen, daß sich 
der nunmehr von der FPÖ u mworbene " k leine 
Mann" auch weiterhin  ein Grundstück für den 
Bau eines E infamilienhauses leisten kann. Genau 
diese FPÖ steht aber dann hier und beklagt sozia
le U ngleichheiten . Das ist ja woh l  wi rklich - ge
l inde gesagt - eine Heuchelei !  

Oder: Heute hat Bundesrat Kapral das Drei
Säulen-Model l  der Pensionsversicherung, wie es 
die FPÖ vorgeschlagen hat, als das zukunftswei
sende Modell bezeichnet. Man kann sich die Aus
wirkungen Ihres Modells al lerdings jetzt schon i n  
e i n e m  Staat anschauen ,  nämlich i n  Gro ßbritan
n ien,  wo D utzende, Tausende kann ma n jetzt 
schon sagen ,  alter Menschen, die ihr  Leben lang 
hart gearbeitet haben ,  mit staatlichen Mini-Pen
sionen ,  wie sie auch der FPÖ vorschweben, n icht 
auskommen und im Alter ein k lägl iches Dasein 
führen müssen.  U nd wo Pensionsfonds vo n ge
wissen lose n U nterne hmern geplündert werden; 
e in Fall wurde auch i n  österreichisc hen Gazetten 
aufgezeigt, aber das ist nur die S pitze des E isber
ges. (Zwischenruf des Bundesrates P r  a m e n -
d 0 r f e r.) Nein, es sind mehrere. Wen n  Sie e ngli
sche Zeitu ngen lesen würden,  würden Sie sehen, 
daß es mehrere sind. Das ist das, was ich über
haupt nicht verstehe . . .  (Bundesrat P r  a m e  n -

d 0 r f e r: Firmennamen.') Gu iness zum Beispiel, 
Polly Peck . Was da alles passiert ist! Das sind pri
vate Spekulationsunternehmungen gewesen .  

H ier prangert Herr B undesrat Kap ral d i e  Versi
cherungsmathematik als etwas Schlechtes an. 
Aber bitte nach welchem Prinzip sollen p rivate 
Pensionsversicherungen vorgehen, wen n  n icht 
nach der Versicheru ngsmathematik? Sie sind ja 
keine staatlichen Wohlfahrtsträger, sondern Be
triebe wie andere auch. 

Das heißt: Hier wird etwas vorgeschlage n ,  was 
i n  keinster Weise jenen sozialen Wo hlstan d  meh
re n wird, den wir in Österreich Gott sei Dank 
haben. U nd wir werden unsere Politik in Öster
reich fortsetzen und somit die katastrop halen 
Auswirkunge n ,  die eine Politik der ungezügelten 
freien Marktwirtschaft, der Chicagoer Schule, 
zum Beispiel in den Vereinigten Staaten und in 
Großbritannien gebracht hat, zu verhindern wis
sen .  

Denn e i ne solche Politik bringt keine Vertei
lung des Wohlstandes, so wie das bei uns in Öster
reich über Jahre hi nweg geschehen ist. Ich weiß, 
wen n  man jetzt einen i nternationalen Vergleich 
macht, dan n  ist man ein b i ßchen in der Lage wie 
eine Mutter, die zu ihre m  Kind sagt: Iß den Spi
nat auf, die hungernden Kinder i n  Indien würden 
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den jetzt sehr gern haben ! ,  aber ich glaube , daß 
einige Daten doch auch uns aufhorchen lassen 
sollen. 

Es gibt seit einigen 1ahren einen Bericht des 
E ntwicklungsprogram mes der UNO, in dem ver
sucht wird - anhand verschiedener Sozial indizes 
- ,  die Länder der Welt in eine gewisse Rangord
nung bezüglich allgemeine E nt�icklung und so
zialen Wohlstand zu bringen. Osterreich nimmt 
in diesem - letzten - Bericht den 1 5 .  Platz vo n 
insgesamt 1 60 Staaten der Welt, die hier analy
siert worden sind, ein und hat sich im letzten Jahr 
um zwei Plätze verbessert. Nimmt man einzelne 
Woh lfahrtsindi katoren heraus, wie zum Beispiel 
die Lebenserwartung, so l iegt diese in Österreich 
zum Zeitpu n kt der Erhebung bei 74,8 Jahren, in 
den schlechtesten Ländern - Afghanistan, Sierra 
Leone, Dschibuti - hingegen bei etwa 42 1ah ren.  
Das ist ein gewaltiger U ntersc hied. Österreich hat 
die zwe itniedrigste Jugendarbeitslosigkeit in Eu
ropa und nimmt den zwölften Platz betreffend 
die gute soziale Situation der Frau in diesem Län
dervergleich ein.  

Weiters wurde in diesem Bericht eine gro ße 
Korrelation zwischen Mil itärausgaben und sozia
ler E ntwicklung festgestellt. Österreich hat auch 
die drittniedrigsten Mil itärausgaben ,  wäh re nd So
malia, der Irak und ähnliche Länder eine n  sehr 
viel höheren Anteil  an Mil itärausgaben haben. 

Deshalb möchte ich abschl ie ße nd sagen, daß 
wir trotz einer schwierigen weltwirtschaftlichen 
E ntwicklung, die auf uns zukommt, trotz u nge
rechtfertigter Angriffe, trotz Privatisierungs- und 
E igen vorso�gephantasien mancher po.�itischer 
Kräfte i n  Osterreich i m  Interesse der Armsten 
u nd der Schwächsten unserer Gesellschaft den 
Weg der Erhaltung, der Weiteren twicklung und 
des Ausbaues des Wohlfahrtsstaates . .  weitergehen 
müssen.  - Danke. (Beifall bei SPO und O VP. ) 
14 .41 

Präsident: Weitere Wortmeldunge n  liegen 
nicht vor. 

Wünsch t  noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
n icht der Fall .  

D ie Debatte ist geschlossen .  

Wird vo m Herrn Berichterstatter e i n  Schl u ß
wort gewünsc ht? - Dies ist auch n icht der Fall.  

Wir kom me n  daher z u r  A b s t i m  m u n g.  

Ich bitte jene Bundesrätinnen und B undesräte, 
d ie dem Antrag zustimmen, den vorliegenden Be
richt zur Kenntnis zu nehmen, um ein Handzei
c hen.  - Es ist dies S t i m  m e n m e h r  h e i t. 

Der Antrag auf Kenntnisnahme des Berichtes 
ist somit a n g e n  0 m m e  n. 

D ie Tageso rdnung ist erschö pft.  

Ich gebe noch bekannt. daß seit der letzten be
ziehungsweise i n  der heutigen Sitzung insgesamt 
drei  Anfragen - 90811 bis 91 0/J - eingebracht 
wurden. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung des 
B u ndesrates wird auf schriftlichem Wege erfol
gen .  Als S itzungstermin ist Donnerstag, der 
4 .  März 1 993, 9 Uhr in Aussicht genom men.  

Für die Tagesord n u ng dieser Sitzung kommen 
insbesondere jene Vorlagen in Betracht, die der 
Nationalrat bis dahin verabschiedet haben wird, 
soweit sie dem Einspruchsrecht beziehungsweise 
dem Zustimmungsrecht des B undesrates u nterlie
gen .  

D ie Aussch ußvorberatungen sind für Dienstag, 
den 2. März 1 993, ab 1 4.00 Uhr vorgesehen. 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 S s e n . 

Schluß der Sitzung: 14 Uhr 43 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei .  93 01 1 7  
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